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1. Einleitung 
 

„Ich halte die Thematik für sehr rele-
vant, da es sich in den Personenstand-
sunterlagen um die reine Erfassung 
von personenbezogenen Daten han-
delt.“ 
                      (Antwort im Rahmen der Umfrage)

 

 

Seit dem 1. Januar 2009 sind die Bestände vieler, vor allem kommunaler Archive 

um eine Quellengattung reicher geworden. Gleichzeitig haben die Standesbeam-

ten zum ersten Mal in der Geschichte ihre Personenstandsbücher an die Archive 

abgeben müssen. 

Dieses Ereignis hat die Archive vor viele Herausforderungen gestellt. Zahlreiche 

Fragen tauchten hierbei auf: Die Art der Übernahme, Magazinbelange, Benut-

zungsmodalitäten und nicht zuletzt die Festlegung von Gebühren.  

Auf dem deutschen Archivtag 2011 in Bremen wurde auf einer Veranstaltung der 

Fachgruppe 2 (Kommunale Archive) deutlich, dass, vor allem im Umgang mit 

schutzwürdigen Belangen in Personenstandsregistern bei der Benutzung, noch 

Klärungsbedarf besteht. So stehen vor allem die Fortführungsfristen und deren 

Verhältnis zu archivischen Schutzfristen im  Vordergrund. Dieser Aspekt ist An-

lass der nachstehenden Untersuchung. 

Es gilt zu untersuchen welchem Schutz personenbezogene Daten in Personen-

standsregistern unterliegen und welche Einflüsse dies auf Arbeitsabläufe im Ar-

chivalltag haben kann. 

Damit eine Schutzwürdigkeit von Daten überhaupt festgestellt werden kann, 

müssen zunächst die zu erfassenden personenbezogenen Daten selbst den ein-

schlägigen Personenstandsgesetzen und den dazugehörigen Verordnungen ent-

nommen werden. Dies ist aufgrund einer bundesweiten Personenstandsgesetz-

gebung seit 1875 möglich und muss die fundierte Grundlage dieser Untersu-

chung sein. Besondere Beurkundungsfälle, etwa Personenstandsereignisse auf 

See oder die Besonderheit des Standesamtes I in Berlin sind für diese Untersu-

chung nicht relevant. Der Untersuchungsgegenstand wurde auf die Personen-

standsregister aufgrund ihrer Gleichförmigkeit eingeschränkt. Des Weiteren wird 

nur partiell auf die elektronische Registerführung eingegangen werden, da die 

erhobenen und zu erhebenden Daten Hauptgegenstand der Untersuchung sein 

sollen.  
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Die Personenstandsregister werden im Anschluss der Analyse in gesetzliche 

Rahmenbedingungen hinsichtlich ihres Schutzes eingeordnet. Dabei werden so-

wohl die Regelungen des Personenstandsgesetzes als auch die der Archivge-

setze auf Landesebene maßgeblich sein.  

Anhand der Analyseergebnisse, Beispiele und Erfahrungen sollen die Daten in 

einem Zwischenfazit sowohl in ihrer Schutzwürdigkeit eingestuft als auch in Be-

ziehung zu geltenden Fristen, vornehmlich den Fortführungsfristen gesetzt wer-

den. Erste Aufschlüsse hinsichtlich betroffener Arbeitsabläufe können hierbei 

ersichtlich werden. 

Da die unterschiedlichen Länderarchivgesetze keine einheitliche Lösung und 

Empfehlung vermuten lassen, wird die Untersuchung vornehmlich die Bedeutung 

der Einflüsse auf Arbeitsabläufe zum Anlass nehmen, um Handlungsbedarf und -

möglichkeiten aufzeigen zu können. 

Erfahrungen von Archiven mit dieser Thematik wurden mit Hilfe einer Umfrage 

gesammelt, deren Ergebnisse in sämtliche Bereiche der Untersuchung einfließen 

werden. Zu diesem Zweck wurden gezielt kommunale Archive des Landes Bran-

denburg, sowie ca. 30 Archive der größten Städte Hessens angeschrieben und 

es erfolgte ein Versand des Fragebogens über die Archivliste. Der Fragebogen 

wurde zudem an die Vortragenden der Veranstaltung der Fachgruppe 2 auf dem 

Deutschen Archivtag in Bremen 2011 gesandt.  

Das Ziel der Umfrage sollte keine statistische Auswertung sein. Aufgrund des 

Befragtenkreises wäre das für Brandenburg zwar möglich gewesen, musste aber 

wegen des geringen Rücklaufes ausbleiben. Nichtsdestotrotz brachte die Umfra-

ge aufschlussreiche Ansichten, Erfahrungen und Methoden einzelner Archive 

zum Ausdruck und war Anlass für gezielte telefonische Interviews und Nachfra-

gen. Die Auswertung sowohl der Umfrage als auch der persönlichen Gespräche 

wird anonym behandelt. 

Zusätzlich wurden einige Heiratsregister des Stadtarchivs Potsdam untersucht, 

um die Umsetzung der Gesetze am Beispiel überprüfen zu können. Dabei waren 

sowohl die Einblicke in die Arbeitsabläufe des Archivs als auch die bereits erfolg-

te Prüfung der Unterlagen sehr hilfreich. 
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2. Untersuchung der Personenstandsregister  

2.1. Allgemeines 
Unter dem Begriff Personenstand ist die sich aus den Merkmalen des Familien-

rechts ergebende Stellung einer Person innerhalb der Rechtsordnung, ein-

schließlich ihres Namens zu verstehen. Er umfasst weiterhin Daten über Geburt, 

Eheschließung bzw. Lebenspartnerschaften (seit 2009) und Tod, gleichwohl fa-

milien- und namensrechtliche Tatsachen.1 

Auch wenn sich die Geschichte der Personenstandsgesetze nunmehr auf 137 

Jahre beläuft, sind die Unterlagen in ihrer Art gleichbleibend: Register zur Beur-

kundung von Geburten, Eheschließungen und Sterbefällen sowie deren Na-

mensverzeichnisse, des Weiteren die dazugehörigen Sammelakten.  

Bevor die Gesetze im Hinblick auf entstehende Daten zu Personen untersucht 

werden können, sollen einige Begriffe und deren Verwendung im Nachgang er-

läutert werden. 

Es sei in diesem Zuge auf die Begriffsbestimmung des 

Bundesdatenschutzgesetzes2 hingewiesen. Demnach sind personenbezogene 

Daten „Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer be-

stimmten oder bestimmbaren Person“3, dem Betroffenen. 

Unter dem Begriff Betroffener soll vorerst diejenige Person klassifiziert werden, 

auf die sich der Eintrag bezieht, während hingegen unter Beteiligte diejenigen 

Personen verstanden werden, zu denen ebenso Angaben gemacht werden. 

Diese Unterscheidung ist zunächst der Tatsache geschuldet, dass die entste-

henden Daten nach ihrer Schutzwürdigkeit klassifiziert werden müssen. Der Be-

griff Dritte soll in diesem Kontext vermieden werden.  

Angaben zum Standesbeamten werden vernachlässigt, da dieser in seiner Amts-

eigenschaft tätig wurde. 

 
1 Gemäß dem §1 (1) Personenstandsgesetz (PStG) vom 19.02.2007 (Bundesgesetzblatt I 2007 S. 
122), wobei nach früherem Recht eine klare Definition nicht gegeben werden konnte. Vgl. hierzu 
Gaaz, Berthold/Bornhofen, Heinrich (2010): Personenstandsgesetz. (PStG) vom 19. 2. 2007. 
Handkommentar. 2. Aufl. Frankfurt am Main [etc.]: Verlag für Standesamtswesen,  S. 19. 
2 §1 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) vom 14.Januar 2003 (Bundesgesetzblatt I 2003 S. 66); 
zuletzt geändert durch Artikel 1 Gesetz zur Änderung datenschutzrechtlicher Vorschriften vom 
14.08.2009 (BGBl. I 2009, S. 2814). 
3 Ebd. 
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Die Quellenanalyse kann für die Register umfassend erfolgen, einheitliche Ge-

setzgebung und Formulare führten zu einer einheitlichen Registerführung in ih-

rem Wesensgehalt.4 

Auf eine gesonderte Analyse der Nebenregister soll nicht eingegangen werden.  

Da die Sicherungs- bzw. Zweitregister im Falle einer Zerstörung die Erstregister 

ersetzen, sind alle rechtlich relevanten Vorgänge nachzutragen. Dies gilt nicht für 

Hinweise. Es kann somit gegebenenfalls zu einem unterschiedlichen Quellenwert 

der Zweitregister kommen. Aufgrund des hohen Informationsgehalts eben dieser 

Randvermerke und Hinweise5 haben sich beispielsweise die nordrhein-

westfälischen Personenstandsarchive für eine Erfassung derselben in den Zweit-

registern entschlossen6. 

Grundsätzlich befinden sich alle Folgebeurkundungen auch im Nebenregister. 

Hinweise wurden nicht in jedem Teil vorgenommen. Die Unterschiede lassen sich 

daher nur in der Praxis feststellen. 

2.2. Entwicklung der Personenstandsregister  
Die folgende Untersuchung basiert vorwiegend auf der Analyse von Gesetzestex-

ten. Grundlage bilden die Gesetzestexte aus den Jahren 1874, 1937, 1956 

(DDR), 1957 (BRD), 1981 (DDR) und 2007. Ausgewählte Verordnungen sind 

ebenso untersucht worden. Nichtsdestotrotz fließen vorherige Analysen anderer 

Autoren in die Darstellung ein. Dem Anhang7 ist eine tabellarische Übersicht der 

einzelnen personenbezogenen Daten nach jeweiliger Gesetzeslage zu entneh-

men. Diese soll ebenso Grundlage für die spätere Klassifizierung der Daten sein. 

Sonderfälle der Beurkundungen sind nicht Gegenstand der Untersuchung. 

2.2.1. Das erste Personenstandsgesetz von 1875 mit Änderungen von 1920 

und 1935 

Was in Preußen 1874 begann, wurde schon bald für das Deutsche Reich adap-

tiert. Das Reichsgesetz zur Beurkundung des Personenstandes und der Ehe-

 
4 Schütz, Wolfgang (1977): 100 Jahre Standesämter in Deutschland. Kleine Geschichte der bürger-
lichen Eheschließung und der Buchführung des Personenstandes. Frankfurt am Main: Verlag für 
Standesamtswesen, S. 26. 
5 Die Art und Qualität der Hinweise wird die Untersuchung der Gesetzestexte darlegen. 
6 Joergens, Bettina (2009): Das Personenstandsreformgesetz ist sexy. Neue Perspektiven für die 
Genealogie, Geschichtswissenschaft Archive und Standesämter. 5. Detmolder Sommergespräch 
am 27. August 2008 im Landesarchiv NRW Staats- und Personenstandsarchiv Detmold. Online 
verfügbar unter: Homepage  des Naturwissenschaftlichen und Historischen Vereins für das Land 
Lippe e.V. (Hg.). URL: http://www.nhv-ahnenforschung.de/Termine/Tagungsbericht2009.pdf, zuletzt 
geprüft am 16.01.2012, S.10. 
7 Anhang I: Tabellarische Übersicht zur Personenstandsgesetzgebung, S. 69. 
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schließung vom 6. Februar 18758 löste sein nahezu gleichlautendes preußisches 

Vorbild zum 1. Januar 1876 ab. Die Beurkundung von Personenstandsfällen 

wurde hiermit zu einer staatlichen Aufgabe und hatte ausschließlich durch den 

Standesbeamten zu erfolgen. Somit galt ab diesem Zeitpunkt das erste deutsch-

landweite Personenstandsgesetz, was den Grundstein für das Personens-

tandswesen, wie wir es heute kennen, begründete.9  

Neben strukturellen und organisatorischen Bestimmungen, wie etwa der Bildung 

von Standesamtsbezirken und der Bestellung von Standesbeamten, wird die 

nachstehende Untersuchung vor allem die Führung der Personenstandsregister 

näher fokussieren. Jeder Standesbeamte wurde mit der Führung dreier Register 

zu Beurkundung von Personenstandsereignissen beauftragt. Namentlich sind 

dies das Geburtenregister, das Heiratsregister und das Sterberegister.10  

Angaben, welche den Standesbeamten bzw. den Ablauf der jeweiligen Beurkun-

dung betreffen, bleiben unberücksichtigt. 

Im Jahre 1935 erkannte man die Notwendigkeit, Registereinträge betroffener 

Personen unter einander zu verbinden. Mit dem 1. März 193511 wurde ein Hin-

weissystem zu der Registerführung aufgestellt, welches den Standesbeamten in 

§ 7 VStHinweise 1935 auch dazu ermächtigte, Hinweise in Registerbänden der 

Jahre bis 1935 vorzunehmen. 

Das Geburtenregister 

In das Register wurden nach § 22 PStG 1875 eingetragen:  

Der Vor- und Familienname des Anzeigenden, sowie sein Stand oder sein Ge-

werbe, ebenso sein Wohnort. Der Ort, Tag und die Stunde der Geburt wurden 

festgehalten. Hinzu kamen die Vornamen des Kindes, sowie dessen Geschlecht. 

Zu den Angaben über die Eltern zählen die Vor- und Familiennamen, die Religi-

on, Stand und Gewerbe, außerdem der Wohnort.  

Weiterhin konnte die Anerkennung eines unehelichen Kindes vermerkt werden, 

wenn die entsprechende Urkunde hierüber vorlag (§ 25 PStG 1875). 

Am Rande eines Geburtseintrages hatte der Standesbeamte weiterhin zu ver-

merken, wenn Verhältnisse erst nach der Eintragung des Geburtsfalles festge-

stellt werden. Dies betrifft vor allem: die Feststellung der Abstammung, Standes-

rechte durch Legitimation oder Annahme an Kindes statt (§ 26 PStG 1875). 
                                                 
8 Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschließung vom 6. Februar 1875 
(Reichs-Gesetzblatt 1875 S. 23), im Folgenden PStG 1875. 
9 Schütz, Wolfgang (1977): 100 Jahre Standesämter in Deutschland, S. 18-25. 
10 §12 PStG 1875. 
11 Verordnung über standesamtliche Hinweise. Vom 14. Februar (Reichs-Gesetzblatt I 1935 S. 
201), im Folgenden VStHinweise 1935.. 
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Totgeburten wurden nach § 23 im Sterberegister beurkundet. 

Bedeutende Änderungen erfuhr das Gesetz im Jahre 1920 durch das Gesetz 

über den Personenstand vom 11. Juni 192012. So durfte die Religion der Eltern 

des Kindes nicht mehr angegeben werden (Art. 1, Abs. 2 PStG 1920). Des Wei-

teren sollten Beischreibungen zur nachträglichen Ehelichkeit, bei Heirat der leibli-

chen Eltern, erfolgen (Art. 1, Abs. 3). 

Gesetzlich eingeführt 1935, mit Wirkung auf frühere Register, können sich im 

Geburtseintrag neben den Randvermerken auch nachstehende Hinweise laut 

VStHinweise 1935 befinden: 

- §1 (1-2) Hinweis auf den Heiratseintrag der Eltern, sofern es sich um eine 

eheliche Geburt gehandelt hat (H. Eltern geheiratet Nr. xx/Jahr Standes-

amt). 

- §5 (1) Hinweis auf den Geburtseintrag der Mutter bei unehelicher Geburt 

- §9 (1) Hinweis auf den Sterbeeintrag des Betroffenen (H. Gestorben Nr. 

xx/Jahr Standesamt). 

- §13 Hinweis auf die Eheschließung des Betroffenen (H. Geheiratet Nr. 

xx/Jahr Standesamt).  

Bei mehreren Eheschließungen entsprechende Hinweise (H. Zum xten 

Male verheiratet Nr.xx/Jahr Standesamt). 

- §5 (1) Hinweis auf den Geburtseintrag des Vaters bei nachträglicher Fest-

stellung der Abstammung, etc. 

- §5 (2) Hinweis, wenn betroffenes Kind durch nachfolgende Heirat der El-

tern für ehelich erklärt wurde 

Betroffener ist hier das Kind. Beteiligte im Eintrag sind die Eltern und der Anzei-

gende. Die Art der Hinweise ist zunächst und gemäß dieser Verordnung anonym, 

da nur auf die Einträge verwiesen wird, nicht aber mit Namen zu versehen sind.  

Das Heiratsregister 

Bei der Beurkundung der Eheschließung wurden nach § 54 PStG 1875 die Vor- 

und Familiennamen, die Religion, Alter, Stand/Gewerbe, Geburts- und Wohnort 

der Eheschließenden aufgenommen. 

Der Standesbeamte hatte im Heiratseintrag weiterhin Angaben zu den Eltern der 

Eheschließenden zu machen, deren Vor- und Familiennamen, ihren Stand oder 

ihr Gewerbe, sowie den Wohnort. Selbige Angaben mit dem Zusatz des Alters 

wurden über die anwesenden Zeugen eingetragen (§54 PStG 1875). 

                                                 
12 Gesetz über den Personenstand vom 11. Juni 1920 (Reichs-Gesetzblatt 1920 S. 1209), im Fol-
genden PStG 1920. 
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Auch hier durfte die Religion nach Art. 1 Abs. 6 PStG 1920 nicht mehr aufge-

nommen werden. 

Zu den Randvermerken zählten Eheauflösungen oder Nichtigerklärungen der 

Ehe (§55 PStG 1875). 

Mit der Verordnung von 1935 entstand vor allem in den Heiratsregistern ein Zu-

sammenhang zwischen verschiedenen Personen und Verwandtschaftsverhält-

nissen. 

Folgende Hinweise können somit nach der VStHinweise 1935 in Heiratsregistern 

gefunden werden: 

- §3 (1) Geburt der ehelichen Kinder (H. Ein/e Sohn/Tochter geboren, Nr. 

xx/Jahr Standesamt). 

- §10 Hinweis auf den Sterbeeintrag des Betroffenen, wenn der Geburtsein-

trag nicht in einem deutschen Standesamt aufgenommen wurde, jedoch 

aber die Eheschließung in einem deutschen Standesamt beurkundet ist. 

Bezieht sich ein solcher Eintrag nur auf den Ehemann oder die Ehefrau, 

dann wurde dies in dieser Weise vermerkt: H. zu 1/2: Gestorben Nr. 

xx/Jahr Standesamt. 

Neben den betroffenen Eheschließenden sind Beteiligte demnach: deren Eltern 

und beiwohnende Zeugen, sowie nach Einführung der Verordnung zu standes-

amtlichen Hinweisen, auch die ehelichen Kinder, welche nach dieser Verordnung 

noch anonym gehalten werden. 

Das Sterberegister 

Bei der Beurkundung von Sterbefällen wurden folgende Daten erhoben: 

Vor- und Familienname, Stand bzw. Gewerbe, sowie Wohnort des Anzeigenden. 

Ort, Tag und Stunde des beurkundeten Todesfalls. Vor- und Familienname, Reli-

gion, Alter, Stand/Gewerbe, Wohnort und Geburtsort des Verstorbenen (§ 59 

PStG 1875), wobei auch hier im Jahre 1920 die Religion aus dem Gesetz gestri-

chen wurde (Art. 1, Abs. 7a), Vor- und Familienname des Ehegatten, alternativ 

ein Vermerk, dass der Betroffene ledig war, Vor- und Familienname der Eltern, 

ihr Stand/Gewerbe und Wohnort. (§ 59 PStG 1875). Letzteres wurde im Art. 1 

Abs. 7b PStG 1920 komplett gestrichen. 

Hinweise erfolgten nach §8 (1) VStHinweise 1935 im Sterbeeintrag lediglich auf 

den Geburtseintrag des Verstorbenen. (H. Geboren Nr. xx/Jahr Standesamt. 

Konnte das Standesamt, indem die Geburt beurkundet war, nicht ermittelt wer-

den, erfolgte die Aufnahme des letzten Wohnorts). 
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Neben dem Betroffenen bestehen folglich noch Angaben zu Beteiligten, welche 

die Eltern, die Ehegatten sowie den Anzeigenden darstellen. 

2.2.2. Der erste Einschnitt im Jahre 1937 

Das neue Personenstandsgesetz des Jahres 193713 kann als Einschnitt im bis-

herigen Personenstandswesen angesehen werden, wenngleich der erste Schritt 

bereits durch die Verordnung zu standesamtlichen Hinweisen erfolgte. Der fami-

liengeschichtliche Zusammenhang ist der Kern des neuen Gesetzes.  

„Vom Standesamt zum Sippenamt“ betitelt dies Wolfgang Schütz. Die national-

sozialistische Ideologie spiegelte sich eben oder gerade auch im Personens-

tandswesen wider. Register mussten nunmehr für die Sippenforschung geeignet 

sein. Die Abstammung und familiengeschichtliche Zusammenhänge wurden im-

mer bedeutender für die Führung der Unterlagen. Nicht zuletzt auch der Nach-

weis von erbbiologischen Krankheiten sollte in den Registern gegeben sein.14 

Der Schnitt im Personenstandswesen wurde bereits durch die Umbenennung der 

Register in „Bücher“ deutlich. Aus dem Heiratsregister wurde nun das Familien-

buch (§1 (1) PStG 1935). 

Grundsätzlich war eine frühere Zugehörigkeit zu einer jüdischen Religionsge-

meinschaft nach §12 (3) der Ersten Verordnung zur Ausführung des 

Personenstandsgesetzes vom 19. Mai 193815 zu vermerken. 

Das Geburtenbuch 

Da sich durch das Gesetz 1937 die Registerführung zwar änderte, nicht aber 

grundlegend, werden im Folgenden nur Änderungen zum Vorgänger aufgeführt. 

Angaben zum Anzeigenden und zum Kind blieben gleich. Eine Angabe zu den 

Eltern des Kindes wurde wieder eingeführt: ihr religiöses Bekenntnis (§21 (1) 

PStG 1937). 

Am Rande sind nach PStG 1937 weiterhin zu beurkunden: Vaterschaftsanerken-

nungen (§29 (1)), Änderungen des Personenstandes oder des Namens, sowie 

Feststellung der Abstammung (§30 (1)). Eine Beischreibung bei nachträglicher 

Rechtstellung der Ehelichkeit des Kindes ist weiterhin einzutragen (§31 (2)).  

                                                 
13 Personenstandsgesetz vom 3. November 1937 (Reichs-Gesetzblatt I 1937 S. 1146), im Folgen-
den PStG 1937. 
14 Schütz, Wolfgang (1977): 100 Jahre Standesämter in Deutschland, S. 53. 
15 Erste Verordnung zur Ausführung des Personenstandsgesetzes vom 19. Mai 1938 (Reichs-
Gesetzblatt I 1938 S. 533), im Folgenden PStG-V 1938. 



Untersuchung der Personenstandsregister 

 

9 
 

Bei nicht Vorhandensein eines Familienbuches werden Annahmen an Kinde statt 

oder für ehelich erklärte Kinder im Geburtseintrag des Vaters/Annehmenden 

vermerkt (§46 (1) PStG-V 1938). 

Auf den Geburtseintrag der Mutter ist hinzuweisen, wenn die Mutter schon einmal 

verheiratet war, sowie ggf. der Grund der Auflösung der Ehe oder die Nichtig-

keitserklärung (§51 PStG-V). 

Im Geburtenbuch ist hinzuweisen auf: 

- §52 (1) Eheschließungseintrag der Eltern.  

- §54 (1) Heiratseintrag/Familienbuch der Eltern. 

- §52 (2a) Blatt im Familienbuch. 

- §53 bei unehelicher Geburt auf den Geburtseintrag der Mutter bzw. Fami-

lienbuch, in dem die Mutter aufgeführt ist. 

- §56 Kindesannahmen /Ehelichkeitserklärungen. 

- §58 Tod des Betroffenen. 

Nach §57 (3) PStG-V 1938 gilt weiterhin, dass die Bestimmungen für andere Re-

gister entsprechend gelten, wenn kein Familienbuch vorhanden ist. Die Angaben 

können somit ebenso in anderen Registern zu finden sein. 

Totgeburten werden auch weiterhin im Sterbebuch geführt (§24 PStG 1937). 

Die Angaben zum Betroffenen werden bindender, vor allem da es jede Änderung 

des Personenstandes betrifft16. Die Angaben zu Beteiligten, vornehmlich der El-

tern, sind um das religiöse Bekenntnis erweitert worden. 

Das Familienbuch 

Jede Familie erhält bei Eheschließung ein besonderes Blatt im Familienbuch. 

Dieses besteht aus zwei Teilen (§9-10 PStG 1937). 

Der erste Teil enthält Angaben zur Beurkundung der Eheschließung. Diese wur-

den erweitert durch Geburtsdatum und Geburtsort der Eheschließenden, sowie 

auch hier wieder ihr religiöses Bekenntnis. Das Alter der anwesenden Zeugen fiel 

weg. (§11 (1) PStG 1937) 

Zu Randvermerken zählen Tod bzw. Todeserklärungen eines Ehegatten, Schei-

dung der Ehe, Nichtigerklärung der Ehe sowie die Feststellung des Nichtbeste-

hens der Ehe (§12 PStG 1937), weiterhin die Änderung und die allgemein bin-

dende Feststellung des Namens der Ehegatten sowie jede Änderung des Perso-

nenstandes oder Wechsel des religiösen Bekenntnisses (§13 PStG 1937). 

                                                 
16 Schütz, Wolfgang (1977): 100 Jahre Standesämter in Deutschland, S. 61. 
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Der zweite Teil stellt die familiären Zusammenhänge dar. Die Angaben zu den 

Eltern der Eheschließenden erweiterten sich um ihr religiöses Bekenntnis, ihr 

Geburts- und Heiratsdatum. Neu ist auch die Angabe der Staatangehörigkeit, 

Reichsbürgerrecht und die rassische Einordnung der Eheschließenden (§14 

PStG 1937). Dies kommt einer sachlichen Erweiterung der 

Personenstandstatumstände gleich17. 

Eine ständige Fortführung des zweiten Teils hatte zu erfolgen. Gemeinsame Kin-

der wurden nunmehr namentlich [!] mit Geburtsdatum aufgenommen, uneheliche 

Kinder der Gattin ebenso (§15 (1) PStG 1937).  

Das bedeutet, dass im Gegensatz zu den gesetzlich anonymen Hinweisen der 

Verordnung aus dem Jahre 1935 Kinder nunmehr eindeutig identifizierbar sind. 

Falls ein unehelich geborener Ehegatte erst nach der Eheschließung legitimiert 

wurde, wird der Vater und ggf. die Eheschließung der Eltern nachgetragen. Bei 

Annahme an Kindes statt sind die Wahleltern einzutragen. Vermerkt wird auch, 

wenn ein Ehegatte einen anderen Geburtsnamen führt als sein ehelicher Vater 

oder seine uneheliche Mutter (§38 (1-2) PStG-V 1938), in besonderen Fällen 

auch entfernte Abkömmlinge der Ehegatten. Die Rechtsstellung des Kindes muss 

ersichtlich sein, alle Vorgänge, die für den Namen und den Personenstand des 

Kindes von Bedeutung sind, d.h. Eheschließung, Tod, Aufhebung des Annahme-

verhältnisses, Unwirksamkeit von Kindesannahmen, Zurücknahme der Ehelich-

keitserklärung (§40 (1)PStG-V 1938). 

Auf die Eheschließung der Kinder wird hingewiesen, sowie auf deren Tod, wenn 

sie nicht verheiratet waren, außerdem die allgemein bindende Feststellung, dass 

das Kind nicht ehelich ist oder an Kindes statt angenommen worden ist (§42 (2) 

PStG-V 1938). 

Ist kein Familienbuch angelegt, werden am Rande des Heiratseintrages eheliche 

Kinder vermerkt, auch Annahmen an Kindes statt und für ehelich erklärte Kinder 

(§46 (1) PStG-V 1938). Somit können Heiratsregister, die vor Einführung des 

neuen Familienbuches angelegt wurden, durchaus denselben Informationsgehalt 

aufweisen.18 

Die Anerkenntnis der Vaterschaft wird in das Familienbuch nicht eingetragen 

(§61 (3) PStG-V 1938). 

 
17 Schütz, Wolfgang (1977): 100 Jahre Standesämter in Deutschland, S.61. 
18 Vgl. Kapitel 3.3 mit Abbildungen 1-3. 
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Sterbebuch 

Neu war hier vor allem die Aufnahme der Todesursache (§38 PStG 1937), wäh-

rend der Beruf der Eltern wegfiel. Alle anderen Angaben gleichen denen des Ge-

setzes von 1875, wobei auch hier das religiöse Bekenntnis wieder aufzunehmen 

war (§37 (1) PStG 1937). 

2.2.3. Personenstandsgesetzgebung in der Bundesrepublik  

Für Personenstandwesen der Bundesrepublik entscheidend ist das zweite Ge-

setz zur Änderung und Ergänzung des Personenstandsgesetz vom 18. Mai 

195719, sowie die Verordnung zu diesem20.  

Nach diesem Gesetz hat der Standesbeamte nunmehr vier Personenstandsbü-

cher zu führen: das Geburtenbuch, das Heiratsbuch, das Familienbuch und das 

Sterbebuch (§1 (2) PStG-BRD 1957), wobei der Zweck des Familienbuches dem 

zweiten Blatt der Familienbücher seit 1937 gleicht: es soll den Familienstand der 

Familienangehörigen ersichtlich machen, während das Heiratsbuch der Beurkun-

dung der Ehe dienen soll (§2 (1) PStG-BRD 1957). Die zwei Teile des Familien-

buches von 1937 wurden somit in zwei Bücher aufgeteilt. 

Das Geburtenbuch 

Die Angaben im Geburtseintrag nach § 21 (1) PStG-BRD 1957 sind im Wesen 

jene aus dem Gesetz von 1937, wichtig ist allerdings, dass hiernach eine Zuge-

hörigkeit zu einer Kirche, Religions-, Glaubens- oder Weltanschauungsgemein-

schaft nur im Einverständnis und auf Wunsch der Betroffenen eingetragen wer-

den durfte.  

Randvermerke können weiterhin Aufschluss über eine Vaterschaftsanerkennung 

(§29 (1) PStG-BRD 1957), Feststellungen der Abstammung oder Änderungen 

des Personenstandes, sowie Namensänderungen geben (§30 (1) PStG-BRD 

1957). Legitimation des Kindes wird am Rand vermerkt (§31 PStG-BRD 1957). 

Hinweise im Geburtenbuch nach PStG-V-BRD können betreffen: 

- Die Auflösung einer früheren Ehe der Mutter, entsprechend, wenn Ehe für 

nichtig erklärt wurde (§ 26 (1)) 

- Eine mögliche gerichtlich festgestellte Todeserklärung bzw. Todeszeit des 

Ehemannes der Mutter (§26 (2))  

                                                 
19 Zweites Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Personenstandsgesetzes vom 18. Mai 1957 
((Bundesgesetzblatt I 1957 S. 518)), im Folgenden PStG-BRD 1957.  
20 Verordnung zum PStG 1957 (Bundesgesetzblatt I 1957 S. 1139), im Folgenden PStG-V-BRD 
1957. 



Untersuchung der Personenstandsregister 

 

12 
 

- Eine Namensänderung der Frau, wenn der Mädchenname geändert wur-

de (§28) 

- Die Eheschließung der Eltern, sowie das Familienbuch der Eltern (§ 33) 

- Im Falle einer unehelichen Geburt der Hinweis auf den Geburtseintrag der 

Mutter (§ 34) 

 

Totgeburten werden weiterhin nach § 24 PStG-BRD 1957 im Sterbebuch einge-

tragen.  

Das Heiratsbuch 

Im Heiratsbuch finden sich nach §11 (1) lediglich nachstehende Angaben zu 

Personen. 

Vor- und Familiennamen der Eheschließenden, ihr Beruf, Wohnort, Geburtsda-

tum und Geburtsort, sowie im Falle einer Zustimmung deren rechtliche Zugehö-

rigkeit / Nichtzugehörigkeit zu einer Kirche, Religions- oder Weltanschauungs-

gemeinschaft, weiterhin Vor- und Familiennamen der Zeugen, deren Alter, Beruf 

und Wohnort. 

Das Familienbuch (neu) 

Das neue Familienbuch beurkundet nicht mehr wie sein Vorgänger die Ehe-

schließung. Es befand sich nach §13 des Gesetzes am Wohnsitz der Ehegatten, 

näheres wurde geregelt. 

Das Familienbuch gibt Aufschluss über die Ehegatten, gemäß dem Heiratsein-

trag, sowie deren Staatangehörigkeit (§12 (2) PStG-BRD 1957), weiterhin Namen 

und Wohnort der Eltern der Ehegatten (§12 (2) PStG-BRD 1957). Sollte ein Ehe-

gatte an Kinde statt angenommen worden sein, erfolgt ein Vermerk auf die Wahl-

eltern (§20 (2) PStG-V-BRD 1957). 

Das Familienbuch unterlag nach §13 des Gesetzes einer ständigen Fortfüh-

rungspflicht. Nach §13 PStG-BRD 1957 werden der Tod der Ehegatten, ihre To-

deserklärung, bzw. gerichtliche Feststellung der Todeszeit, eine Aufhebung oder 

Scheidung der Ehe, eine Nichtigerklärung der Ehe bzw. die Feststellung des 

Nichtbestehens der Ehe sowie eine Wiederverheiratung derselben Ehe aufge-

nommen, des Weiteren jede sonstige Änderung des Personenstands, die Ände-

rung oder allgemein bindende Feststellung des Namens, ein Wechsel / Nichtzu-

gehörigkeit zu einer Kirche, etc. und eine Änderung der Staatsangehörigkeit. 

§15 (1) regelt die Eintragung von Kindern. Aufgenommen werden gemeinsame 

Kinder, uneheliche Kinder der Frau, wenn diese durch das Vormundschaftsge-
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richt für ehelich erklärt worden sind, gemeinsame, an Kindes statt angenommene 

Kinder, sowie von einem Ehegatten an Kindes statt angenomme Kinder des an-

deren Ehegatten, jeweils mit der Angabe: Vorname, Tag und Ort der Geburt. 

Diese Einträge werden nach (2) im Falle einer Eheschließung, Tod bzw. Todes-

erklärung, Änderung des Personenstandes und Namensänderung des Kindes 

ergänzt. 

Das Familienbuch (neu) entspricht dem zweiten Teil des Familienbuches alter 

Art. Ist also vom Informationsgehalt nicht neu, sondern trennt lediglich die Beur-

kundung der Ehe von der familiengeschichtlichen Dokumentation. 

Die Aussage, Familienbücher kommen erst 203821 in die Archive, ist zwar richtig, 

dennoch sollte hinsichtlich möglicher Handlungsweisen betont werden, dass sich 

nahezu die gleichen Informationen in den Familienbüchern alter Art finden las-

sen. Womit die Archive spätestens [!] im Jahre 2017 mit Archivgut zu rechnen 

haben, welches die Familienmitglieder zu Betroffenen nach BDSG in Familienbü-

chern macht.  

Das Sterbebuch 

Laut §37 (1) PStG-BRD 1957 wurden im Sterbeeintrag personenbezogene An-

gaben wie folgt gemacht: 

- Vornamen und Familienname des Anzeigenden, sein Beruf und Wohnort 

- Ort und Stunde des Todes 

- Vornamen und der Familienname des Verstorbenen, sein Beruf und 

Wohnort, Ort und Tag seiner Geburt sowie ggf. religiöse Zugehörigkeit 

- Vornamen und Familienname des Ehegatten oder ein Vermerk, dass der 

Verstorbene nicht verheiratet war 

2.2.4. Personenstandsgesetzgebung in der Deutschen Demokratischen 

Republik 

Das Gesetz über das Personenstandswesen (Personenstandsgesetz) in der 

Fassung vom 16. November 195622 ersetzte das PStG von 1937, wenngleich vor 

allem Spezifika der nationalsozialistischen Ideologie aufgehoben wurden.23 

                                                 
21 Vgl. Seegern, Jessica von (2008): Die Auswirkungen des Personenstandsrechtsreformgesetzes 
auf die Archive. Vortrag anlässlich des 21.Schleswig-Holsteinischen Archivtags. In: VKA Mitteilun-
gen (2008), S. 40–47, hier: S. 41. 
22 Gesetz über das Personenstandswesen (Personenstandsgesetz) vom 16.November 1956 (Ge-
setzblatt der Deutschen Demokratischen Republik I 1956 S. 1283), im Folgenden PStG-DDR 1956. 
23 Scholz, Michael (2008): Personenstandswesen und Personenstandsunterlagen in Brandenburg 
seit 1874 – Ein verwaltungsgeschichtlicher Abriss. Online verfügbar unter: Homepage des Landes-
hauptarchivs Brandenburg (Hg.). URL: http://www.landeshauptarchiv-
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Grundlage für die nachstehende Darstellung ist die Erste Durchführungsbestim-

mung zum Gesetz über das Personenstandswesen (Personenstandsgesetz) vom 

7. Januar 195724, sowie die Erste Durchführungsverordnung zum Personens-

tandsgesetz vom 4. Dezember 198125. 

Der wohl bedeutendste Unterschied zur bisherigen Registerführung stellte die 

Einstellung der Beischreibungen seit 1951 und die Freigabe zur Vernichtung 

1982 dar.26 So kam es offenbar zu einer umfassenden Vernichtung der Zweitbü-

cher in den Jahren 1982/83.27 

Die Standesbeamten hatten nach §4 des Gesetzes über das 

Personenstandswesen28 drei Personenstandsbücher zu führen: das Geburten-, 

Ehe- und Sterbebuch. 

Das Geburtenbuch 

Dieses enthielt nach §2 (1) PStG-DB DDR 1957 das Geschlecht, die Vornamen 

und den Familiennamen des Kindes, die Vor- und Familiennamen der Eltern, 

bzw. bei einer nicht ehelichen Geburt, den Namen der Mutter, ihren Wohnort, 

sowie ggf. deren Geburtsnamen. War die Mutter vor der Geburt verheiratet, wa-

ren Tag und Art der Auflösung der Ehe nach Absatz 2 aufzunehmen. Weiterhin 

wurde der Ruf- und Familienname des Anzeigenden und sein Wohnort aufge-

nommen.29 

Der §6 PStG-DB DDR 1956 benennt als mögliche Randvermerke Legitimation, 

Feststellung der Vaterschaft, jede Änderung des Personenstandes, Namensän-

derungen, den allgemein bindenden Familiennamen, sowie die Feststellung des 

Bestehens oder Nichtbestehens des Eltern- bzw. des Kindesverhältnisses. Diese 

ändern sich in ihrem Wesensgehalt 1981 nicht. 

Totgeburten werden auch in der DDR nach § 13 PStG-DB DDR 1956 bzw. §24 

PStG-DV DDR 1981 nur im Sterbebuch aufgenommen. 

                                                                                                                                   
brandenburg.de/FilePool/Personenstand_Verwaltungsgeschichte_10-12-08.pdf, zuletzt aktualisiert 
am 10.12.2008, zuletzt geprüft am 09.11.2011, S. 1f. 
24 Erste Durchführungsbestimmung zum Gesetz über das Personenstandswesen (Personens-
tandsgesetz) vom 07. Januar 1957 (Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik  I 1957, 
S. 77, im Folgenden PStG-DB DDR 1957. 
25 Erste Durchführungsverordnung zum Personenstandsgesetz vom 4. Dezember 1981 (Gesetz-
blatt der Deutschen Demokratischen Republik I 1981 S. 421), im Folgenden PStG-DV DDR 1981.  
26 Scholz, Michael (2011): Personenstandsunterlagen – eine neue Quellengruppe in den Archiven 
des Landes Brandenburg. In: Berichte und Forschungen aus dem Domstift Brandenburg (4/2011), 
S. 171–181, hier:  S. 176. 
27 Scholz, Michael (2011): Personenstandsunterlagen, S. 177. 
28 PStG-DDR 1956. 
29 Im der PStG-DV DDR 1981 sind im § 11 die gleichen Angaben aufgenommen, wobei bei beiden 
Elternteilen ggf. der Geburtsname aufgenommen werden musste. 



Untersuchung der Personenstandsregister 

 

15 
 

Das Ehebuch 

Die Ehebücher entsprechen weitestgehend den Heiratsregistern der Bundesre-

publik. Es werden sowohl nach der Durchführungsbestimmung von 1957 als 

auch der Verordnung des Jahres 1981 nur Daten zu den Eheschließenden auf-

genommen, also deren Vor- und Familienname und Wohnort, sowie ggf. der Ge-

burtsname der Frau30 (§11 (1) PStG-DB DDR 1957), letztlich Tag und Ort ihrer 

Geburt. 1981 wird im §20 noch der gewählte Familienname ergänzt, welcher sich 

bis dorthin als Randvermerk nach § 12 PStG-DB DDR 1957 befand. 

Randvermerke sind nach §12 PStG-DB DDR 1957 bzw. § 21 PStG-DV DDR 

1981 ferner einzutragen bei Namensänderungen, einem erneuten Entstehen der 

früheren Ehe, sowie jede Ergänzung, Berichtigung und Ungültigkeitserklärung 

der Beurkundung, womit hier lediglich die Ehegatten als Betroffene auftreten. 

Das Sterbebuch 

Der Sterbeeintrag enthielt den Vor- und Familiennamen, ggf. auch Geburtsna-

men des Verstorbenen und seinen Wohnort, dessen Geburtsdatum und den Ge-

burtsort, sowie Datum, Zeit und Ort des Todes, Angaben zu seinem Familien-

stand und ggf. Vor- und Familiennamen, sowie Geburtsname des Ehegatten (§14 

PStG-DB DDR 1957, bzw. § 25 PStG-DV DDR 1981). Der Ruf- und Familienna-

me des Anzeigenden fällt 1981 weg. Weiterhin sind nach 1981 als Randvermerke 

jede Berichtigung und Ergänzung und Ungültigkeitserklärungen aufzunehmen 

(§27 PStG-DV DDR 1981). 

2.2.5. Personenstandsgesetzgebung nach der Wiedervereinigung 1990 

Das Personenstandswesen in der Bundesrepublik erfuhr im Jahre 2007 durch 

das Personenstandsgesetz vom 19.02.200731 mit der 

Personenstandsverordnung vom 22. November 2008 32 eine neue Richtung. 

Demnach sind die Personenstandsregister, nunmehr das Eheregister, das Le-

benspartnerschaftsregister, das Geburtenregister und das Sterberegister (§3 (1) 

PStG 2007). Neu ist neben dem Lebenspartnerschaftsregister die Führung der 

Register. Diese sollen nunmehr elektronisch geführt werden (§3 (2) PStG 2007).  

In § 5 PStG-2007 wird die Fortführung erstmals auf die gleitenden Fristen von 

110 Jahren bei Geburtsregistern, 80 Jahre für Heiratsregister und 30 Jahre für 

                                                 
30 Im der PStG-DV DDR 1981 ändert sich im §20 die Angabe in Geburtsname beider Ehegatten. 
31 Personenstandsgesetz (PStG) vom 19.02.2007 (Bundesgesetzblatt I 2007 S. 122), im Folgenden 
PStG 2007. 
32 Personenstandsverordnung vom 22. November 2008  (Bundesgesetzblatt I 2008 S. 2263), im 
Folgenden PStG-V 2008. 
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Sterberegister begrenzt. Die Frist beginnt mit dem „Tag der Beurkundung des 

personenstandsrechtlichen Ereignisses“ (5.3. PStG-VwV33). Mit Ablauf dieser 

Frist beginnt die archivrechtliche Handhabung der Personenstandsunterlagen (§7 

(3) PStG-2007), auch, wenn sie zu diesem Zeitpunkt noch im Standesamt ver-

wahrt werden. 

Unabhängig von der Art der Führung sollen erneut die personenbezogenen Da-

ten nach dem Gesetz, sowie der Verordnung untersucht werden. 

Das Geburtenregister 

Nach § 21 (1) PStG 2007 werden in das Geburtenregister eingetragen: 

die Vornamen und der Familienname des Kindes, dessen Geschlecht, Geburts-

zeit und –ort, weiter die Vor- und Familiennamen der Eltern, sowie auf Wunsch 

deren Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft oder Körperschaft des öf-

fentlichen Rechts.  

Im Absatz 2 wird die Aufnahme von Totgeburten geregelt. Diese werden nun 

erstmals im Geburtenregister geführt. Angaben entsprechen denen einer Le-

bendgeburt, mit der Ausnahme, dass Vor- und Familienname nur auf Wunsch 

eines Elternteiles eingetragen werden können. Sollten die Eltern keinen gemein-

samen Familiennamen haben, muss Einigkeit über den des Kindes für eine Ein-

tragung herrschen. Der Umstand einer Totgeburt wird vermerkt. Näheres regelt § 

31 PStG-V 2008.  

Hinweise können nach §21 (3) PStG 2007 folgende Betreffe haben: 

- die nachgewiesene ausländische Staatsangehörigkeit der Eltern 

- sind die Eltern verheiratet, auf deren Eheschließung 

- sind die Eltern nicht verheiratet, auf  die Beurkundung der Geburt der Mut-

ter und des Vaters 

- auf den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit des Kindes nach §4 

Abs. 3 des Staatsangehörigkeitsgesetzes. 

Im § 27 des Gesetzes ist die Feststellung und Änderung des Personenstandes, 

sowie die sonstige Fortführung der Register festgeschrieben, bei nachträglicher 

Anerkennung der Vaterschaft. Über den Vater werden die Angaben nach §21 

eingetragen (§27 (1)). Anerkennung der Mutterschaft (§27 (2)). 

Weiterhin sind Folgebeurkundungen nach Abs. 3 im Geburtseintrag aufzuneh-

men, bei 

                                                 
33 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Personenstandsgesetz (PStG-VwV) vom 29. März 2010 
(Bundesanzeiger 62 (2010), Nr. 57a). 
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- jedweder Änderung des Personenstandes des Kindes, wobei bei Annah-

me als Kind, die Angaben zu den Eltern entsprechend gelten. 

- einer Änderung der Namensführung der Eltern bzw. eines Elternteils, so-

fern auch das Kind den geänderten Namen führt. 

- allgemein bindender Feststellung des Namens des Kindes. 

- Geschlechtsänderung des Kindes 

- Auf Wunsch des Kindes die rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religions-

gemeinschaft oder Körperschaft des öffentlichen Rechts 

- Berichtigungen. 

Weiterhin erfolgen im Geburtseintrag Hinweise auf die Ehe oder die Lebenspart-

nerschaft des Kindes und deren Auflösung, auf die Geburt eines Kindes, auf den 

Tod des Kindes, auf eine in das Testamentsverzeichnis aufgenommene Mittei-

lung (§27 (4) PStG 2007). 

Das Eheregister 

In das Eheregister sind die Namen der Ehegatten, sowie deren Geburtsdatum 

und Ort einzutragen. Auf Wunsch die Zugehörigkeit zu einer Religionsgemein-

schaft oder Körperschaft des öffentlichen Rechts, sowie der nach der Eheschlie-

ßung geführt Ehename (§15 (1) PStG 2007). 

Es wird auf die Beurkundung der Geburt der Ehegatten hingewiesen, ggf. auf 

deren nachgewiesene ausländische Staatsangehörigkeit und die Bestimmung 

des Ehenamens (§15 (1) PStG 2007). 

Folgebeurkundungen geben Aufschluss über den Tod der Ehegatten, Aufhebung 

oder Scheidung der Ehe, Feststellung des Nichtbestehens der Ehe, jede Ände-

rung des Namens der Ehegatten, jedwede Änderung des Personenstandes, Än-

derungen betreffend der Religionszugehörigkeit (auf Wunsch), Berichtigungen 

und letztlich eine Wiederverheiratung oder die Begründung einer Lebenspartner-

schaft. 

Hinweise auf Kinder fallen weg.  

Das Lebenspartnerschaftsregister 

Die Angaben entsprechen denen im Eheregister (§17 PStG 2007). 

Das Sterberegister 

Im Sterberegister werden persönliche Angaben zum Verstorbenen, entsprechend 

der anderen Register aufgenommen. Weiter Angaben sind, der letzte Wohnsitz 

und der Familienstand des Verstorbenen, sowie die Todeszeit und der Ort des 
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Todes (§31 (1) PStG-2007). War der Verstorbene verheiratet oder führte er eine 

Lebenspartnerschaft, wurden der Name des Ehegatten/Partners eingetragen, 

ebenso Angaben zum letzten Ehegatten, war der Verstorbene verwitwet (§39 

PStG-V 2008).  

Hinweise werden aufgenommen zum Geburtseintrag des Verstorbenen, ggf. sei-

nem Heiratseintrag/Lebenspartnerschaftseintrag. (§31 (2) PStG 2007). Berichti-

gungen können durch Folgebeurkundungen erfolgen. Auf Todeserklärungen wird 

hingewiesen (§32 PStG 2007). 

Fortführung der Altregister 

Da nach neuer Gesetzeslage nur noch drei Register geführt werden, sind im §76 

PStG-2007 die Fortführung, Benutzung und Aufbewahrung der Personenstands-

bücher geregelt. Diese gelten entsprechend. 

Es ist davon auszugehen, dass Fortschreibungen nach den festgesetzten Fristen 

„nicht mehr oder nur in Ausnahmefällen mit Fortführungsanlässen zu rechnen 

ist“.34 So bestimmen diese Fristen die endgültige Schließung der Register. 

Im §77 PStG-2007 ist weiterhin die Fortführung und Aufbewahrung der Familien-

bücher festgeschrieben.  

Für die Zwecke dieser Untersuchung ist entscheidend, dass die Familienbücher 

als Heiratseinträge fortgeführt werden, während die Heiratseinträge nicht mehr 

fortgeführt werden. Somit treten die Familienbücher an Stelle der Heiratsbücher 

(§77 (2)).  

Vor allem Absatz 3 desselben Paragraphen wird für die spätere Untersuchung 

noch bedeutend sein. Dort wird festgelegt, dass im Falle einer Nutzung aus den 

Familienbüchern Eheurkunden ausgestellt werden. 

Dem steht §70 (1) entgegen, wonach an Stelle von Registerausdrucken für Altre-

gister beglaubigte Abschriften erteilt werden, was auch für die als Heiratseinträge 

geführten Familienbücher gilt. 

Dieses Spannungsverhältnis soll im Rahmen der Nutzung von Personenstands-

büchern nach neuem Recht in einen anderen Zusammenhang gesetzt werden. 

Nach Analyse der Registerführung neuester Art ist festzuhalten, dass Familien-

bücher, die bis zum Jahre 2008 geführt wurden, die Heiratseinträge ersetzen, da 

hier alle Informationen zur Familie enthalten sind. Sie haben deutlich mehr Infor-

mationsgehalt, und sind so gesehen den Familienbüchern des PStG 1937 in ihrer 

Funktion entsprechend. Ab 2009 werden diese Familienzusammenhänge nicht 

                                                 
34 Gaaz, Berthold/Bornhofen, Heinrich (2010): PStG 2007, S. 64. 
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mehr im Eheregister hergestellt, sondern im Geburtenregister. Dort werden Hin-

weise zu Kindern aufgenommen. Erstmals seit Einführung des Hinweissystems 

finden sich diese nicht am Rande der Beurkundung einer Eheschließung. 
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3. Anwendung geltender Gesetze auf Personens-
tandsunterlagen  

3.1. Das Verhältnis zwischen Datenschutz und PStG bzw. 
Archivgesetzgebung 

Bornhofen stellt im Kommentar zum PStG das Verhältnis zwischen den allgemei-

nen Vorschriften des Datenschutzes und dem PStG wie folgt dar: das Perso-

nenstandsgesetz geht den Datenschutzregelungen der Länder vor und ist ab-

schließend. „Für die Anwendung der Vorschriften bedeutet dies, dass sich bei 

konkurrierenden Benutzungsregelungen die des Personenstandsrechts durch-

setzen.“35 Daraus lässt sich schlussfolgern, dass alle im PStG genannten 

Fristen36 und Bedingungen hinsichtlich der Benutzung datenschutzrechtliche 

Belange sichern.  

Nach Wilhelm Lenz entsprechen die Fristen der Archivgesetzgebung „der allge-

meinen Erfahrung, daß damit ein angemessener Ausgleich zwischen dem An-

spruch auf Nutzung von Archivgut auf der einen Seite und dem Schutz des Per-

sönlichkeitsrecht auf der anderen Seite, den Sicherheitsinteressen des Staates 

sowie der Effizienz der Verwaltung auf der anderen Seite hergestellt wird.“37 So-

dass sowohl das PStG als auch die Archivgesetzgebung den Schutz von persön-

lichen Belangen sichert. 

3.2. Nutzung gemäß des Personenstandsgesetzes vor Ab-
lauf der Fortführungsfristen 

Die Nutzung der Personenstandsunterlagen ist in den §62-66 PStG-2007 gere-

gelt. Um die Nutzung der Unterlagen besser untersuchen zu können, wird das 

Augenmerk auf die Nutzung durch Dritte gesetzt, damit dementsprechend im 

Fortgang Schlüsse für die Nutzung im Archiv gezogen werden können. 

Das Gesetz unterscheidet hier nach Benutzungsarten und Benutzungszwecken. 

Unter erstgenanntem fallen die Urkundenerteilung, Auskunft und Einsicht (§ 62) 

sowie die Benutzung in besonderen Fällen (§63) und Benutzung bei Sperrver-

merken (§ 64). 

Als Zwecke werden die Benutzung durch Behörden und Gerichte (§65) aufge-

führt, sowie die Nutzung für wissenschaftliche Zwecke (§66). 
 

35 Gaaz, Berthold/Bornhofen, Heinrich (2010): PStG 2007, S. 477f. 
36 Die Fortführungsfristen sind hierbei auszuschließen. 
37 Lenz, Wilhelm (2001): Archivbenutzung und Schutz der Persönlichkeitsrechte in Deutschland. In: 
Protection de la vie privée et consultation des archives: une conciliation difficile? Comparaison 
entre les situations allemande, néerlandaise, française et belge en 1999, Bd. 137. Bruxelles: Archi-
ves Générales du Royaume (Studia, 137), S. 11–28, hier:  S. 15. 
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Vor Ablauf der Fortführungsfrist haben diejenigen Personen, auf welche sich der 

Eintrag bezieht, deren Ehegatten oder Lebenspartner, sowie Vor- und Nachfah-

ren das Recht auf Urkundenerteilung, Auskunft und Einsicht. Geschwister haben 

bereits bei berechtigtem Interesse Anspruch auf Nutzung. Andere Personen ha-

ben die gleichen Rechte, insofern sie ein rechtliches Interesse glaubhaft machen 

(§62 (1-2)).  

Die Nutzung der Unterlagen bereits bei berechtigtem Interesse wird ermöglicht, 

wenn seit dem Tod des zuletzt verstorbenen Beteiligten 30 Jahre vergangen 

sind. Beteiligte werden spezifiziert als Eltern und Kind im Geburtsregister, Ehe-

gatten/Lebenspartner im Ehe- bzw. Lebenspartnerschaftsregister (§62 (3) PStG-

2007). Beteiligte im Sterbeeintrag werden nicht genannt.  

Diese Formulierung kann dadurch begründet werden, dass deutlich mehr Daten 

erhoben werden, als letztendlich im [elektronischen] Registereintrag ausgegeben 

werden. Vor allem solche Daten welche Dritte betreffen, sind ausschließlich den 

Sammelakten zu entnehmen, nicht aber dem Eintrag selbst.38 

Kritisch zu hinterfragen ist dennoch, ob sich diese Definition auch auf die Regis-

tereinträge vor dem Personenstandsreformgesetzes beziehen? Sind doch bis 

dato geführte Einträge auch mit Hinweisen zu Kindern in Eheregistern versehen 

und fest an den analogen Eintrag gebunden.  

Dieses Problem hat auch Berthold Gaaz erkannt und wirft die Frage auf, wer in 

den Familienbüchern, welche nach §77 (2) PStG-2007 fortgeführt werden, als 

Beteiligter anzusehen ist. Angaben zu Kindern39, welche bei einer beglaubigten 

Abschrift definitiv offenbart würden, werden dadurch geschützt, dass im Falle 

eines berechtigten Interesses lediglich eine Eheurkunde aus dem Familienbuch 

erstellt werden kann40.41 

Somit werden Angaben zu Kindern, insofern sie noch unter besonderem Schutz 

stehen, ebenso berücksichtigt. Es wird aber deutlich, dass der Paragraph zur 

Nutzung bei berechtigtem Interesse nicht für sich alleine stehen kann, da er vor-

rangig von den Begebenheiten der neuen Registereinträge ausgeht. 

Rainer Polley wertet die Benutzungsregelungen nach §66 PStG so umständlich 

und restriktiv wie keine archivrechtlichen Schutzfristverkürzungsregelungen.42  

 
38 Gaaz, Berthold/Bornhofen, Heinrich (2010): PStG 2007, S.480.  
39 Gemeint sind hier: noch lebende Kinder bzw. vor weniger als 30 Jahren verstorbene Kinder. 
40 Relevant sind hierfür die § 77 (3) sowie §70 (1).  
41 Gaaz, Berthold (2010): Die Benutzung der Personenstandsregister. In: StAZ. Das Standesamt 63 
(3/2010), S. 65-73, hier: S. 69. 
42 Polley, Rainer (2010): Die Nutzung der Personenstandsregister nach archivrechtlichen Vorschrif-
ten. In: Archivnachrichten aus Hessen 10 (2/2010), S. 12–16. Online verfügbar unter: 
http://www.staatsarchiv-
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Angaben zu Betroffenen in Sterberegistern, namentlich die Ehegatten, bleiben 

vollends unberücksichtigt. Gaaz kommentiert dies wie folgt: „sodass die Frage, 

ob und gegebenenfalls wie der im Sterbeeintrag angegebene – vielleicht noch 

lebende – Ehegatte geschützt werden muss, vom Archivrecht zu beantworten 

ist.“43 Ein klares Statement für Regelungsbedarf oder immerhin Auseinanderset-

zungsbedarf mit dem Schutz von Belangen Beteiligter. Aber genauso macht die-

se Aussage die Problematik der Nutzungsregelungen nach neuem PStG für Re-

gister, welche nach altem Gesetz geführt wurden, deutlich. 

Einträge mit besonderem Schutz 

Kindes Annahmen44  und Namensänderungen nach dem Transsexuellengesetz45 

sind in der Benutzung besonders geschützt. In diesen Fällen ist eine Nutzung 

jedweder Art im Falle einer Adoption nur dem Annehmenden, deren Eltern, ge-

setzlichen Vertreter des Kindes und dem über 16 Jahre alten Kind gestattet (§63 

(1)PStG-2007). Im Falle einer Namensänderung bzw. Änderung des Geschlechts 

ist ausschließlich dem Betroffenen eine Nutzung gestattet (§63 (2)). 

In beiden Fällen entfallen diese Benutzungsbeschränkungen mit dem Tod der 

Betroffenen. Es darf hierbei allerdings nicht vergessen werden, dass weiterhin 

die Frist von 30 Jahren nach Tod des letzten Beteiligten laut § 62 (3) unberührt 

bleibt.  

Im Falle von Sperrvermerken sind weitere Beschränkungen vorgesehen. Beson-

derem Schutz unterliegen im Besonderen solche, welche Offenlegung Leib und 

Leben einer Person gefährden würden. Eine Nutzung ist nur mit Genehmigung 

des Betroffenen möglich (§64 (1) PStG-2007). Doch auch hier ist eine Nutzung 

für Jedermann bei berechtigtem Interesse möglich, wenn 30 Jahre nach Tod des 

letzten Beteiligten abgelaufen sind. 

Bei Sperrvermerken der Zeugenschutzstelle sind die Regelungen noch strikter. 

Eine Nutzung kann nur im Einvernehmen mit der Zeugenschutzstelle erfolgen. 

Der Sperrvermerk kann nur durch diese aufgehoben werden (§64 (2)).  

                                                                                                                                   
dar-
mstadt.hessen.de/irj/servlet/prt/portal/prtroot/slimp.CMReader/HMWK_15/HStAD_Internet/med/f92/
f9260126-dc1a-0d21-f012-f31e2389e481,22222222-2222-2222-2222-222222222222, zuletzt ge-
prüft am 16.01.2012, hier: S. 13. 
43 Gaaz, Berthold (2010): Die Benutzung der Personenstandsregister, S. 69.  
44 Offenbarungs- und Ausforschungsverbot nach §1758 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) vom 2. 
Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S.738), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. 
Juli 2011 (BGBl. I S. 1600) geändert worden ist. 
45 Offenbarungsverbot nach §5 Gesetz über die Änderung der Vornamen und die Feststellung der 
Geschlechtszugehörigkeit in besonderen Fällen (Transsexuellengesetz - TSG) vom 10.09.1980 
(Bundesgesetzblatt I 1980 S. 1654); zuletzt geändert durch Artikel 1 Gesetz vom 17.07.2009 (Bun-
desgesetzblatt I 2009 S. 1978). 
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Gerichte und Behörden haben gesonderte Nutzungsrechte nach § 65 PStG-

2007, auf die allerdings nicht näher eingegangen werden soll. 

Nutzung für wissenschaftliche Zwecke 

Eine entscheidende Rolle auch für die Nutzung der Unterlagen als Archivgut, 

stellt die Nutzung für wissenschaftliche Zwecke dar. Diese ist in §66 geregelt. 

Hierdurch können erstmals Forschungseinrichtungen besondere Rechte zuge-

sprochen werden. Eine Benutzung von nicht anonymisierten 

Personenstandsdaten ist möglich, wird aber an strenge Voraussetzungen ge-

knüpft. Abgesichert wird die Zulassung einer Benutzung von der Zustimmung der 

zuständigen obersten Bundes- oder Landesbehörde unter Einbeziehung des Da-

tenschutzbeauftragten.46 

3.3. Nutzung gemäß Archivgesetzen der Länder 
Die Archivgesetze bringen Datenschutz, informationelle Selbstbestimmung47 und 

Forschungsfreiheit48 weitestgehend in Einklang, auch wenn z.B. hinsichtlich der 

Schutzfristen Unterschiede bestehen.49  

Um die Nutzungsbedingungen der neuen Archivgutgattung umfassend analysie-

ren zu können und die bestehende Problematik deutlich werden zu lassen, müs-

sen die Archivgesetze der Länder betrachtet werden.50 Ein vollständiger Ver-

gleich der Ländergesetze kann hier nicht gegeben werden, es sollen vielmehr 

vorhandene Ergebnisse in den Zusammenhang der Personenstandsunterlagen 

gebracht werden. 

                                                 
46 Gaaz, Berthold (2010): Die Benutzung der Personenstandsregister,  S. 71.  
47 Grundlage hierfür was das Volkszählungsurteil des Bundesverfassungsgerichts 1983 (BVerfG, 
welches aus dem Art. 1 (Unantastbarkeit der Menschenwürde) und Art 2 (Allgemeine Handlungs-
freiheit, freie Entfaltung der Persönlichkeit). Vgl. hierzu: Der Bundesbeauftragte für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit (o.D.): Eingriffe in das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung nur auf der Grundlage eines Gesetzes, das auch dem Datenschutz Rechnung trägt 
(Volkszählungsurteil) (BVerfG), online verfügbar unter: Homepage des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit (Hg.). URL: 
http://www.bfdi.bund.de/DE/GesetzeUndRechtsprechung/Rechtsprechung/BDSGDatenschutzAllge
mein/Artikel/151283_VolkszaehlungsUrteil.html?nn=1236576, zuletzt geprüft am 16.01.2012. 
48 Art.5 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG) in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 21. Juli 2010 (BGBl. I S. 944) geändert worden ist. 
49 Vgl. Bizer, Johannes (1993): Archivgesetzliche Zugangsregelungen. In: Archivar : Zeitschrift für 
Archivwesen 46 (3/1993), S. 410–424, hier: S. 424. 
50 Vgl. hierzu auch Klein, Michael (2003): Die Benutzung von eingeschränkt zugänglichen Archiva-
lien. Archivgesetzliche Bestimmungen und praktische Anwendung. In: Archivpflege in Westfalen-
Lippe 58 (2003), S. 22–27. Zugriff online unter: http://www.lwl.org/waa-
download/archivpflege/heft58/heft58_2003-endfassung.pdf, zuletzt geprüft am 16.01.2012 sowie 
Manegold, Bartholomäus (2002): Archivrecht. Die Archivierungspflicht öffentlicher Stellen und das 
Archivzugangsrecht des historischen Forschers im Licht der Forschungsfreiheitsverbürgung des 
Art. 5 Abs. 3 GG. Berlin: Duncker & Humblot. 
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Die Analyse soll zum Ziel haben, die Personenstandsunterlagen als Archivgut zu 

klassifizieren, darauf aufbauend, geltende Fristen definieren, sowie in einem wei-

teren Schritt Aspekte des Archivgesetzes, namentlich vor allem die Beachtung 

schutzwürdiger Belange betrachten. 

In ähnlicher Weise ist auch das Land NRW verfahren, um eine Handhabung mit 

den Personenstandsunterlagen festzulegen.51 

In dieser Arbeit kann keine allgemein gültige Anwendung der Gesetze auf Perso-

nenstandsregister erstellt werden. Vielmehr sollen die Verfahrensmöglichkeiten 

und eventueller Regelungsbedarf aufgezeigt werden.  

Weiterhin kann der Fall eintreten, dass nicht etwa die Ländergesetze gelten, 

sondern vielmehr eine kommunale Archivsatzung, wobei sich diese meist an den 

Ländergesetze anlehnt.52  

3.3.1. Einordnung der Personenstandsregister 

Die Archivgesetze der Länder regeln die Nutzung des Archivgutes und setzen 

Fristen für die Nutzung von Archivgut fest.53 Grundsätzlich wird unterschieden 

zwischen Archivgut, welches einer allgemeinen Schutzfrist unterliegt, sowie Ar-

 
51 Joergens, Bettina (2009): Open Access zum Personenstandsarchiv. Bereitstellung, Service und 
Kooperationen des Landesarchivs Nordrhein-Westfalen. In: Archivnachrichten Niedersachsen 13 
(2009), S. 73–83, hier: S. 78. 
52 Polley, Rainer (2010): Die Nutzung der Personenstandsregister nach archivrechtlichen Vorschrif-
ten, S.13. 
53 [Baden-Württembergisches] Gesetz über die Pflege und Nutzung von Archivgut (Landesarchiv-
gesetz – LArchG [-BW]) v. 27. Juli 1987 (GBl. 1987, S. 230), geändert durch Gesetz v. 12. März 
1990 (GBl. 1990, S.89) und v. 1. Juli 2004 (GBl. 2004, S. 503); Bayerisches Archivgesetz 
(BayArchivG) v. 22. Dezember 1989 (GVBl. 1989, S. 710), geändert durch Gesetz v. 16. Dezember 
1999 (GVBl. 1999, S. 521); Gesetz über die Sicherung und Nutzung von Archivgut des Landes 
Berlin (Archivgesetz des Landes Berlin - ArchGB) v. 29. November 1993 (GVBl. 1993, S. 576), 
zuletzt geändert durch Gesetz v. 15. Oktober 2001 (GVBl. 2001, S. 541); Gesetz über die Siche-
rung und Nutzung von öffentlichem Archivgut im Land Brandenburg (Brandenburgisches Archivge-
setz - BbgArchivG) v. 7. April 1994 (GVBl. I 1994, S. 94); Gesetz über die Sicherung und Nutzung 
öffentlichen Archivguts im Lande Bremen (Bremisches Archivgesetz - BremArchivG) v. 7. Mai 1991 
(Brem.GBl. 1991, S. 159). Hamburgisches Archivgesetz (HmbArchG) v. 21. Januar 1991 
(HmbGVBl. 1991, S. 7); Hessisches Archivgesetz (HArchivG) v. 18. Oktober 1989 (GVBl. I 1989, S. 
270), geändert durch Gesetz v. 10. März 2002 (GVBl. I 2002, S. 34) und durch Gesetz v. 5. Juli 
2007 (GVBl. I 2007, S. 380); Archivgesetz für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Landesarchiv-
gesetz - LArchivG M-V) v. 7. Juli 1997 (GVOBl. M-V  1997, S. 282); Gesetz über die Sicherung und 
Nutzung von Archivgut in Niedersachsen (Niedersächsisches Archivgesetz — NArchG). v. 25. Mai 
1993 (Nds. GVBl. 1993, S. 129); Gesetz über die Sicherung und Nutzung öffentlichen Archivguts im 
Lande Nordrhein-Westfalen (Archivgesetz Nordrhein-Westfalen - ArchivG NRW) v. 16. März 2010 
(GV. NRW. 2010 S.188); [Rheinland-Pfälzisches] Landesarchivgesetz (LArchG [-RP]) v. 5. Oktober 
1990 (GVBl. 1990, S. 277); Saarländisches Archivgesetz (SArchG) v. 23. September 1992 (Amts-
blatt 1992, S. 1094) zuletzt geändert durch das Gesetz v. 01. Juli 2009 (Amtsbl. 2009,S. 1386); 
Archivgesetz für den Freistaat Sachsen (SächsArchivG) v. 17. Mai 1993 mit den Änderungen v. 
17.04.1998 (SächsGVBl. S. 449), 25.06.1999 (SächsGVBl.S.398) und 05.05.2004 (SächsGVBl. 
S.148ff.) (Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt, Nr. 24, S. 449); Landesarchivgesetz Sach-
sen-Anhalt /ArchG-LSA) v. 28. Juni 1995 (GVBl. LSA Nr. 22/1995 v. 04.07.1995; geändert mit Ge-
setz v. 21.08.2001 GVBl. Nr. 40 S. 348; Gesetz über die Sicherung und Nutzung öffentlichen Ar-
chivgutes in Schleswig-Holstein (Landesarchivgesetz – LarchG [-SH]) v. 11. August 1992 (GVOBl. 
1992, S. 444); Thüringer Gesetz über die Sicherung und Nutzung von Archivgut (Thüringer Archiv-
gesetz - ThürArchivG) v. 23. April 1992 (BVBl. 1992, S. 137). 
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chivgut mit besonderen Fristen. Die allgemeine Schutzfrist beträgt meist 30 Jah-

re, die Länder Brandenburg (§10 (1) BbgArchivG), Mecklenburg-Vorpommern 

(§10 (1) LArchivG M-V) und Schleswig-Holstein (§9 (3) LarchG [-SH]) haben eine 

Frist von zehn Jahren. 

Aufbauend hierzu sollen die Besonderheiten erläutert werden, welche für die 

Personenstandsregister von zentraler Bedeutung sind. 

Die Einordnung von Personenstandsregistern als personenbezogenes Archivgut 

liegt nahe, handelt es sich doch ausschließlich um personenbezogene Daten. 

Doch die Gesetze lassen einen gewissen Interpretationsspielraum offen. So wird 

etwa personenbezogenes Archivgut definiert als solches, welches sich auf eine 

natürliche Person bezieht (Baden-Württemberg, Hessen, Saarland, Sachsen, 

Schleswig- Holstein, Thüringen, Brandenburg, Hamburg, Sachsen-Anhalt, 

Schleswig-Holstein) oder aber auf mehrere Personen (Bayern, Rheinland-Pfalz, 

Bremen, NRW), beziehungsweise sieht Mecklenburg-Vorpommern keine weitere 

Definition vor. 

Es lassen sich noch weitere Unterschiede festmachen. Archivgut wird näher spe-

zifiziert durch die Passage „nach seiner Zweckbestimmung oder wesentlichem 

Inhalt“ (Brandenburg, Hamburg, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Bremen, 

NRW). Niedersachsen stellt eine andere Formulierung auf, „Archivgut zur Person 

Betroffener geführt“.  

Personenstandsregister beziehen sich auf mehrere natürliche Personen, da die 

Registereinträge weitestgehend jahrgangsweise gebunden werden. Sind deshalb 

die Register in manchen Fällen als nicht personenbezogenes Archivgut zu klassi-

fizieren? Diese Einschätzung wird von Johannes Rosenplänter aus dem Stadtar-

chiv Kiel vertreten54. So kommt es, dass schon bei der Einstufung der Unterlagen 

Unterschiede auftreten können. Wie beispielhaft Schleswig-Holstein, welches im 

§9 (3) LachrG [-SH] „Archivgut, das sich nach seiner Zweckbestimmung oder 

seinem wesentlichen Inhalt auf eine natürliche Person bezieht“ als personenbe-

zogenes Archivgut klassifiziert, während beispielsweise das bayrische Archivge-

setz (BayArchivG) in Art. 10 Abs. 3 Satz 2 festlegt, dass „Archivgut, das sich auf 

natürliche Personen [!] bezieht“, als personenbezogenes Archivgut anzusehen 

ist. Es kann und kommt demnach zu unterschiedlichen Definitionen von perso-

nenbezogenem Archivgut.  

                                                 
54 Rosenplänter, Johannes (2008): Zur künftigen Benutzung von Personenstandsunterlagen in den 
kommunalen Archiven. In: VKA Mitteilungen (2008), S. 48–52, hier: S.49. 
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Der unbestimmte Rechtsbegriff des personenbezogenen Archivguts veranlasste 

bereits Bartholomäus Manegold zu dem Schluss, dass eine starre Klassifizierung 

in Archivgutkategorien „der Begriff des ‚personenbezogenen Archivguts‘ ein un-

geeignetes gesetzgeberisches Mittel [ist]. Weil es auf willkürliche Schätzung hin-

ausläuft, beeinträchtigt es die Forschungsfreiheit unverhältnismäßig.“55 Wohin-

gegen das Niedersächsische Archivgesetz die Fristen und Grenzen hin zum Per-

sönlichkeitsschutz klarer formuliert, indem auf eine Klassifikation in personenbe-

zogenes Archivgut verzichtet wird.56 

„Archivgut darf erst 30 Jahre nach der letzten inhaltlichen Bearbeitung des 
Schriftgutes genutzt werden. […] Ist das […] Archivgut zur Person Betroffener 
geführt und ist deren Geburts- oder Sterbedatum bekannt oder mit vertretbarem 
Aufwand aus diesem Archivgut zu ermitteln, so darf es frühestens 10 Jahre nach 
dem Tode dieser Person oder, falls das Sterbedatum nicht feststellbar ist, 100 
Jahre nach deren Geburt genutzt werden. Im Übrigen sind schutzwürdige Inte-
ressen Betroffener, soweit sie ohne besonderen Aufwand erkennbar sind, ange-
messen zu berücksichtigen“ (§5 (2) NArchG). 
 

Es besteht in Niedersachsen eine grundsätzliche Frist, gemessen an der letzten 

inhaltlichen Bearbeitung des Archivguts, ohne den Schutz des Persönlichkeits-

rechtes zu vernachlässigen, da dieser unabhängig zu prüfen ist. 

Gerade in Bezug auf die Personenstandsunterlagen bringt der unbestimmte 

Rechtsbegriff des personenbezogenen Archivgutes in Deutschland unterschiedli-

che Handhabungen hervor. Es wird deutlich, dass die Archivgesetzgebung noch 

nicht an die „Herausforderung der Archivierung von Personenstandsunterlagen“57 

angepasst wurde. 

Ungeachtet dessen bleibt jedoch, dass, wie nach vorangegangener Quellenana-

lyse deutlich wurde, Personenstandsunterlagen nahezu ausschließlich perso-

nenbezogene Daten enthalten. Diese sind durch geeignete Maßnahmen zu 

schützen. 

3.3.2. Anwendung von Schutzfristen 

Bei Berechnung der Schutzfristen kommt man somit innerhalb Deutschlands zu 

unterschiedlichen Verfahren. Von der zusätzlich unterschiedlichen Dauer der 

Schutzfristen sei hier abgesehen. Dies stellt auch Bettina Joergens fest, wonach 

„vielerorts noch Unklarheit darüber [herrscht], wie die Gesetze auszulegen 

sind.“58  

 
55 Manegold, Bartholomäus (2002): Archivrecht, S. 281. 
56 Ebd., S. 284. 
57 Polley, Rainer (2010): Die Nutzung der Personenstandsregister nach archivrechtlichen Vorschrif-
ten, S. 14. 
58 Joergens, Bettina (2009): Open Access zum Personenstandsarchiv, S. 78. 
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Wird die allgemeine Schutzfrist angewandt, weil Personenstandsunterlagen nicht 

als personenbezogenes Archivgut klassifiziert werden (können), zeigt sich die 

nächste Hürde hin zu einer einheitlichen Handhabung in deutschen Archiven. 

Betrachtet man zunächst das Niedersächsische Archivgesetz, gilt eine Schutzfrist 

von 30 Jahren nach letzter inhaltlicher Bearbeitung des Schriftgutes (§5 (2) 

NArchG, auch §10 (3) ArchG-LSA). Auch in den anderen Gesetzen sind Zeit-

punkte festgelegt ab wann eine Frist läuft. So etwa nach Entstehung der Unterla-

gen (§6 (2) LArchG [-BW], Art.10 Abs. 3 BayArchivG, §8 (2) ArchGB, §10 (2) 

BbgArchivG, §7 (2) BremArchivG, [endgültige Entstehung] §5 (2) HmbArchG, 

§15 (1) HArchivG, §10 (1) LArchivG M-V, §7 (1) ArchivG NRW, §3 (3) LArchG [-

RP], §10 (1) SächsArchivG, §9 (3) LarchG [-SH]), oder aber nach Schließung der 

Unterlagen (§17 (1) ThürArchivG). Im Saarland betrifft es „Archivgut […] aus ei-

ner mehr als 30 Jahre zurückliegenden Zeit“ (§11 (1) SArchG). 

Für Personenstandsunterlagen könnte strenggenommen ein unterschiedlicher 

Zeitpunkt der Fristberechnung gelten. Es lassen sich zwei Gruppen festmachen, 

zunächst jene Länder, welche die Frist ab Entstehung der Unterlagen, bzw. aus 

einer zurückliegenden Zeit berechnen. Die zweite Gruppe bilden schließlich Nie-

dersachsen und Sachsen-Anhalt, welche sich auf die letzte inhaltliche Bearbei-

tung berufen. 

Eine inhaltliche Bearbeitung von Personenstandsunterlagen kann bis zum Ende 

der Fortführungsfristen (§5 PStG-2007) erfolgen. Mit Ende dieser Frist, welche 

auch den rechtlichen Wandel von Schriftgut zu Archivgut (§7 (3) PStG-2007) be-

inhaltet, ist keine inhaltliche Bearbeitung mehr möglich. Das heißt aber auch, 

dass die Möglichkeit bestünde, Fristberechnungen nicht an den Jahrgang der 

Bände zu binden. Die Bearbeitung, vornehmlich der Geburts-, aber vor allem 

Heiratsregister/Familienbücher, kann und muss viele Jahre später erfolgen, wie 

die Gesetzesanalyse zeigt.  

Diese Gesetzesformulierung kann den Schluss zulassen, dass die Personens-

tandsunterlagen somit erst 30 Jahre nach Ende der Fortführungsfristen zugäng-

lich wären, wenn man auf eine Ermittlung des letzten Bearbeitungsvermerkes 

verzichten würde. Dies würde bedeuten, dass 2012 theoretisch Geburtenregister 

bis zu Jahrgängen 1872 frei wären - somit keine, bei Heiratsregistern, jene bis 

zum Jahre 1902 und Sterberegister bis zum Jahre 1952. 

Eine solch starre Rechnung kann nicht im Sinne beider Gesetzesgrundlagen 

sein. 

Relativiert wird diese Formulierung der Gesetze dadurch, dass in Niedersachsen 

personenbezogene Daten, wie geschildert, gesondert zu prüfen sind, und sich in 
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Sachsen-Anhalt personenbezogenes Archivgut per Gesetz auf natürliche Perso-

nen [!] bezieht, somit dann die Frist für selbiges anzusetzen wäre. 

Basierend auf dem Hessischen Archivgesetz59 stellt Rainer Polley jedoch die 

Frage in den Raum, ob durch Folgebeurkunden (welche, das sei hier noch an-

gemerkt, den gleichen Rechtscharakter haben wie die Beurkundung selbst) oder 

auch Hinweise, die allgemeine Frist, gebunden an die Entstehung der Unterla-

gen, bei Ablauf der Fortführungsfristen noch nicht abgelaufen sein könnte.60 

Eine Formulierung gemäß derer des Landes Hessen findet sich ebenso für die 

Länder Berlin (§8 (3)), Bremen (§7 (2)), Niedersachsen (§5 (2), Sachsen (§10 (1), 

Thüringen (§17 (1)).  

Für die Formulierung der Entstehung der Unterlagen kann aufgrund fehlender 

Definition des Begriffes „Entstehung“ nach HArchivG mit „einigermaßen gutem 

Gewissen über philologische Auslegung für zulässig“ erachtet werden, dass Fris-

ten der mit dem Zeitpunkt der Hauptbeurkundung gleichzusetzen sind.61 Wo-

durch allerdings diese Fristen durch die Fortführungsfristen abgedeckt sind62. 

Dies ist durch Verordnungen des Landes NRW63 und Niedersachsen64 sogar 

festgelegt. 

So regelt zum Beispiel das Land Nordrhein-Westfalen, dass Personenstandsun-

terlagen als personenbezogenes Archivgut zu betrachten sind und die Grundlage 

für die Sperrfristberechnung der Abschlussvermerk des jeweiligen Bandes ist, 

womit die Fristen durch die Fortführungsfristen abgedeckt wären65.  

Dennoch machte Arnd Vollmer 2009 deutlich, dass „die Schutzfristen für diese 

Daten [personenbezogene Daten zu anderen Personen] […] oft zum Zeitpunkt 
 

59 §15 (1) HArchivG: „Unbeschadet der generellen Schutzfristen dürfen Akten und Dateien, die sich 
auf eine natürliche Person beziehen (personenbezogenes Archivgut) […]“ 
60 Polley, Rainer (2010): Die Nutzung der Personenstandsregister nach archivrechtlichen Vorschrif-
ten, S.14. 
61 Ebd., S.14. 
62 Vgl. Joergens, Bettina (2010): Das neue Personenstandsgesetz - das Glück der Forschung? Die 
Umsetzung des Personenstandsrechts in den Archiven. In: Clemens Rehm (Hg.): Rechtsfragen der 
Nutzung von Archivgut. Vorträge der Frühjahrstagung der Fachgruppe 1 - Staatliche Archive - im 
VdA - Verband deutscher Archivarinnen und Archivare e.V. am 29. April 2010 in Stuttgart. Stuttgart: 
Kohlhammer, S. 43–51, hier: S. 46; Stumpf, Marcus (2009): Archivierung von Personenstandsun-
terlagen durch Kommunalarchive – Möglichkeiten der Umsetzung und nutzungsrechtliche Aspekte. 
In: Archivpflege in Westfalen Lippe 71 (2009), S. 23–28. Zugriff online unter: 
http://www.lwl.org/waa-download/archivpflege/heft71/heft_71_2009.pdf, zuletzt geprüft am 
16.01.2012, hier: S. 26, sowie Polley, Rainer (2010): Die Nutzung der Personenstandsregister nach 
archivrechtlichen Vorschriften, S. 14. 
63 Vgl. Joergens, Bettina (2010): Ein Jahr Personenstandsgesetz (PStG). Erfahrungen aus NRW. 
In: Archivar : Zeitschrift für Archivwesen 63 (1/2010), S. 102–104, hier: 102. 
64 Vgl. Personenstandsrecht; Archivierung der Personenstandsbücher und Sammelakten sowie 
Verwendung eines Dienstsiegels. Runderlass vom 1.12.2008 (Niedersächsisches Ministerialblatt 
Nr.5/2009 S.120): „Da jedoch sämtliche hierfür maßgeblichen Schutzfristen von den Fristen des § 5 
Abs. 5 PStG übertroffen werden, ist die freie Einsichtnahme in von diesen Fristen nicht mehr betrof-
fene Register und Sammelakten zu gestatten, sofern ein Interesse an deren Benutzung geltend 
gemacht wird“ (Punkt 1.3). 
65Vgl. Joergens, Bettina (2010): Das neue Personenstandsgesetz , S. 46. 
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der Archivierung noch nicht abgelaufen [sind]. Hieraus können sich in der Benut-

zungspraxis deutliche Einschränkungen ergeben“66. Das relevante jüngste Da-

tum zur Berechnung der Sperrfrist in Personenstandsregistern kann unter Um-

ständen eine Prüfung zur Voraussetzung machen67.  

Bezüglich der Fristberechnung für personenbezogenes Archivgut ist die Grundla-

ge naheliegend: die Person, zu dem ein Eintrag angelegt wurde, gleich der Be-

troffene. Das sind für die Geburtenregister das Kind, im Sterberegister der Ver-

storbene und in Heiratsregistern die Eheschließenden. Die Argumentation, dass 

die Fortführungsfristen die Schutzfristen für die Betroffenen abdecken, mag nach 

obenstehender Definition zutreffen. Allerdings wurde gerade mit Familienbüchern 

(alter Art) das Ziel verfolgt, die Familienzusammenhänge erkennen zu lassen, 

hier den Begriff des Betroffenen nur auf die Eheschließenden  zu beziehen 

scheint nicht umfassend.  

Es darf aber nicht vergessen werden, dass man es bei diesen besonderen Unter-

lagen mit den persönlichsten, manchmal sogar intimsten Daten zu tun hat. Der 

Persönlichkeitsschutz muss somit auch im Archiv gewahrt werden, so spricht sich 

auch Bettina Joergens aus: „Der Geist eines Gesetzes entbindet aber keine Ar-

chivarin und keinen Archivar von der Verantwortung, das jeweilige Archivrecht 

und damit die schutzwürdigen Belange lebender Personen zu wahren“68. 

3.3.3. Sicherung von schutzwürdigen Belangen  

Denn obwohl eine unterschiedliche Klassifizierung und Berechnung der Schutz-

fristen innerhalb Deutschlands besteht, ist doch in jedem Archivgesetz eine Wah-

rung schutzwürdiger Belange gesichert. Dies erfolgt meist mit einer Formulie-

rung, wie die Nutzung ist zu versagen, wenn Grund zur Annahme besteht, dass 

schutzwürdige Belange Dritter oder Betroffener beeinträchtigt werden oder dieser 

entgegenstehen. In Mecklenburg-Vorpommern müssen diese Belange Dritte er-

heblich beeinträchtigen (§9 (2) LArchivG M-V). Das Saarländische Archivgesetz 

verzichtet auf den Zusatz „Grund zur Annahme“. 

Um beim Beispiel des Landes NRW zu bleiben, „können und müssen „irregulär“ 

vorgenommene Eintragungen (z.B. von Adoptionshinweisen) nicht systematisch 

berücksichtigt werden. Das vereinzelte Vorkommen solcher Eintragungen recht-

 
66 Vollmer, Arnd (2009): Personenstandsregister werden zu Archivgut. In: Sächsisches Archivblatt 
(2009), 1, S. 9–11. Online verfügbar unter 
http://www.archiv.sachsen.de/download/Archivblatt_1_2009.pdf, hier:  S.11.  
67 Hausmann, Jost (2008): Die Novelle des Personenstandsgesetzes 2005 und die Benutzung der 
Register in Rheinland-Pfalz. In: Annalen. In Brauweiler (D) (2005), Trier (D) (2006) und Hasselt (B) 
(2007). Brüssel: Generalstaatsarchiv (Studia, 176), S. 53–72, hier: S. 62. 
68Joergens, Bettina (2010): Das neue Personenstandsgesetz, S.47. 

http://www.archiv.sachsen.de/download/Archivblatt_1_2009.pdf
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fertigt keine generelle Sperrung oder Einzelblattkontrolle ganzer Registerbände 

in der Benutzung“.69 

Beziehen sich die personenbezogenen Schutzfristen nur auf die Betroffenen, wie 

im Vorfeld definiert und wird eine systematische Durchsicht nicht durchgeführt, 

bleibt die Frage offen, wie die Daten zu anderen Personen geschützt werden 

können. 

Da seit Einführung des Personenstandswesens immer eine einheitliche Geset-

zesgrundlage vorherrschte, somit eine grundsätzlich einheitliche Registerführung, 

kann man nach einer Quellenanalyse wie sie im Vorfeld erfolgte, feststellen, dass 

durchaus personenbezogene Daten, teilweise höchst intime, in Registern nach 

jeweiliger Gesetzeslage regulär vorgenommen, existieren. Deren Existenz war 

und ist per Gesetz möglich und wahrscheinlich. Es kann folglich durchaus der 

Grund zur Annahme bestehen. Personenstandsregister verfolgen den Zweck, die 

genannten Daten aufzunehmen. Diese bestehen somit keinesfalls zufällig. Eine 

Quantität schutzwürdiger Daten kann natürlich nicht festgestellt werden. Rainer 

Polley sieht hingegen im Regelfall keinen Grund zur Annahme, der eine Benut-

zungsversagung zur Folge hätte70. 

Sicherlich müssen hierbei die Registerarten gesondert eingestuft werden, was im 

nächsten Kapitel behandelt werden soll. 

3.3.4. Sonderfall: Daten mit besonderem Schutz 

Besonderem Schutz unterliegen sowohl Adoptionen, als auch Namensänderung 

im Sinne des Transsexuellengesetzes. 

Für Adoptionen ist das Offenbarungs- und Ausforschungsverbot nach §1758 des 

Bürgerlichen Gesetzbuches maßgeblich. Demnach sind „Tatsachen, die geeignet 

sind, die Annahme und ihre Umstände aufzudecken, […] ohne Zustimmung des 

Annehmenden und des Kindes nicht [zu] offenbar[en] oder [auszuforschen], es 

sei denn, dass besondere Gründe des öffentlichen Interesses dies erfordern“ 

(§1758 (1) BGB). 

Im Falle des Transexuellengesetzes sind nach §5 Offenbarungsverbot „die zur 

Zeit der Entscheidung geführten Vornamen ohne Zustimmung des Antragstellers 

nicht [zu offenbaren], es sei denn, daß besondere Gründe des öffentlichen Inte-

resses dies erfordern oder ein rechtliches Interesse glaubhaft gemacht“ werden 

(§5 (1)). 

 
69 Joergens, Bettina (2010): Das neue Personenstandsgesetz, S.47f. 
70 Polley, Rainer (2010): Die Nutzung der Personenstandsregister nach archivrechtlichen Vorschrif-
ten, S. 15. 
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Da es sich nicht um den gesamten Band handelt, könnten nur diese Einzelanga-

ben Geheimhaltungsvorschriften unterliegen. In diesem Fall würde es sich um 

Privatgeheimnisse handeln. Diese unterliegen dem §203 StGB. Hier steht der 

Archivar in der Verpflichtung zum Schutz, nicht der Benutzer71.  

4. Zwischenfazit 
Inwieweit diese Daten noch einem Schutz unterliegen oder schutzwürdig sind, 

soll im Folgenden mit Hilfe der vorangegangenen Analyse, Meinungen aus der 

Fachwelt und Umfrageergebnissen erörtert werden. 

Mit dem PStG-2007 wurde zum ersten Mal der Fortführung von Personenstands-

registern ein Ende gesetzt und ihre Übergabe an zuständige Archive beschlos-

sen. Es kommt zu einem Spannungsverhältnis zwischen den Fortführungsfristen 

und Schutzfristen. 

Zunächst erscheint es als wichtig festzuhalten, dass die Fortführungsfristen den 

Arbeitsabläufen im Standesamt geschuldet sind. Diese entsprechen zwar in ge-

wisser Weise den archivischen Schutzfristen und bieten auch einen Schutz vieler 

personenbezogener Daten. Dennoch haben sie sich teilweise nach erfolgter Un-

tersuchung als schwierig für eine generelle Nutzungsfreigabe erwiesen. 

Frau Joergens argumentiert anhand der Begründung für die Fortführungsfristen 

und setzt diese mit Schutzfristen gleich72. Ebenso Herr Gaaz, da seit dem 

Personenstandsereignis mindestens 30 Jahre vergangen sind.73 

Nach Herrn Stumpf sind schutzwürdige Belange sehr selten vorzufinden. Die 

Fortführungsfristen gehen sogar über die Schutzfristen hinaus. Es wird ein zu 

hoher Aufwand bei ausschließlicher Auskunft und Durchsicht gesehen. Deshalb 

sollte mit Auswertungsbeschränkungen die Verantwortung auf den Nutzer über-

tragen werden.74  

Die durchgeführte Umfrage ist zwar keineswegs repräsentativ, eine statistische 

Tendenz somit nicht zu bestimmen. Allerdings zeigen die Antworten, dass das 

Thema der Fristenberechnung durchaus Klärungsbedarf ausweist. In dieser wur-

de überwiegend geantwortet, dass Fristen für personenbezogene Daten [!] noch 

laufen. Also ein Schutz von Einzeldaten gewährleistet werden muss. Wenngleich 

 
71 Hausmann, Jost (2008): Die Novelle des Personenstandsgesetzes 2005, S.65. 
72 Joergens, Bettina (2010): Das neue Personenstandsgesetz, S. 46. 
73 Gaaz, Berthold (2010): Die Benutzung der Personenstandsregister. In: StAZ. Das Standesamt 63 
(3/2010), S. 65-73, hier: S.73. 
74 Stumpf, Marcus (2009): Workshop „Personenstand und Kommunalarchive“. Nutzung unter ar-
chivrechtlichen Gesichtspunkten. Online verfügbar unter: Homepage des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe. URL: http://www.lwl.org/waa-
download/pdf/Nutzung_von_Personenstandsunterlagen_neu.pdf, zuletzt geprüft am 17.01.2012, S. 
25-26. 
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auch Antworten gegeben wurden, dass die Fristen, wie sie das PStG vorschreibt, 

ausreichend sind75.  

Werden die Ergebnisse der Analyse aus Kapitel 2 noch einmal zusammengefasst 

mit dem Schwerpunkt, der als schutzwürdig einzustufenden Daten, lassen sich 

folgende Daten zu Beteiligten76 festmachen, des Weiteren sensible Daten zu 

Betroffenen.77 Dabei sollte beachtet werden, dass sobald persönliche Verhältnis-

se sichtbar werden eigentlich immer der Begriff des Betroffenen benutzt werden 

kann, um die volle Schutzwürdigkeit zu verdeutlichen. 

4.1. Datenerhebungen in Geburtseinträgen 
Die Geburtseinträge weisen demnach in der Regel zu zwei Personen- bzw. Per-

sonengruppen Angaben auf.  

Der Betroffene 

Es handelt sich zunächst um Angaben zu der betroffenen Person selbst, demje-

nigen dessen Geburt beurkundet ist.  

Zu dieser Person finden sich alle ihn betreffenden Daten und Fakten. Jede Ände-

rung des Personenstandes, ebenso Informationen zu Eheschließungen78. Sach-

verhalte, etwa alle Angaben zur Abstammung, stellen besonders persönliche 

Informationen dar, auch Namensänderungen, im äußersten Falle Informationen 

zu einer erfolgten Adoption oder Namensänderung nach TSG. 

Die enthaltenen Informationen sind unumstritten schützenswert. Informationen, 

welche nach dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung- selbst zu ent-

scheiden, wie man in der Öffentlichkeit wahrgenommen wird - 79 nicht ohne Zu-

stimmung des Betroffenen preisgegeben werden dürfen, allerdings nicht für im-

mer. Um diese Informationen zu schützen und gleichzeitig das Recht auf For-

schungsfreiheit zu gewähren, kennt das Archivgesetz eben besondere Schutz-

fristen für personenbezogenes Archivgut, bzw. den Schutz von personenbezoge-

nen Daten, wie sie im vorherigen Kapitel dargestellt wurden. 

Wie sind nun die Geburtenregister in Bezug auf Schutzfristen einzuordnen? 

                                                 
75 Umfrageergebnisse Teil 1 (UE 1): Nr. 15, 19, 28. 
76 Nach erfolgter Definition aus Kapitel 1. 
77 Vgl. hierzu auch Anhang I, farbliche Kennzeichnung. 
78 Hier wurde bewusst die Pluralform gewählt, da auch die Tatsache von mehreren Eheschließun-
gen eine Information ist, welche zu schützen gilt. 
79 „Das Grundrecht gewährleistet insoweit die Befugnis des Einzelnen, grundsätzlich selbst über die 
Preisgabe und Verwendung seiner persönlichen Daten zu bestimmen.“ Der Bundesbeauftragte für 
den Datenschutz und die Informationsfreiheit (o.D.): Eingriffe in das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung nur auf der Grundlage eines Gesetzes. 
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Werden diese als personenbezogenes Archivgut klassifiziert, wie es in den meis-

ten Ländern der Fall ist, gilt in den meisten Fällen eine Frist von 10 bzw. 30 Jah-

ren nach Tod des Betroffenen. Ist das Todesdatum nur schwer festzustellen gel-

ten 90 bzw. 110 Jahre nach Geburt. 

Der Einfachheit halber soll die Argumentationskette in umgekehrter Reihenfolge 

zu den Archivgesetzen erfolgen.  

Da die Registerbände in aller Regel Jahrgangsweise geführt werden, sind die 

Geburtsdaten aller Betroffenen [!] bekannt und auf den ersten Blick auf ein be-

stimmtes Jahr festzulegen. So gesehen bestehen auf alle Daten zu Betroffenen 

keine archivischen Schutzfristen nach Ablauf der Fortführungsfrist mehr. Diese 

entsprechen dieser entweder, oder aber sie ist bereits 20 Jahre abgelaufen. 

Die Geburtseinträge dokumentieren aber jede Änderung des Personenstandes, 

so auch den Tod. Es ist demnach festzuhalten, dass zu jedem Betroffenen nicht 

nur das Geburtsdatum eindeutig zu bestimmen ist, sondern auch das Sterbeda-

tum. Für einen Registerband mit 300 Einträgen würde dies 300 unterschiedliche 

Schutzfristen nach sich ziehen.  

Um mögliche Schutzfristen mit den bestehenden Fortführungsfristen in Bezie-

hung zu setzen, soll die derzeitige durchschnittliche Lebenserwartung80 als Be-

rechnungsgrundlage dienen. Wenngleich für die Register, welche momentan 

Archivgut sind, die durchschnittliche Lebenserwartung geringer war. 

Bei einer Frau, die im Alter von 82 Jahren verstirbt, würde eine Schutzfrist von 

zehn Jahren durch die Fortführungsfristen abgedeckt sein. Bei einer 30-

Jahresfrist würde diese allerdings noch zwei Jahre laufen. 

Dies lässt den Schluss zu, dass bei Fristberechnungen pro Eintrag der sehr 

wahrscheinliche Fall eintreten kann, dass sowohl Fristen schon mehrere Jahre 

verstrichen sind, oder aber noch bestehen können. 

Diese höchst unterschiedlichen Sterbedaten können das Argument untermauern, 

dass eine Fristberechnung für Daten zu Betroffenen ab dem Geburtsjahr die 

Schutzwürdigkeit aller Daten in großem Umfang gewährleistet und weiterhin die 

Effizienz der Verwaltung gewahrt bleibt. 

Somit deckt sich die Fortführungsfrist mit der Schutzfrist für personenbezogenes 

Archivgut, in den Ländern in der diese 110 Jahre nach Geburt beträgt und geht 

 
80 Statistisches Bundesamt (2009): Zahl der Woche Nr.003 vom 20.01.2009. Paare geben sich 
immer später das Jawort. Online verfügbar unter:  Homepage des Statistischen Bundesamtes 
(Hg.). URL: 
http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Presse/pm/zdw/2009/PD09__
003__p002.psml, zuletzt geprüft am 16.01.2011. 
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sogar weiter in solchen, in denen eine Frist von 90 Jahren festgeschrieben wur-

de. 

Eine genaue Fristberechnung ist allerdings wie geschildert in Adoptionsfällen und 

Namensänderung nach TSG und dem damit verbundenen Offenbarungsverbot 

unbedingt zu gewährleisten.  

Dies spiegelt sich auch in den Umfrageergebnissen wider. Ebenso veranlasste 

es das Stadtarchiv Bielefeld zu besonderen Maßnahmen, wie auf dem Deut-

schen Archivtag in Regensburg berichtet, allerdings nur für die Heiratsregister.81  

Die Beteiligten82 

Als Beteiligte in Geburtsregistern sind die Eltern und der Anzeigende zu klassifi-

zieren, im besonderen Fall sogar Kinder, wenn die Geburt unehelich war und bei 

der Mutter vermerkt wurde. 

Die Daten zu Beteiligten sind nicht so umfangreich, wie die des Betroffenen. Der 

Anzeigende wurde bis zum PStG-200783 nur mit Name, Beruf und Wohnort ge-

führt. Wurde ein Anzeigender in seiner Funktion als Arzt, etc. tätig, sind die Be-

lange zu vernachlässigen. Allerdings könnte die Beziehung zwischen dem An-

zeigenden und dem Betroffenen eine weitere persönliche Information darstellen. 

In vielen Fällen ist der Anzeigende jedoch ein Elternteil, womit die Diskussion bei 

diesen fortgesetzt werden soll. 

Angaben zu Eltern sind ebenso Name, Beruf und Wohnort, im Falle auch Infor-

mationen zur Auflösung einer Ehe. 

Gerade letzterer Fall scheint besonders schutzwürdig und könnte theoretisch 

eine andere Fristberechnung nach sich ziehen.  

Da es sich aber immer um Personen handelt, die älter als der Betroffene sind, 

kann man zu dem Schluss kommen, dass auch diese Belange durch die Frist 

bezogen auf den Betroffenen abgedeckt sind. 

Da demnach per Gesetz 110 Jahre84 zwischen Beurkundung und Benutzung 

nach Archivrecht liegen, ist eine Berücksichtigung von personenbezogenen Da-

ten Beteiligter in der Regel auszuschließen. 

 

                                                 
81 Dr. Jochen Rath (2011): „Die Offenbarung – und deren Verbot im Archiv: Adoptionshinweise in 
Registern“. Vortrag in der Veranstaltung der Fachgruppe 2 auf dem Deutschen Archivtag, 
23.09.2011. 
82 Nicht im Sinne des PStG. 
83 Es werden keine Angaben zum Anzeigenden mehr aufgenommen. 
84 Hierbei wird sich auf die Fortführungsfrist bezogen. 
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Die Persönlichkeitsrechte der Betroffenen und Beteiligten werden durch die gel-

tenden Schutzfristen, welche durch die Fortführungsfristen teilweise sogar über-

boten werden, in hohem Maße geschützt. 

Allerdings kann der Fall eintreten, dass Fristen für den Schutz von Adoptions-

sachverhalten noch nicht abgelaufen sind. Dies ist vor allem der Fall, wenn die 

adoptierte Person ein Alter von mindestens 81 Jahren erreicht. 

Dieser Sachverhalt wurde ebenso als kritisch in der durchgeführten Umfrage an-

gesprochen.85 

4.2. Datenerhebungen in Heiratseinträgen bzw. Familien-
büchern 

Im Falle der Heiratseinträge stellt sich die Lage weitaus problematischer dar, da 

diese im Laufe der Zeit einige Funktionsänderungen erfuhren. Die Gesetze ma-

chen deutlich, dass Heiratseinträge bis 1957 auch viele Daten, vor allem zu Kin-

dern enthalten können. Danach sind es die Familienbücher. 

Die Betroffenen 

Angaben zu den Eheschließenden entsprechen den Grundangaben, wie sie in 

Registern aufzunehmen sind, des Weiteren jede Änderung des Personenstan-

des, welche die Eheschließenden betrifft. 

Für eine genaue Fristberechnung müsste, bezogen auf den einzelnen Eintrag, 

das Sterbedatum des zuletzt Verstorbenen zu Grunde gelegt werden, im Einzel-

fall schnell festzustellen. Doch auch hier handelt es sich nicht um einen Eintrag, 

welcher einer Prüfung unterzogen werden müsste, sondern um mehrere hundert 

Einträge. Eine einfache Berechnung ähnlich der bei Geburtsregistern durch ein 

einheitliches Geburtsjahr ist nicht gegeben. Das PStG-2007 setzt 80 Jahre nach 

Beurkundung für die Fortführung fest.  

Geht man nun von einem Heiratsalter der Frau von 22 Jahren86 aus, würde sich 

bei Übernahme in das Archiv, ein Zeitraum von 102 Jahren seit Geburt der Per-

son ergeben. Für Länder mit 30-jähriger Schutzfrist kann dies bedeuten, dass 

noch Schutzfristen für personenbezogenes Schriftgut laufen.  

                                                 
85 UE 1: v.a. Nr. 30. 
86 Zahl wurde zum Zweck einer Beispielrechnung entnommen: Stiftung Deutsches Historisches 
Museum (o.D.): Durchschnittliches Heiratsalter 1911 – 1934. Online verfügbar unter der Homepage 
des Deutschen Historischen Museums. LeMO: Lebendiges virtuelles Museum Online (Hg.). URL: 
http://www.dhm.de/lemo/objekte/statistik/epbev3/index.html, zuletzt geprüft am 16.01.2012. Sowie 
Statistisches Bundesamt (2009): Zahl der Woche Nr.003 vom 20.01.2009.  
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Beteiligte  

Beteiligte können bei der Beurkundung einer Eheschließung die beiwohnenden 

Zeugen und die Eltern sein.  

Die Daten belaufen sich ausschließlich auf die Grundangaben. Das persönliche 

Verhältnis zu den Betroffenen ist zwar erkennbar, da jedoch sowohl die Eltern, 

als auch die Zeugen deutlich bzw. in der Regel gleich alt sind, kann davon aus-

gegangen werden, dass mögliche Fristen abgelaufen sind. Weitere schutzwürdi-

ge Belange sind nicht gegeben. 

Sonderfall: Angaben zu Kindern  

Angaben zu Kindern finden sich spätestens seit 1937 auch in Heiratseinträgen. 

Da wie bereits erläutert, dieses Gesetz auch Anwendung auf frühere Jahrgänge 

hat, lässt sich keine feste Grenze ziehen. 

Welche Angaben lassen sich in der Theorie zu Kindern, neben Name und Ge-

burtsdatum finden? 

Zunächst kann festgestellt werden, dass mit dem PStG-1937 neben gemeinsa-

men Kindern der Ehegatten auch uneheliche Kinder weiblicher Abkömmlinge 

aufgenommen wurden. Es wurden ebenso alle Sachverhalte zum Personenstand 

des Kindes aufgenommen, seine Abstammung, wechselnde Rechtsverhältnisse, 

Annahmen an Kindes statt. Dies alles sind höchst persönliche Daten zu einem 

Kind, die Angaben sind als schützenswert anzusehen.  

Ebenso ist zu beachten, dass eine bloße Namensnennung durchaus schutzwür-

dig sein kann87, wenn dadurch persönliche Verhältnisse einer bestimmbaren 

noch lebenden Person ableitbar sind.  

Da seit 1937 das Kind fester Bestandteil des Familienbuches (alter Art) war, liegt 

der Schluss nahe, dass auch Kinder als Betroffene anzusehen sind. 

Dies hat dementsprechend Auswirkungen auf die Fristberechnungen. Die Fort-

führungsfrist von 80 Jahren ist selbst für Kinder, welche im Ehejahr geboren wur-

den zu knapp bemessen88. Ein angemessener Schutz allein durch diese Frist im 

Sinne der Archivgesetze ist somit nicht gegeben. 

                                                 
87 „bloße Namensnennung ist nicht schutzwürdig“: Landesfachstelle für Archive und öffentliche 
Bibliotheken im Brandenburgischen Landeshauptarchiv (2010): Benutzung von Personenstandsun-
terlagen. Ergebnisse der Fortbildungsveranstaltung vom 3. März 2010. Online verfügbar unter: 
Homepage der Landesfachstelle für Archive und öffentliche Bibliotheken im Brandenburgischen 
Landeshauptarchiv (Hg.). URL: http://www.landeshauptarchiv-
brandenburg.de/FilePool/Personenstandsunterlagen_Benutzung.pdf, zuletzt aktualisiert am 
07.04.2010, zuletzt geprüft am 06.12.2011. 
88 Dies wären 80 Jahre nach Geburt. Somit 10 Jahre unter der kürzesten Frist.  
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Diese Problematik ist im Falle der DDR-Gesetzgebung und die Führung der Hei-

ratsregister ausschließlich nach Gesetz nicht gegeben. Kinder werden hier nicht 

aufgenommen. Inwieweit somit Heiratsregister seit 1956 keine Hinweise zu Kin-

dern enthalten, wird zu prüfen sein. 

Durch die Trennung von Heiratsbuch und Familienbuch in der BRD, lässt sich 

feststellen, dass Heiratsbücher neben den Angaben zu den Eheschließenden nur 

noch Angaben zu Zeugen enthalten. Somit kann die Einschätzung gemäß „Be-

troffenen“ gelten. 

Für die Familienbücher neuer Art sind die Kinder ebenso als Betroffene einzustu-

fen, somit sollte eine Frist die Kinder berücksichtigen, da auch hier in einem ge-

wissen Zeitraum jedwede Änderung und Feststellung zum Personenstand aufge-

nommen wird. 

Wird die Schutzfrist für Heiratsbücher und im Besonderen jene welche im Mo-

ment in die Archive gelangen,89 lediglich an den Fortführungsfristen gemessen, 

so kann man sagen, dass die Betroffenen Eheleute weitestgehend geschützt 

sind, die Kinder jedoch nicht.  

Es bestehen also schutzwürdige Belange, welche über die Fortführungsfristen 

hinaus zu schützen sind. Als besonders sensibel lassen sich folgende Informati-

onen ansehen: 

- Rechtsstellung des Kindes (Unehelichkeit, Nachträgliche Unehelichkeit) 

- Vaterschaftsanerkennungen 

- Namensänderungen, im Besonderen nach TSG 

- Annahmen an Kindes statt / Adoptionen 

Die letzten beiden Fälle sind, wie bereits erläutert besonders zu schützen. 

Nichtsdestotrotz handelt es sich bei den anderen Sachverhalten um Informatio-

nen, die das betroffene Kind in seinem Recht auf informationelle Selbstbestim-

mung erheblich einschränken können.  

Auch wenn diese Merkmale nicht in jedem Eintrag zu finden sind, kann der Tat-

bestand des Grundes zur Annahme durchaus gerechtfertigt sein. 

4.3. Beispiele betreffend Daten zu Kindern in Heiratsregis-
tern 

Zum Zwecke der Überprüfbarkeit wurden Personenstandbücher im Stadtarchiv 

Potsdam eingesehen. Hauptaugenmerk lag hierbei auf den Heiratsregistern, da 

das Stadtarchiv diese bereits auf schutzwürdige Belange Dritter überprüft hat. 

 
89 Welche noch nicht nach PStG-1937 angelegt sind. 
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Des Weiteren sind die Heiratsregister, wie nach Untersuchung der Gesetze deut-

lich wurde, Sammelpunkt personenbezogener Daten einer Familie. 

Es wurden seitens des Archivs vier verschiedene Arten von Hinweisen und Bei-

schreibungen als schutzwürdig klassifiziert. Diese sollen untersucht und in einen 

gesetzlichen Rahmen gesetzt werden.  

4.3.1. Namensnennung 

Im Heiratsregister aus dem Jahre 192990 

wird auf die Geburtseinträge von acht 

Kindern der Ehegatten hingewiesen, 

diese sind in der Zeit von 1929 bis 1950 

geboren. Während alle Hinweise ano-

nym gehalten sind, wurde zur Geburt 

des letzten Kindes im Jahre 1950 zu-

sätzlich der Name vermerkt. Die Form 

der Hinweise folgt den Vorgaben der 

VStHinweise von 1935. Auffällig ist je-

doch, dass erst 1950 der Name des Kin-

des hinzugefügt wurde, war doch bereits 

im PStG 1937 eine Namensnennung der 

Kinder gesetzlich verankert.  

Die Namenennung macht die persönli-

chen Verhältnisse des Kindes sichtbar. 

Dies kann Auswirkungen auf die Nut-

zung haben. 

 

 

 

Abbildung 1: Stadtarchiv Potsdam,
P521, 160/1929 (Ausschnitt) 

Dieses Beispiel macht zudem deutlich, dass keine klaren Grenzen hinsichtlich 

von vollzogenen Hinweisarten gezogen werden können.  

4.3.2. Vaterschaftsanerkennung 

Der Sachverhalt des Eintrages im Heiratsregister des Jahres 192891 stellt sich 

wie folgt dar.  

 
90 Stadtarchiv Potsdam, P 521, 160/1929.  
91 Stadtarchiv Potsdam P94, 307/1928.  
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Der Eintrag beurkundet die Eheschließung vom 25.07.1928. Es ist ein anonymer 

Hinweis auf einen Sohn vorhanden, welcher im Jahre 1922 geboren wurde.  

Im Nachtrag der Beurkundung wird die Vaterschaftsanerkennung darlegt. Hier 

wird aber der Name des Kindes genannt, sodass eine anonyme Beziehung nicht 

mehr gegeben ist. 

In diesem Eintrag ist somit nicht nur der Name des Kindes aufgeführt, sondern 

auch die Tatsache einer unehelichen Geburt und nachträglichen Vaterschaftsan-

erkennung durch Heirat der Eltern. 

Es handelt sich somit, um sehr persönliche Informationen zu einer Person, die 

durchaus noch leben könnte.  

4.3.3. Nachträgliche Unehelichkeit 

Ein Registereintrag aus dem Jahre 192992 enthält zunächst eine Vaterschaftsan-

erkennung wie sie schon 

im Vorgang beschrieben 

wurde. Der Name des Kin-

des ist hier ersichtlich. Ein 

Hinweis auf dieses Kind 

erfolgt nicht, wobei der 

burtseintrag aus der Vater-

schaftsanerkennung er-

sichtlich ist. Die Ehe wurde 

im Jahre 1934 geschieden.  

Am unteren Rand der 

Beurkundung wurde der 

Vermerk gesetzt, wieder 

mit Namensnennung des 

Kindes, dass selbiges gemäß einem Urteil im Jahre 1944 für unehelich erklärt 

wurde. 

Abbildung 2: Stadtarchiv Potsdam, P522, 300/1930
(Ausschnitt) 

Ein ähnlicher Fall ist auch im Registereintrag des Jahres 193093 zu finden. Hier 

wurde das Urteil zur Aufhebung des Ehelichkeitsstatus vermerkt, sowie dann 

auch der Name der Tochter, diese ist 1949 geboren.  

Eine nachträgliche Unehelichkeit kann ebenso als äußerst schutzwürdig betrach-

tet werden. Die Freigabe dieser Informationen könnte das allgemeine Persönlich-

 
92 Stadtarchiv Potsdam P521, 236/1929. 
93 Stadtarchiv Potsdam P522, 300/1930.  
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keitsrecht des Betroffenen einschränken. In beiden Fällen schützt die Fortfüh-

rungsfrist diese Belange nicht. 

4.3.4. Adoption 

In einem weiteren Registereintrag des Jahres 193094 ist neben den Hinweisen zu 

den gemeinsamen leiblichen Kindern auch ein Hinweis zu einem Kind, welches 

von den Eheleuten an Kindes statt angenommen wurde. Das Kind wurde im Jah-

re 1951 geboren. Der Name des Kindes ist vermerkt worden.  

Diese Information unterliegt dem Offenbarungsverbot. Der betroffenen Person 

muss ein Schutz gewährleistet werden. Dies muss geeignete Maßnahmen bis 

2041 bzw. 2061 nach sich ziehen. 

 

 
Abbildung 3: Stadtarchiv Potsdam, P522, 466/1930 (Ausschnitt) 

Die Untersuchung mehrerer Register zeigte beispielweise, dass Einträge in Re-

gistern, bei welchen die Fortführungsfrist 2010 abgelaufen ist, noch einer Sper-

rung bis 2041 in Brandenburg unterliegen können. 

 

4.4. Daten zu Sterbefällen 

Betroffener 

Über die Grundangaben zum Verstorbenen kann sich in manchen Registern 

noch das Faktum der Todesursache wiederfinden.  

Für die Fristberechnung ergibt sich hierbei ein Spannungsfeld. Ist eine mögliche 

Nennung solcher Fakten über die Frist von 30 Jahren95 nach Tod hinaus schutz-

würdig? 

Hier kann der postmortale Persönlichkeitsschutz greifen, etwa bei Selbstmord. 

Diese Ansicht wurde zum Beispiel von einem Archiv in erfolgter Umfrage vertre-

ten, wobei der Fall in der Benutzung selbst noch nicht vorkam.96 

                                                 
94 Stadtarchiv Potsdam P522, 466/1930.  
95 Hiermit die FortFrist, die sich in manchen Ländern mit der Schutzfrist deckt, bzw. sogar darüber 
hinaus geht. 
96 Gespräch im Rahmen der durchgeführten Umfrage, nach Gesprächsprotokoll vom 14.12.2011.  
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Aber auch im Falle von Hinweisen zu Erbkrankheiten zeigt sich eine mögliche 

Schutzwürdigkeit, sodass die Landesfachstelle für Archive und Bibliotheken im 

Brandenburgischen Landeshauptarchiv Todesursachen über die Schutzfrist hin-

aus als nicht schutzwürdig einschätzt. Hinweise von der Todesursache auf mög-

liche Erbkrankheiten sind als schutzwürdiger Belang anzusehen.97  

Die Problematik wird auch in anderen Archiven erkannt und als schutzwürdiger 

Belang in der durchgeführten Umfrage genannt.98 Ein Archiv sieht weiterhin ei-

nen schutzwürdigen Belang, wenn es sich um Hinweise zu Hinrichtungen han-

delt.99 

Beteiligte 

Die Eltern bzw. die Ehegatten sind hierbei zu nennen. Harte Informationen sind 

dabei wieder die Grundinformationen, wenn überhaupt. 

Allerdings kann hier das persönliche Verhältnis zu dem Betroffenen möglicher-

weise zu schützen sein.  

Denkbar wäre dies, wenn ein Kind früh verstorben ist und die Eltern noch leben. 

Es kann denkbar sein, dass diese Information nicht preisgegeben werden soll 

und die Persönlichkeitsrechte der Eltern einschränkt.100 

Ebenso kann es sich bei noch lebenden Ehegatten verhalten, die nicht wollen, 

dass die Ehe bekannt wird. Auch hier kann ein früher Tod eines Ehegatten noch 

lange Auswirkungen auf einen noch lebenden Ehepartner haben.101 

Sonderfall: Totgeburten 

Die Beurkundung von Totgeburten stellt einen besonderen Fall dar. Denn bis 

zum Jahre 1998102 wurden Totgeburten im Sterberegister geführt, sodass Anga-

ben zu Eltern bereits 30 Jahre nach dem Ereignis frei zugänglich wären, setzt 

man die Schutzfrist mit der Fortführungsfrist gleich.  

Somit bleibt aber die Tatsache einer erfolgten Totgeburt als schutzwürdiger Be-

lang der Eltern, welcher diese durchaus beeinträchtigen könnte und dem allge-

meinen Persönlichkeitsrecht entgegen steht. 

                                                 
97 Landesfachstelle für Archive und öffentliche Bibliotheken im Brandenburgischen Landeshauptar-
chiv (2010): Benutzung von Personenstandsunterlagen, S.1. 
98 UE 1, Nr. 4, 21, 25, 26, 28, 29, 30. 
99 UE 1, Nr. 28. 
100 Bspw. UW 1, Nr. 1, 7, 23. 
101 Dem entgegen steht UE 1, Nr. 23. 
102 Fachverband der Standesbeamtinnen und Standesbeamten Westfalen-Lippe e.V. (Hg.) (2009): 
Die Quellen und ihre Inhalte. Online verfügbar unter: Homepage des Landschaftsverbandes West-
falen-Lippe (Hg.). URL:  http://www.lwl.org/waa-download/pdf/Die_Quellen_und_ihre_Inhalte.pdf, 
zuletzt aktualisiert am 12.05.2009, zuletzt geprüft am 16.01.2012., S. 7. 
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Gerade die Schutzwürdigkeit von Daten in Sterbebüchern lässt unterschiedliche 

Auffassungen entstehen. Während es Meinungen gibt, dass gerade Sterbebü-

cher bedenkenlos vorgelegt werden können103, besteht ebenso die Meinung, 

dass gerade Sterbebücher als problematisch einzuschätzen sind104. 

4.5. Tabellarische Zusammenfassung der Ergebnisse 
Angelehnt an ein Schutzstufenkonzept, wie es Frau Hebig105 für Brandenburg 

aufgestellt hat, soll der Versuch gemacht werden, die gewonnenen Erkenntnisse 

in einer Tabelle zu verdeutlichen. 

Hierbei wird versucht die Schutzwürdigkeit der Daten mit Hilfe eines Wertungs-

schemas in ihrer Schutzwürdigkeit einzustufen.  

*Ein Sternchen: Personenbezogene Daten, deren Missbrauch/Kenntnisnahme 

keine besonderen Beeinträchtigungen erwarten lässt. 

**Zwei Sternchen: Personenbezogene Daten, deren Missbrauch/Kenntnisnahme 

die betreffende Person in ihrer Stellung oder in seinem wirtschaftlichen Verhält-

nissen beeinträchtigen kann. 

***Drei Sternchen: Personenbezogene Daten, deren Missbrauch/Kenntnisnahme 

den Betroffenen in seiner gesellschaftlichen Stellung erheblich beeinträchtigen 

kann, sowie besonderem Schutz unterliegen. 

***Vier Sternchen: Personenbezogene Daten, deren Missbrauch/Kenntnisnahme 

für den Betroffenen Gefahr für Leib und Leben bedeuten. 

Dabei sei darauf hingewiesen, dass es sich hierbei nur um eine mögliche Ein-

schätzung handeln kann. 

Die Daten werden in Bezug zu den Fortführungsfristen gesetzt, um möglichen 

Handlungsbedarf ableiten zu können. Außerdem lassen verschiedene Gesetze 

und deren Umsetzung keine einheitliche Aussage zu. Die Möglichkeiten wurden 

bereits im Vorfeld erläutert. Dabei erfolgt erneut eine Trennung nach Registerar-

ten.  

 

 

 

 

 
                                                 
103 Umfrageergebnisse Teil 2 (UE 2): Nr. 25.  
104 UE 2: Nr. 15. 
105 Hebig, Ilka (1997): Benutzung nach dem Brandenburgischen Archivgesetz und Datenschutz. In: 
Brandenburgische Archive 10 (1997), S. 9–13. Online verfügbar unter 
http://www.landeshauptarchiv-brandenburg.de/FilePool/0010_1997.pdf, zuletzt geprüft am 
16.01.2012, hier: S.10. 
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Tabelle 1 : Zusammenfassende Darstellung der Ergebnisse 

Daten Möglicher  
schutzwürdiger Belang 

Durch FortFrist 
Geschützt? 

Geburtenregister 
Angaben zu Beteiligten 
(Eltern, Anzeigenden) 

Persönliches Verhältnis* Ja 

Angaben zu Betroffenen  i.d.R. Ja 
Adoptionshinweise Offenbarungsverbot*** Nur mit genauer Kenntnis 

der Lebensdaten festzu-
stellen. 

Namensänderung nach 
TSG 

Offenbarungsverbot*** Nur mit genauer Kenntnis 
der Lebensdaten festzu-
stellen. 

Mögliche Angaben Zeu-
genschutzprogramm 

Gefahr für Leib und Le-
ben**** 

i.d.R. Ja 
Sperrvermerk würde be-
stehen. Bei Prüfung leicht 
zu erkennen! 

Angaben zu Kindern Nur im Falle von uneheli-
chen Geburten bei der 
Mutter bzw. beim Vater** 

Nein 

Heiratsregister/Familienbücher 
Angaben zu Eheleuten Personenbezogene Da-

ten*** 
I.d.R. Ja 

Angaben zu Eltern / Zeu-
gen 

evtl. persönliches Ver-
hältnis. Geburtsdaten sind 
meist nicht gegeben, so-
dass eine Identifikation 
nur über das persönliche 
Verhältnis bestünde.* 

Ja 

Angaben zu Kindern  Nein, da sich die Fristen 
auf Eheleute beziehen 

Namensnennung Verhältnis zu Eltern* i.d.R. nicht 
Rechtsstatus des Kindes Stellung in der Gesell-

schaft könnte beeinträch-
tigt werden. Recht auf 
informationelle Selbstbe-
stimmung** 

i.d.R. nicht 

Annahme an Kindes  
Statt/Adoption 

Offenbarungsverbot*** Nein 

Sterberegister 
Angaben zum Verstor-
benen 

Personenbezogene Da-
ten** 

i.d.R. Ja 
 

Todesursache evtl. Erbkrankheiten*** 
(Schutzwürdiger Belang 
der Nachkommen) 

Nein 
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 Evtl. Selbst-
mord/Hinrichtungen**  
(Postmortaler Persönlich-
keitsschutz, Schutz der 
Nachkommen) 

Nein 

Angaben zu Ehegatten Wenn die Tatsache der 
Ehe nicht offenbart wer-
den soll** 

Nein 

Angaben zu Eltern Wenn Kind totgeboren 
(bis 2009) oder vor den 
Eltern verstorben ist** 

Nein 
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5. Einfluss der Thematik auf archivische Arbeitsab-
läufe 

Die Ergebnisse zeigen, dass Personenstandsregister Einfluss auf archivische 

Abläufe haben. Es wurde aber auch deutlich, dass eine einheitliche Handhabung 

nicht möglich ist. Daher ist es zunächst einmal zweitrangig, wie Gesetze ausge-

legt und umgesetzt werden. Es gilt vielmehr das Bewusstsein für die Herausfor-

derung der Nutzbarmachung der Unterlagen zu schaffen. Eines ist in diesem Fall 

von zentraler Bedeutung. Es muss der ideale Weg zwischen Persönlichkeits-

schutz auf der einen und Benutzung auf der anderen Seite gefunden werden. 

Wobei gerade Personenstandsregistern besondere Aufmerksamkeit zugespro-

chen werden muss, da diese dem Zweck persönlichste Daten zu registrieren die-

nen.  

Es hat sich auch gezeigt, dass die starre Lösung von Einheitsfristen für die Re-

gister problematisch werden könnte. Eine Komplettsperrung ist zu vermeiden. 

Das Archiv steht so in Verantwortung zu prüfen, ob die Unterlage im Einzelfall für 

eine freie Nutzung freigegeben werden kann, oder ob Nutzungseinschränkungen 

vorgenommen werden müssen. Diese Verantwortung obliegt dem Archiv und 

kann nicht auf Nutzer übertragen werden.106 

Eine Aussage von Frau Hinrichsen, wonach es „problematisch ist, dass viele 

Bände aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht zur freien Einsicht vorgelegt 

werden dürfen und insofern eine Verpflichtung besteht, sich auf die Auskunft aus 

den Büchern zu beschränken. [...] insbesondere bei privaten Anfragen die ange-

forderten Einträge auf Hinweise und Randvermerke auf schützenswerte Daten 

geprüft werden. Manche Fälle bereiten Kopfzerbrechen, zumal das Archivgesetz 

in dieser Hinsicht wenig konkret formuliert ist und viel Spielraum für individuelle 

Interpretationen und Vorgehensweisen lässt“107 bringt weitere Aspekte zum Aus-

druck. Zum einen die Ungenauigkeit der Archivgesetzgebung, zum anderen auch 

den Nutzungszweck, der vor allem bei privater Natur, eine Vorlageentscheidung 

beeinflusst. 

 
106 Polley, Rainer (2010): Die Nutzung der Personenstandsregister nach archivrechtlichen Vor-
schriften, S. 15, vgl. auch Hausmann, Jost (2008): Die Novelle des Personenstandsgesetzes 2005,  
S.64: Sonderfall Rheinland Pfalz. 
107 Hinrichsen, Ute (2010): Personenstandssachen in kleineren Kommunalarchiven. Ein Erfah-
rungsbericht aus der Archivgemeinschaft Molfsee. In: VKA Mitteilungen (2010), S. 83–85, hier: 
S.84. 
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Frau Becker sieht die Problematik nicht im Zugangsrecht, sondern vielmehr die 

daraus resultierende Arbeitsbelastung.108 

Eine generelle Prüfung erscheint, allerdings „nicht nur wegen der großen Menge 

an Personenstandsregistern als äußerst personalintensiv und daher unpraktika-

bel und für die Forschung extrem hinderlich, sondern würde auch den Geist, also 

die Absicht des neuen §61 PStG konterkarieren.“109 

Die bestehende Problematik ist daher nur durch eine geplante und durchdachte 

Integration dieser, in den bestehenden Arbeitsalltag möglich.110 Dies steht fol-

gender Aussage entgegen. 

„Das Archiv muss also selbst entscheiden, ob es einen freien Zugang verantwor-
ten kann, weil es das Risiko in Anbetracht der äußerst seltenen persönlichkeits-
schutzrechtlich kritischen Beischreibungen als gering einschätzt, oder ob es Nut-
zungs- bzw. Auswertungsbeschränkungen auferlegt, also beispielsweise nur 
Auskünfte erteilt oder kritische Einträge kopiert und anonymisiert. Beides ist al-
lerdings mit erheblichem Mehraufwand für das Archiv verbunden“111 

5.1. Die Umsetzung der Problematik im Archivalltag 

5.1.1. Erschließung 

Hierbei soll zunächst kurz auf die generelle Erschließung von Personenstandsre-

gistern eingegangen werden.  

Basisdaten sind im Falle von Personenstandsregister schnell zu erfassen. Dies 

bestätigt auch der Bericht von Dr. Rath aus dem Stadtarchiv Bielefeld auf dem 

deutschen Archivtag 2011112. Es handelt sich hierbei um die Registerart, das 

Standesamt/Ortsteil/Bezirk, Jahrgang und Bandnummer. Demnach hat man ins-

gesamt 1646 Bände innerhalb von zwei Stunden in der Datenbank erfasst und 

somit benutzbar gemacht. Dies spiegelt sich ebenso in der Aussonderungsliste113 

des Landesarchivs Niedersachsen wieder.  

 
108 Becker, Irmgard Christa (2009): Die Empfehlung der BKK zur Überlieferungsbildung bei Unter-
lagen der Standesämter. In: Archivpflege in Westfalen Lippe 71 (2009), S. 29–31. Zugriff online 
unter http://www.lwl.org/waa-download/archivpflege/heft71/heft_71_2009.pdf, zuletzt geprüft am 
16.01.2012, hier: S. 31. 
109 Joergens, Bettina (2010): Das neue Personenstandsgesetz, S. 47: Absicherung durch Verpflich-
tungserklärung. 
110 Vgl. hierzu auch: Stumpf, Marcus (2009): Archivierung von Personenstandsunterlagen durch 
Kommunalarchive, S. 26. 
111 Stumpf, Marcus (2009): Archivierung von Personenstandsunterlagen durch Kommunalarchive, 
S. 27. 
112 Dr. Jochen Rath (2011): „Die Offenbarung – und deren Verbot im Archiv: Adoptionshinweise in 
Registern“. Vortrag in der Veranstaltung der Fachgruppe 2 auf dem Deutschen Archivtag, 
23.09.2011. 
113 Anbietungs-/Abgabeliste für Personenstandsregister und Namensverzeichnisse des Landesar-
chivs Niedersachsen: Aussonderungsliste. Online verfügbar unter: Homepage des Landesarchivs 
Niedersachsen (Hg.). URL: http://www.staatsarchive.niedersachsen.de/download/47999, zuletzt 
geprüft am 16.01.2012. 
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Eine Notwendigkeit der Erschließung in der Archivsoftware ist laut Ute Hinrichsen 

bei geringer Menge von Bänden fast schon überflüssig. Da eine Ordnung bereits 

gegeben und im Regal sofort zu erkennen ist114, und über vorhandene Namens-

register sind diese auch erschlossen.115 

Diese Art der Erfassung lässt keine Schlüsse auf mögliche noch geltende 

Schutzfristen oder schutzwürdige Belange zu. Für folgende Aspekte wird der 

Begriff Prüfung verwendet, um ihn von der oben genannten Erschließung abzu-

grenzen. 

5.1.2. Prüfung 

Die Untersuchung zeigte, dass es durchaus Grund zur Annahme gibt, dass ein 

Eintrag Daten zu noch lebenden Personen aufweisen kann. Ob und wie viele 

Einträge tatsächlich betroffen sind, lässt sich ohne Prüfung nicht feststellen. Es 

könnten überwiegend Daten zu noch lebenden Personen enthalten sein. Genau-

so könnten die Einträge ohne Daten zu Lebenden überwiegen. Fakt ist somit, 

dass immer die Möglichkeit bestehen kann, dass mindestens ein Eintrag betrof-

fen ist. Es wurde auch deutlich, dass vor allem Adoptionsdaten in jedem Fall eine 

Einhaltung bestehender Fristen fordern. Was nur mit einer Prüfung vor einer Vor-

lage im Lesesaal zu gewährleisten ist. 

Deshalb müssen Methoden gefunden werden, sowohl den Schutz betreffender 

Daten zu sichern, ohne zu große Einschränkungen in der Nutzung vornehmen zu 

müssen. 

Es erscheint im ersten Schritt zunächst einmal wichtig, dass Archive die Bedeu-

tung der neuen Archivgutquelle erkennen und die Auswirkungen im vollem Maße 

für die eigene Arbeit abschätzen können. Dabei ist eine ressourcenorientierte 

Planung von zentraler Bedeutung, welche an die Gegebenheiten des Archivs 

angepasst werden muss. 

Dabei muss das Rad nicht neu erfunden werden. Nutzungsauflagen, Schwär-

zungen, Veröffentlichungsauflagen, Revers oder Reproduktionsverbote für Ar-

chivgut, welches besonderem Schutz unterliegt, bestehen auch oder gerade im 

Falle der Personenstandsunterlagen. Der Unterschied liegt nur darin, dass die 

Register personenbezogene Daten einer Vielzahl von Menschen, noch dazu ein-

 
114 Hinrichsen, Ute (2010): Personenstandssachen in kleineren Kommunalarchiven, S. 83f. 
115 Vgl. hierzu: Landschaftsverband Rheinland (Hg.): Personenstandsrecht ab 1.1.2009. Das neue 
Personenstandsrecht und seine Auswirkungen auf die Archive in NRW. Online verfügbar unter: 
Homepage des Lanschaftsverbandes Rheinland (Hg.). URL: 
http://www.afz.lvr.de/archivberatung/themen_und_texte/personenstandsrecht.asp, zuletzt geprüft 
am 16.01.2012, Welche Arbeitsabläufe kommen auf die Archive zu?.  
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geschränkt auf einen Bezirk, enthalten. Sie gehen eben über eine bloße Name-

nsnennung hinaus, da sie immer im Verhältnis zu anderen Daten stehen. 

Deshalb ist es von zentraler Bedeutung, dass Archive sich selbst zu einem Um-

gang mit Personenstandsunterlagen positionieren, indem sie Methoden an ihre 

Ressourcen anpassen. Eine gezielte Planung und Organisation des Umgangs 

mit Personenstandsregistern scheint daher der gemeinsame Nenner aller Archive 

sein zu müssen. Eine Planung ist deshalb so wichtig, weil Personenstandsregis-

ter ein besonderer, aber nicht einziger Bestand eines Archives sind, von den 

Personenstandsarchiven einmal abgesehen. Sie müssen ressourcenorientiert in 

den Arbeitsalltag eines Archives platziert werden. Die sensiblen Daten machen 

eine effiziente Planung aber gerade deshalb so wichtig.  

Bei den Methoden der Umsetzung jedoch können und müssen durchaus unter-

schiedliche Wege begangen werden. Wobei alle demselben Ziel folgen müssen: 

Gewährleistung des Schutzes personenbezogener Daten in Personenstandsun-

terlagen im Rahmen eines liberalen Archivzugangs. 

5.2. Empfehlungen zur Durchführung  
Bei der Auseinandersetzung mit dem Thema sollten folgende Parameter in Be-

zug auf den Schutz personenbezogener Daten bedacht werden.116 Das Leitmotiv 

hierbei ist: Was wollen, dürfen und können wir? 

 

- Quantität der Anfragen zu Personenstandsregistern 

- Qualität der Anfragen zu Personenstandsregistern 

- Personelle Kapazitäten 

- Organisatorische und rechtliche Rahmenbedingungen 

- IT-Infrastruktur 

 

Folgende Fragen können hierbei richtungsweisend sein: 

1. Welche Daten müssen geschützt werden? 

Siehe Tabelle 1. 

2. Welche Register betrifft es?  

In Heiratsregistern bzw. Familienbüchern sind die meisten noch zu schüt-

zenden Daten zu erwarten, wenngleich das Faktum Adoption auch in Ge-

burtseinträgen von Bedeutung sein kann. Sterberegister können ebenso 

betroffen sein. 

 
116 Basierend auf der Untersuchung selbst und den Umfrageergebnissen. 
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3. Müssen ganze Register einer Prüfung unterzogen werden oder nur ein-

zelne Einträge? 

Heiratsregister: Da viele Daten enthalten sein können, erscheint hier eine 

komplette Prüfung sinnvoll.  

Geburtsregister: Da hier nur in Ausnahmefällen noch Fristen laufen bzw. 

Belange zu schützen sind, könnte eine Prüfung bei Vorlage und im Zuge 

des Benutzungszweckes sinnvoll sein. 

Sterberegister: Es sind nur wenige mögliche Belange. Der Nutzungs-

zweck kann hier maßgeblich sein. 

4. Wann werden die Register einer Prüfung unterzogen? 

Hierfür werden im Folgenden Vorschläge gemacht. 

5. Wie können die Ergebnisse in nachhaltiger Form festgehalten werden? 

Hierfür werden im Folgenden Vorschläge gemacht. 

6. Welche Auswirkungen hat dies auf die Benutzung? 

Hier finden die gewohnten Maßnahmen zum Schutz von Belangen Betrof-

fener Anwendung. Es sei darauf hingewiesen, dass die Nutzungsart hier 

das Leitmotiv ist. 

Maßnahmen zum Schutz Betroffener117 können sein:  

- Anonymisierte Vorlage  

- nur Kopien, ggf. mit Rückgabe 

- Auflagen für Veröffentlichungen  

 

Hieraus lassen sich bereits richtungsweisende Erkenntnisse gewinnen, die im 

Nachgang natürlich nur skizzen- und beispielhaft dargestellt werden können. 

Es werden zwei Möglichkeiten beschrieben, die sich in ihrer Herangehensweise 

grundsätzlich unterscheiden. Während eine Variante den Nutzungszweck zum 

Prüfungskriterium macht, lassen sich aus einer umfassenden Prüfung jedwede 

Maßnahmen für den Nutzungszweck ableiten. 

Dabei sei darauf hingewiesen, dass hier von einer Nutzung im Lesesaal ausge-

gangen wird. Gleichwohl gibt es ebenso die Möglichkeit, dass ein Archiv zu dem 

Schluss kommt, Anfragen zu Personenstandsunterlagen nur schriftlich zu beant-

worten. 

 

 
117 Schmitz, Hans (1994): Hinweise zur Handhabung des §7 Archivgesetz Nordrhein-Westfalen. 
Nutzung von Archivgut durch Dritte. In: Archivpflege in Westfalen Lippe 39 (1994), S. 35–41. Zugriff 
online unter: http://www.lwl.org/waa-download/archivpflege1_49/Heft_39_1994.pdf, zuletzt geprüft 
am 16.01.2012, S. 38. 

http://www.lwl.org/waa-download/archivpflege1_49/Heft_39_1994.pdf


Einfluss der Thematik auf archivische Arbeitsabläufe 

 

50 
 

5.2.1. Variante 1 

Folgende Aussagen seitens befragter Archive sollen dieses Vorgehen unterstrei-

chen: 

Eine „Schematische Darstellung[…] nicht möglich, auch da der Zweck der Benut-

zung beachtet werden muss.“118 

„Eine prophylaktische Überprüfung der Register dürfte angesichts des Umfangs 

nicht möglich und angebracht sein.“119 

Die Ausgangslage 

Eine prophylaktische Prüfung auf alle möglichen schutzwürdigen Daten steht 

nicht im Verhältnis zu den bestehenden Anfragen120. Da diese vorwiegend Ein-

tragsspezifisch sind, muss auch im Einzelfall geprüft werden121. Dabei richten 

sich die Prüfungskriterien nach dem Nutzungszweck. 

Namensregister sollten dem Nutzer zugänglich sein, damit die betreffenden Ein-

träge identifiziert werden können. 

Die Methoden der Prüfung 

Eine Festlegung von möglichen schützenswerten Sachverhalten sollte im Vorfeld 

festgelegt werden. Eine Prüfung der Bände erfolgt demnach von vorne nach hin-

ten, wobei auf die vorher festgelegten Kriterien geachtet wird. 

Es wäre also eine Art Katalog denkbar, der die möglichen Daten registerspezi-

fisch aufführt, wie sie im Vorfeld durch das Archiv festgelegt wurden.  

Geht man im Ablauf noch einen Schritt weiter, damit Entscheidungen für den 

Nutzer, aber auch für andere Mitarbeiter, nachvollziehbar bleiben, könnten die 

Ergebnisse einer Prüfung dokumentiert werden. Nachhaltigkeit ist in diesem Fall 

allerdings schwer zu erfüllen, da die Prüfung einzelfallspezifisch erfolgt. Ergeb-

nisse können aus einer vorangegangen Prüfung nicht eins zu eins auf die nächs-

te Anfrage zu jenem Registerband umgesetzt werden. Die Bände müssten bei 

zukünftigen Bestellungen erneut einer Prüfung unterzogen werden. 

Sinnvoll erscheint dies vor allem für Archive mit wenig Anfragen, für die ein sol-

ches Vorgehen die effizienteste Lösung sein kann, denkbar allerdings auch für 

ein Archiv mit vielen Anfragen und entsprechendem Personal. 

                                                 
118 UE 2, Nr. 30. 
119 UE 2 , Nr. 26. 
120 Vgl. UE 2, Nr. 12. 
121 UE 2, Nr. 3, 4, 22. 
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Die Umsetzung 

Steht einer Nutzung keine Beschränkung im Wege wird lediglich der Eintrag aus-

geschlagen. Im Falle von zu schützenden Daten wäre die Nutzung z.B. durch 

Herausgabe einer geschwärzten Kopie denkbar. 

Besteht der Wunsch nach Durchsicht eines ganzen Bandes muss auch dieser 

einer Prüfung unterzogen122 und der Nutzungszweck beurteilt werden. Stehen 

Belange einer Durchsicht entgegen, so könnten diese bei geringer Anzahl zum 

Beispiel abgebunden werden. Im äußersten Fall muss eine Benutzung versagt 

oder auf Auskunft beschränkt bleiben. 

5.2.2. Variante 2 

Die Ausgangslage 

Das Archiv kommt zu dem Schluss, dass eine prophylaktische Prüfung der Bän-

de den Ablauf der Benutzung aufgrund der hohen Nachfrage positiv beeinflussen 

würde. Die Prüfungsergebnisse haben keine grundsätzliche Sperrung ganzer 

Bände zur Folge. Maßnahmen können dann je nach Nutzungszweck ergriffen 

werden. 

Dieser Fall steht im umgekehrten Verhältnis zur Variante 1. Der Nutzungszweck 

bestimmt hier nicht die Prüfungsergebnisse, sondern die Prüfungsergebnisse 

sind für jeden Benutzungszweck auslegbar und somit nachhaltiger.  

Die Methoden der Prüfung 

Die große Menge an Registern die mit dem 01.01.2009 zu Archivgut wurden, 

macht es für die meisten Archive unmöglich eine prophylaktische Prüfung zu 

vollziehen. Die Notwendigkeit einer solchen Prüfung ist nur innerhalb des Archi-

ves zu beantworten. Organisatorisch kann denkbar sein, einen geregelten Ablauf 

bei Nutzungswünschen der Unterlagen nach standardisiertem Verfahren auf die 

Prüfung anzuwenden. Die Ergebnisse müssen nachhaltig dokumentiert werden. 

Der zeitliche Aufwand wird nach einem Selbstversuch bei Heiratsregistern auf ca. 

15 min geschätzt, wobei anzumerken sei, dass durch eine Einarbeitung das Ver-

fahren zeitlich begünstigt werden kann. 

So können zum Beispiel die Nummern der Registereinträge in der Erschlie-

ßungssoftware (wenn vorhanden) aufgenommen werden. Das Stadtarchiv Biele-

                                                 
122 UE 2, Nr. 26. 
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feld hat hierfür ein gesondertes Feld in der Erschließungsmaske benannt, wel-

ches allerdings nicht für die Nutzer sichtbar ist123. 

Hier wird ein besonderer Aspekt deutlich. Die Dokumentation „kritischer“ Einträge 

ist ein Hilfsmittel für [!] das Archiv. Diese Daten sollten dem Benutzer nicht zu-

gänglich sein. Etwaige Daten in Verbindung mit zum Beispiel Namensverzeich-

nissen könnten dazu führen, dass Verbindungen hergestellt werden, die einer 

Offenbarung gleich kämen. Eine Art Adoptionsregister ist ebenso als höchst kri-

tisch einzuschätzen124. 

Bei der Umsetzung der Dokumentation spielen die Parameter IT-Infrastruktur und 

Organisation eine wichtige Rolle. Die genannten Beispiele sind nur empfehlens-

wert, wenn sie in bestehende Arbeitsabläufe eingebettet werden können. 

Eine andere Weise, als die Aufnahme der Registereinträge in der Erschlie-

ßungsmaske könnte eine Art Checkliste sein.125 Diese könnte wie folgt ausse-

hen. 

 
Tabelle 2 : Mögliche Checkliste für eine nachhaltige Prüfung der Register 

Betroffene Einträge Schutzwürdiger Belang Entstehende Frist 

Nr. XXX Bsp. Adoption, Name-

nsnennung, Rechtssta-

tus eines Kindes, Todes-

ursache,  etc. 

Tag/Monat/Jahr 

… … … 

Abschließend geprüft: Datum, Unterschrift 

 

Daraus können sich im Falle einer Nutzung des Registers die gewohnten Maß-

nahmen zum Schutz von personenbezogenen Daten ableiten. 

Dieses einfache Mittel dokumentiert eine Prüfung. Es erleichtert die Bearbeitung 

von zukünftigen Nutzungsanfragen. Diese Liste ist natürlich für den Zeitraum der 

Nutzung zu entnehmen. 

Es wäre weiterhin denkbar, dass Bände welche zu einer Positivprüfung gelangt 

sind, mit einer grünen Markierung versehen werden, wie etwa in Bielefeld solche 

mit Adoptionshinweisen, eine rote erhalten. Denkbar wäre auch126 eine Markie-

                                                 
123 Dr. Jochen Rath (2011): „Die Offenbarung – und deren Verbot im Archiv: Adoptionshinweise in 
Registern“. Vortrag in der Veranstaltung der Fachgruppe 2 auf dem Deutschen Archivtag, 
23.09.2011. 
124 Gespräch im Rahmen der durchgeführten Umfrage, nach Gesprächsprotokoll vom 16.12.2011. 
125 Angelehnt an ein Gespräch vom 12.12.2011 im Rahmen der durchgeführten Umfrage sowie das 
Verfahren des Stadtarchivs Potsdam. 
126 UE 2, Nr. 31. 
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rung noch nicht abschließend geprüfter Bände. Das Ampelsystem scheint hier 

passend. Für eine optische Markierung spricht eine einfache Handhabung vor 

allem bei wechselnden Bearbeitern. Gerade ein solches Beispiel macht deutlich, 

wie einfach und vielfältig effiziente Maßnahmen sein können. 

Ein Verbleib einer solchen Liste hat den Vorteil, dass sie bei Ablauf der Frist ver-

nichtet werden kann und aus einer roten eine grüne Markierung gemacht werden 

könnte. Angaben in einer Erschließungssoftware könnten in bestimmten Fällen 

überflüssig werden. 

Um allerdings keine Rückstände entstehen zu lassen, ist es denkbar, neue Re-

gister in kurzem Zeitabschnitt nach der Übernahme zu prüfen, gerade weil in den 

„neueren“ Bänden zu schützende Daten vermehrt auftreten werden. 

Wie bedeutend die Planung im Vorfeld ist, wird bei dem Vorgehen, wie hier ge-

schildert besonders deutlich.  

Ein solches Prüfungsverfahren sollte abschließend [!] sein. Die erfolgte Untersu-

chung zeigt zwar, dass sich durchaus wenig bis viel Daten zu Beteiligten in Per-

sonenstandsunterlagen finden können, die Art der Daten ist allerdings einzu-

grenzen. Dies macht es möglich im Vorfeld Prüfkriterien genau festzulegen. Da 

eine solche Prüfung durchaus arbeitsintensiv ist muss sie auch lohnend sein. Die 

Notwendigkeit weiterer Prüfungen bei Vorlage macht einen solchen Arbeitsablauf 

ineffizient.  

Denn auch hier gilt: Man sollte einen Band möglichst nur einer Überprüfung un-

terziehen müssen. Vor allem wenn man es in groß angelegter Weise vollzieht. 

5.2.3. Besonderheit bei der Digitalisierung 

Variante zwei scheint besonders sinnvoll und vor allem notwendig127, wenn Re-

gister digitalisiert werden sollen. 

Danach könnten nur solche Bände digitalisiert werden, welche – bleibt man beim 

Beispiel - eine grüne Markierung erhalten haben. 

Die Kehrseite der Medaille lässt sich allerdings ebenso schnell aufzeigen. Wenn 

eine Digitalisierung ansteht, sollten die Vorbereitungen im Vorfeld in ebenso 

standardisierter Form erfolgen. So handelt es sich letztendlich um die gleiche Art 

 
127 Heiler, Thomas (2010): Perspektiven der Archivierung elektronischer Personenstandsunterla-
gen. In: Archivnachrichten aus Hessen 10 (2/2010), S. 10-12. Online verfügbar unter: 
http://www.staatsarchiv-
dar-
mstadt.hessen.de/irj/servlet/prt/portal/prtroot/slimp.CMReader/HMWK_15/HStAD_Internet/med/f92/
f9260126-dc1a-0d21-f012-f31e2389e481,22222222-2222-2222-2222-222222222222, zuletzt ge-
prüft am 16.01.2012, S. 12. 
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von Prüfung, und bringt auch bei Anfragenbearbeitung und Nutzerbetreuung 

nachhaltige Ergebnisse. 

5.2.4. Besonderheit von Schutzmedien 

Sind die Personenstandsregister verfilmt und werden in der Regel auch nur in 

dieser Form in die Benutzung gegeben, kann eine Einzelfallvorlage schwer 

durchgeführt werden. Es ist in den meisten Fällen unwahrscheinlich, dass der 

Nutzer am Lesegerät kontrolliert werden kann. Somit kommt eine Nutzung des 

Mikrofilms einer Durchsicht gleich und macht eine Prüfung notwendig. 

 

Das genannte war nur ein kleiner Ausblick auf mögliche Wege zum Umgang mit 

der Schutzwürdigkeit von Daten in Personenstandsunterlagen. Wie wichtig eine 

Planung dieses Weges ist zeigt es umso mehr. 

Die Wegplanung ist dabei wichtiger als der Weg selbst und das Ziel bleibt gleich: 

Bestmögliche Nutzung zu ermöglichen. 

5.2.5. Die Sammelakten 

Die Sammelakten waren zwar nicht Gegenstand dieser Untersuchung, dennoch 

können die Erkenntnisse mit ihnen in Bezug gesetzt werden. Denn wenn sich 

Archive der Integration der Personenstandsregister in Abläufe annehmen, müs-

sen die Sammelakten Teil davon sein, vor allem auch weil diese unter Umstän-

den noch einen hohen Erschließungsbedarf aufweisen128. Bei diesen ist die Be-

deutung von schutzwürdigen Daten noch wichtiger. Denn hierbei geht es nicht 

um die bloße Existenz von möglichen Namensnennungen in Verbindung mit dem 

Hinweis zum entsprechenden Hintergrund. Die Sammelakten beinhalten alle In-

formationen zu den Daten in den Registern129. 

5.2.3. Exkurs: Die Einführung elektronischer Personen-
standsregister 
Schutzwürdigkeit von Daten ist vorerst unabhängig von ihrem Speichermedium. 

Der große Unterschied zu den analogen Registern besteht allerdings darin, dass 

die Hinweise und Folgebeurkundungen nicht einfach neben dem Haupteintrag 

geschrieben sind. Jedes Datum ist in strukturierter Form im XML Format aufzu-

nehmen. Diese Daten sind zusätzlich als PDF/A Dokument abzuspeichern. (§9 

PStG-V 2008).  

 
128 Seegern, Jessica von (2008): Auswirkungen des PStG 2007, S. 46f. 
129 Kehne, Birgit (2009): Bewertungshilfe für die Sammelakten zu den Personenstandsregistern. In: 
Archivnachrichten Niedersachsen 13 (2009), S. 107–111, S. 107-111. 
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Hinweise dürfen in dem Registereintrag nur erscheinen, wenn sie sich auf die 

Beurkundung beziehen. Hinweise zu Kindern, im Geburtenregister werden nicht 

ausgegeben (Anlage 4 PStG-V 2008). 

Es wird also bei der Nutzung nicht mehr um eine Existenzprüfung von möglichen 

Daten zu Betroffenen gehen, sondern vielmehr um eine Ausgabe bzw. Übernah-

mefrage der Daten.  

Die Ergebnisse dieser Untersuchung haben den Planungsbedarf verdeutlicht. So 

besteht dieser ebenso bei elektronischen Registern, und sollte schon bei mögli-

chen Standards für die Übergabe an das Archiv bedacht werden.  

Ein weiterer Vorteil liegt vor allem darin, dass nicht wie 2009 so viele Jahrgänge 

auf einmal vom Archiv zu bewerkstelligen sind. Eine effiziente Planung ist also 

machbar. Diese könnte sich gut in die generelle Auseinandersetzung mit der 

elektronischen Archivierung verbinden lassen.  

Wie bereits Herr Heiler verdeutlichte, können durch die elektronische Nacherfas-

sung (§69 PStG-V 2008) von Personenstandsunterlagen schon vor 2039 (Ster-

beregister) Archive mit elektronischen Unterlagen standesamtlicher Provenienz 

konfrontiert werden.130 

Die „Frage der Umsetzung des Archivrechts in Bezug auf Persönlichkeitsschutz 

ist auch weiterhin gegeben.“131 

 

 
130 Heiler, Thomas (2010): Archivierung elektronischer Personenstandsunterlagen, S. 10.  
131 Heiler, Thomas (2010): Archivierung elektronischer Personenstandsunterlagen, S. 11. 
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6. Fazit 
Die umfassende Untersuchung der Personenstandsgesetzgebung mit Schwer-

punkt auf personenbezogene Daten zu Betroffenen und Beteiligten konnte darle-

gen, dass diese in hoher Konzentration vorhanden sind. Diese Daten spiegeln 

private Verhältnisse von überwiegend eindeutig bestimmbaren Personen wider.  

Die Konzentration der Daten vieler Personen in einer Registereinheit lässt in der 

unterschiedlichen Archivgesetzgebung der Länder einigen Interpretations- und 

Handlungsspielraum. Es zeigt sich weiterhin, dass die Archivgesetzgebung für 

dieses besondere Archivgut nicht eindeutig genug ist. 

Des Weiteren lässt sich ein Spannungsverhältnis zwischen den Fortführungsfris-

ten und möglichen Schutzfristen erkennen. Die zwei Extreme der Anwendung – 

grundsätzliche Freigabe und grundsätzliche Sperrung ganzer Bände – können 

die Folgen einer starren Fristenlösung sein. Diese wird sowohl im Hinblick auf 

den Schutz der personenbezogenen Daten als auch auf eine liberale Nutzung, je 

nach Nutzungszweck nicht allen Belangen gleichermaßen gerecht.  

Es konnten eindeutige Daten bestimmt werden, welche nicht von den Fortfüh-

rungsfristen abgedeckt werden. Die Quantität solcher Daten lässt sich nicht ohne 

eine genaue Prüfung vorhersagen. Das kann aber nicht dazu führen, dass solche 

Belange nicht durch das Archiv geschützt werden. Die Gesetzesanalyse zeigt 

eben auch, dass die ermittelten Daten zwar unter Umständen selten, jedoch nicht 

zufällig sind. Denn Personenstandsregister dienen dem Zweck auch diese Daten 

zu dokumentieren. 

Die Bedeutung der Schutzwürdigkeit hat somit enorme Auswirkungen auf archivi-

sche Arbeitsabläufe, gerade weil eine allgemein gültige Fristenlösung nicht um-

fassend genug ist. Schützenswerte Belange sind vor allem in Heiratsregistern 

und Familienbüchern nicht durch die Fortführungsfrist abgedeckt.  

Eine Diskussion möglicher allgemein gültiger Benutzungsfreigaben, vor allem für 

neuere Register, stellt keine Lösung der Problematik dieser besonderen Quellen-

gattung dar. 

Es muss ebenso betont werden, dass eine generelle Prüfung aller Bände dabei 

nicht grundsätzlich notwendig ist. Vielmehr muss jedes Archiv selbst entschei-

den, wie es mit der Problematik umgeht. Es kann viele unterschiedliche Wege für 

die Umsetzung geben.  

Es müssen somit vielmehr individuelle Verfahren zur Integration dieser Proble-

matik in bestehende Arbeitsabläufe gefunden werden. Eine kleine Auswahl von 

Handlungsvorschlägen und Anreizen wurde aufgezeigt. Die Methoden hinsicht-
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lich des Schutzes von Persönlichkeitsrechten sind hierbei nicht neu zu erfinden, 

sondern auf die Besonderheit der Personenstandsunterlagen anzuwenden. 

Die Gesetzesanalyse schafft eine Handlungsgrundlage und war deshalb so rele-

vant. 

Dabei muss ein Bewusstsein für die Problematik geschaffen werden, um eine 

gezielte und effiziente Planung  sowie Organisation zu ermöglichen.  

Eine nachhaltige Prüfung der Unterlagen kann Digitalisierungsvorhaben begüns-

tigen. Diese muss bei bevorstehender Digitalisierung in den Prozess integriert 

werden. Eine solche Prüfung der Unterlagen kann auch die Nutzungsabläufe  

begünstigen. 

Die Thematik bleibt auch hinsichtlich der elektronischen Registerführung sehr 

wohl bestehen. Sie sollte bei möglichen Übernahmestrategien und den allgemei-

nen Planungen zur elektronischen Archivierung einbezogen werden. 
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Anhang  

Anhang I: Tabellarische Übersicht zur Personenstandsgesetzgebung  
(Inhalt teilweise wörtlich bzw. sinngemäß übernommen) 

XXX = Angaben zu Beteiligten   XXX= sensible Daten zu Betroffenen  XXX= Besonderheiten 

Gesetz über die Beurkundung des Per-
sonenstandes und die Eheschließung 

vom 6. Februar 1875i

 
Gesetz über den Personenstand 

vom 11. Juni 1920ii 
 

Verordnung über standesamtliche 
Hinweise. Vom 14. Februar 1935iii

 
Personenstandsgesetz vom 3. No-

vember 1937iv 
 

Erste Verordnung zur Ausführung 
des Personenstandsgesetzes vom 

19. Mai 1938v

 
§12 Geburten-, Heirats-, Sterberegister 

  
Zur Herstellung einer Verbindung zwischen den 
Registereinträgen über denselben Menschen 
oder dieselbe Familie haben die Standesamten 
vom 1. März 1935 ab Hinweise nach folgenden 
Bestimmungen zu machen. 
Hinweise dürfen auch in Registern vor 1935 
gemacht werden. 

 
§1 (1) Familienbuch, Geburtenbuch, Sterbe-
buch 
§2 (1) Das Familienbuch dient zur Beurkun-
dung der Heiraten und macht den verwandt-
schaftlichen Zusammenhang ersichtlich 

 
 

     
§12 (3) 
Die frühere Zugehörigkeit zu einer jüdischen 
Religionsgemeinschaft wird vermerkt, 

Geburten     
 
§22 

- Vor- und Familiennamen, Stand oder Ge-
werbe und Wohnort des Anzeigenden 

- Ort, Tag und Stunde der Geburt 
- Geschlecht des Kindes 
- Vornamen des Kindes 
- Vor- und Familiennamen, Religion, Stand 

oder Gewerbe und Wohnort der Eltern 

 
 
 
 
 
 
Artikel 1 (2.) Religion wird gestrichen 
 

 
Hinweise zum Geburtseintrag 

- §1 (1-2) Hinweis auf Heiratseintrag der 
Eltern, wenn eheliche Geburt (H.* El-
tern geheiratet Nr. xx/Jahr Standesamt) 

- § 5 (1) Hinweis auf den Geburtseintrag 
der Mutter 

- § 9 (1) Hinweis auf Sterbeeintrag (H. 
Gestorben Nr. xx/Jahr Standesamt) 

- §13 Hinweis auf Eheschließung (H. 
Geheiratet Nr. xx/Jahr Standesamt)  
Bei mehreren Eheschließungen ent-
sprechend (H. Zum x-ten Male verhei-
ratet Nr.xx/Jahr Standesamt) 

- §14 Erste Heiratseintrag in Dtl. Tritt an 
Stelle des Geburtseintrages, wenn die-
ser nicht in Dtl. 

 
§21  
(1) 

- Name des Anzeigenden sein Beruf 
und WohnortOrt  

- Tag und Stunde der Geburt  
- Geschlecht des Kindes  
- Vornamen des Kindes  
- Vor- und Familiennamen der Eltern, 

ihr Beruf, und Wohnort sowie ihr re-
ligiöses Bekenntnis 

 
Hinweise zu : 

- § 52 (1) : Eheschließungseintrag der 
Eltern 

- (2a) Blatt im Familienbuch 
-  §53 Geburtseintrag der Mutter bzw. 

Familienbuch  
- §56 Kindesannahmen 

/Ehelichkeitserklärungen 
- § 58 Tod des Betroffenen  

 
§25 Die Anerkennung eines unehelichen Kindes 
darf in das Geburtsregister nur dann eingetragen 
werden, wenn 
dieselbe vor dem Standesbeamten oder in einer 
gerichtlich oder notariell aufgenommenen Urkunde 
erklärt ist. 

   
§29 (1) 
Hat der uneheliche Vater oder der Ehemann 
der Mutter nach der Geburt des Kindes die 
Vaterschaft in öffentlicher Urkunde aner-
kannt, so ist das Anerkenntnis am Rande 
des Geburtseintrages zu vermerken 
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§26 Wenn die Feststellung der Abstammung eines 
Kindes erst nach Eintragung des Geburtsfalles 
erfolgt oder die Standesrechte durch Legitimation, 
Annahme an Kindesstatt oder in anderer Weise 
eine Veränderung erleiden, so ist dieser Vorgang, 
sofern er durch öffentliche Urkunden nachgewie-
sen wird, auf Antrag eines Beteiligten 
am Rande der über den Geburtsfall vorgenomme-
nen Eintragung zu vermerken. 

 
Art 1 (3.) 
Hat ein uneheliches Kind dadurch die Rechts-
stellung eines ehelichen Kindes erlangt, dass 
der Vater die Mutter geheiratet hat, so hat das 
Vormundschaftsgericht dies festzustellen und 
die Beischreibung der Feststellung am Rande 
der Geburtsurkunde anzuordnen. Die Bei-
schreibung erfolgt in diesem Falle auf Anord-
nung des Gerichts.  

 
- §5 (1) Hinweis auf den Geburtseintrag 

des Vaters 
- §5 (2) Hinweis, wenn Kind durch nach-

folgende Heirat der Eltern für ehelich 
erklärt wird 

 
§30 (1) 
Ein Randvermerk ist ferner einzutragen, 
wenn die Abstammung oder der Name eines 
Kindes mit allgemein bindender Wirkung 
festgestellt oder wenn der Personenstand 
oder der Name geändert wird 
 
 

 
§ 46 (1) Bei nicht vorhanden sein eines Fami-
lienbuches werden Annahmen an Kindesstatt 
oder für ehelich erklärte Kinder im Geburts-
eintrag des Vaters/Annehmenden vermerkt 

    
§31 (2) 
Hat ein uneheliches Kind durch die Heirat 
seiner Eltern die Rechtsstellung eines eheli-
chen Kindes erlangt, so stellt das Vormund-
schaftsgericht dies fest und ordnet die Bei-
schreibung  am Rande des Geburtseintrages 
an 

 
§ 54 (1) Hinweis zum Heiratsein-
trag/Familienbuch der Eltern 
§ 51 Bei Geburt eines Kindes muss der Ge-
burtseintrag der Mutter vermerkt werden, 
wenn Mutter schon einmal verheiratet war, 
sowie ggf. der Grund der Auflösung der Ehe 
oder die Nichtigkeitserklärung. 

 
§23 Totgeburten erfolgen im Sterberegister 

   
§24 
(2) Totgeburten werden nur im Sterbebuch 
eingetragen 

 

     
§57 (3) für andere Register, wenn kein Fami-
lienbuch gelten die Bestimmungen entspre-
chend 

Heiraten     
   

 
 
§9 
Für jede neu gegründete Familie wird bei der 
Eheschließung im Beisein der Ehegatten 
und der Zeugen ein besonderes Blatt im 
Familienbuch eröffnet 
 
§10 
Das Blatt besteht aus zwei Teilen. Der erste 
Teil dient der Beurkundung der Heirat, der 
zweite Teil der Eintragung der Familienan-
gehörigen 
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§54 
Vor- und Familiennamen, Religion, Alter, Stand 
oder Gewerbe, Geburts- und Wohnort der 
Eheschließenden; 

 
 
Art. 1 (6.) Religion wird gestrichen 

 
 
 
 
Hinweise zum Heiratseintrag 

- §3 (1) Zweiten Seite: Geburt des eheli-
chen Kindes (H. Ein/e Sohn/Tochter 
geboren, Nr. xx/Jahr Standesamt) 

- §10 Hinweis auf Sterbeeintrag, wenn 
Geburtseintrag nicht in einem deut-
schen Standesamt, Eheschließung in 
dt. Standesamt 

Bezieht sich ein solcher Eintrag nur auf Ehe-
mann (1) oder Ehefrau (2), dann ist dies wie 
folgt zu vermerken: H. zu ½: Gestorben Nr. 
xx/Jahr Standesamt 

 
1. Teil:§11 (1) 
Vor und Nachnamen der Eheschließenden, 
Beruf, Wohnort, Ort und Tag ihrer Geburt, 
religiöses Bekenntnis 

 

 
Vor- und Familiennamen, Stand oder Gewerbe 
und Wohnort ihrer Eltern; 

  
 

 

 
Vor- und Familiennamen, Alter, Stand oder Ge-
werbe und Wohnort der zugezogenen Zeugen; 

  
Vor und Nachnamen der Zeugen, Ihr Beruf 
und Wohnort 

 
  
  

 
Randvermerke 
§55 
Ist eine Ehe für aufgelöst, ungültig oder nichtig 
erklärt worden, so ist dies am Rande der über die 
Eheschließung bewirkten Eintragung zu vermer-
ken 

  
Randvermerke 
§12 

- Tod oder Todeserklärung eines 
Ehegatten 

- Scheidung der Ehe 
- Nichtigerklärung der Ehe  
- Feststellung der Nichtbestehens der 

Ehe 
§13 
- Änderung und die allgemein bindende 
Feststellung des Namens der Ehegatten 
sowie jede Änderung des Personenstands 
 
- Wechsel des religiösen Bekenntnisses 

 

    
    

 
 
 
 
 
 
 
 

    
 
2. Teil: §14 
Vor und Familiennamen der Eltern der Ehe-
gatten, ihr Beruf, und Wohnort, Geburtsda-
tum, Heiratsdatum, religiöses Bekenntnis  
 
Staatsangehörigkeit, Reichsbürgerrecht, 
rassische Einordung der Ehegatten 

 
§38 
(1) Falls ein unehelich geborener Ehegatte 
erst nach der Eheschließung legitimiert wur-
de, wird der Vater und ggf. die Eheschlie-
ßung der Eltern nachgetragen. 
(2) Bei Annahme an Kindes statt sind die 
Wahleltern einzutragen. Vermerkt wird auch, 
wenn ein Ehegatte einen anderen Geburts-
namen führt als sein ehelicher Vater oder 
seine uneheliche Mutter. 
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Ständige Fortführung §15  
(1) 
- Vorname sowie Ort und Tag der Geburt der 
gemeinsamen Kinder 
 
 

 
§40 
(1) Kinder, in besonderen Fällen auch ent-

fernte Abkömmlinge der Ehegatten. 
Rechtsstellung des Kindes muss ersicht-
lich sein. Alle Vorgänge die für den Na-
men und den Personenstand des Kindes 
von Bedeutung sind. (Eheschließung, 
Tod, Aufhebung des Annahmeverhältnis-
ses, Unwirksamkeit von Kindesannah-
men Zurücknahme der Ehelichkeitserklä-
rung.) 

§ 42  
(1) als gemeinsame Kinder werden eingetra-
gen: 
- eheliche Kinder 
- uneheliche Kinder der Frau, die Eheschlie-
ßung der Eltern ehelich geworden sind. 
(2) 
- Eheschließung des Kindes unter Hinweis 
auf das Blatt in seinem Familienbuch 
- Tod des Kindes, wenn nicht verheiratet 
- allgemein bindende Feststellung, dass das 
Kind nicht ehelich ist, Annahme an Kindes 
statt  

    
§15 (1) 
- Vornamen sowie Ort und Tag der Geburt 
von unehelichen Kindern weiblicher Ab-
kömmlinge 

 
§ 43 (1) 
- Als uneheliche Kinder werden angesehen: 
- unehelichen Kindern von Töchtern 
- unehelicher Kinder entfernter weiblicher 
Abkömmlinge (Enkelinnen, Urenkelinnen, 
wenn Mutter unehelich) 
(2-3) wie §40 

     
§44 
(1) Annahme an Kindes Statt oder ehelich 
erklärt worden sind entweder vom Vater oder 
von beiden Ehegatten 
(2) Eheschließung des Kindes 
Tod des Kindes 
Aufhebung des Annahmeverhältnisses, so-
wie Rücknahme der Ehelichkeitserklärung 
Unehelichen Kinder des Kindes 
 
 
 

   (3) 
Das Blatt wird solange für Abkömmlinge 
fortgeführt bis selber Blatt im Familienbuch 

§46 (1) 
Ist kein Familienbuch angelegt, werden am 
Rande des Heiratseintrages Hinweise ver-
merkt: 

- gemeinsame Kinder (§42) 
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- uneheliche Kinder im Geburtseintrag 
der Mutter (§43) 

- An Kindesstatt/ehelich erklärte Kin-
der (§44) vermerkt beim Geburtsein-
trag des Vaters 

     
§ 61 (3) Die Anerkenntnis der Vaterschaft 
wird in das Familienbuch nicht eingetragen 

Sterbefälle     
 
§59 
Vor- und Familiennamen, Stand oder Gewerbe 
und Wohnort des Anzeigenden; 

  
 
 
 
 
 
 
Hinweise zum Sterbeeintrag 

- § 8(1) Unterer Rand: Geburtseintrag 
des Verstorbenen (H. Geboren Nr. 
xx/Jahr Standesamt), wenn nicht be-
kannt Angaben zum Wohnort 

 

 
§37 (1) 
Vornamen und Familienname des Anzei-
genden sein Beruf und Wohnort 
 
Ort und Stunde des Todes 
 
Vornamen und der Familienname des Ver-
storbenen, sein Beruf und Wohnort, Ort und 
Tag seiner Geburt sowie sein religiöses Be-
kenntnis 
 
Vornamen und Familienname des Ehegatten 
oder ein Vermerk, dass der Verstorbene 
nicht verheiratet war 
 
Vor und Familienname der Eltern des Ver-
storbenen , Wohnort 

 

 
Ort, Tag und Stunde des erfolgten Todes; 

  

 
Vor- und Familiennamen, Religion, Alter, Stand 
oder Gewerbe, Wohnort und Geburtsort des Ver-
storbenen; 

 
Art. 1 (7a) Religion gestrichen 

 

 
Vor- und Familiennamen seines Ehegatten, oder 
Vermerk, dass der Verstorbene ledig gewesen sei; 

  

 
Vor- und Familiennamen, Stand oder Gewerbe 
und Wohnort der Eltern des Verstorbenen 

 
Art 1. (7b) Ganz gestrichen 

 

   
§ 38  
Vermerk über die Todesursache 

 
§ 67 (2) Die Todesursache ist am unteren 
Rand zu vermerken 
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Gesetz über das Perso-
nenstands-wesen (Per-

sonenstandsgesetz) 
vom 16.11.1956vi (DDR) 

Erste Durchführungsbestimmung 
zum Gesetz über das Personens-

tandswesen (Personenstandsgesetz) 
07.01.1957vii (DDR) 

Erste Durchführungsverordnung zum 
Personenstandsgesetz vom 4. De-

zember 1981viii (DDR) 

Zweites Gesetz zur Änderung und Er-
gänzung des Personenstandsgesetz 

vom 18. Mai 1957ix 
(basierend auf PStG 1937) 

Verordnung zum PStG 1957x

 
§4 Geburtenbuch, Ehebuch, 
Sterbebuch  

   
§1 (2) Geburtenbuch, Heiratsbuch, Familienbuch, 
Sterbebuch 
§ 2 (1) Das Heiratsbuch dient zur Beurkundung 
der Eheschließungen, das Familienbuch soll den 
Personenstand der Familienangehörigen ersicht-
lich machen 

 
§ 9 Mädchenname der Frau bei Eintragung in ein Perso-
nenstandsbuch, außer als Zeugin und Anzeigende 

Geburtenbuch     

 
Die Geburt ist zu beurkunden 
(§16) 

 
§2  
(1) 

- Ort und Tag der Eintragung  
- Geschlecht, Vornamen und Familien-

namen des Kindes 
- Tag, Stunde, Ort der Geburt 
- Vornamen, Familiennamen der Eltern, 

bzw. bei nichtehelicher Geburt der Mut-
ter ihren Wohnort, sowie ggf. deren 
Geburtsnamen 

- mündlich/schriftlich Anzeige 
- Ruf- und Familiennamen des Anzei-

genden, Wohnort, wie ausgewiesen 
(2) Tag und Art einer Auflösung der Ehe 
der Mutter 

 
§11  
(1) 

- Ort und Tag der Eintragung 
- Geschlecht, Vornamen und Familienna-

men des Kindes 
- Tag, Zeit, Ort der Geburt 
- Vornamen, Familiennamen der Eltern, 

sowie den Geburtsnamen der Eltern, 
bzw. der Mutter, wenn Vaterschaft erst 
festgestellt werden muss 

 
 
 
 
(2) Ehe der Mutter zum Zeitpunkt der Geburt 
beendet, Datum und Art der Beendigung 

 
§21 
(1) 

- Name des Anzeigenden sein Beruf und 
Wohnort 

- Ort, Tag und Stunde der Geburt 
- Geschlecht des Kindes 
- Vornamen des Kindes  
- Vor- und Familiennamen der Eltern, ihr 

Beruf, und Wohnort sowie  
- Ggf. religiöse Zugehörigkeit 

 
Hinweise: 
 § 26  

(1) Auflösung der früheren Ehe der Mutter, entspre-
chend, wenn Ehe für Nichtig erklärt wurde 

(2) Todeserklärung /Todeszeit gerichtlich festgestellt 
des Ehemannes der Mutter vermerkt 

§28  
- Namensänderung der Frau nur wenn Mädchen-

name geändert wurde 
 

§ 33 Hinweis auf die Eheschließung der Eltern und das 
Familienbuch der Eltern 

    
§29 (1) 
Hat der uneheliche Vater oder der Ehemann der 
Mutter nach der Geburt des Kindes die Vater-
schaft in öffentlicher Urkunde anerkannt, so ist 
das Anerkenntnis auf Antrag am Rande des Ge-
burtseintrages zu vermerken 

 
§ 34 
Uneheliches Kind: Hinweis auf Geburtseintrag der Mutter 

§16 
- Veränderungen des Per-

sonenstands  
- Feststellung der Vater-

schaft 
- Sind zu vermerken 

(§6) 
(1)  

- Ehelichkeit durch Heirat der Eltern  
(2) 

- Feststellung der Vaterschaft 
- jede Änderung des Personenstandes 
- Namensänderungen 
- Familienname 
- Feststellung des Bestehens oder Nicht-

bestehens der Eltern- oder Kindesver-
hältnisses 

§14 
(1) 

- Beurkundung der nachträglichen Ehe-
lichkeit durch Heirat der Eltern 

(2) 
- jede Änderung des Personenstandes 
- Feststellung der Vaterschaft 
- jede Namensänderung 
- jede Berichtigung, Ergänzung und Ungül-

tigkeitserklärung der Beurkundung 

 
§30 (1) 
Ein Randvermerk ist ferner einzutragen, wenn 
die Abstammung oder der Name eines Kindes 
mit allgemein bindender Wirkung festgestellt oder 
wenn der Personenstand oder der Name geän-
dert wird 

 



 

 

75 
 

     
§31 Legitimation des Kindes werden am Rand 
vermerkt (Gestrichen 1998: KindRG) 

 
 
 
 
 
 

 
§17 Totgeburten werden nur 
im Sterbebuch beurkundet.  

 
§ 5 (1) Angaben wie im Geburtseintrag, kein 
Vorname  

 
§13 
Totgeburten werden nur im Sterbebuch beurkun-
det 

 
§24 
(2) Totgeburten werden nur im Sterbebuch ein-
getragen 

 
§29  

(3) Totgeburten nach §24 PStG  
(4) Fehlgurten werden nicht eingetragen 

Heiraten     
   Heiratsbuch  
 
§24-26 Beurkundung der Ehe  

  
§11 (1) 

- Ort und Tag der Eheschließung 
- Vor- und Familienname der Eheschlie-

ßenden, Wohnort, ggf. Geburtsname 
der Frau 

- Tag, Ort der Geburt der Eheschließen-
den 

  
§ 20 

- Ort und Datum der Eheschließung 
- Vor- und Familienname der Eheschlie-

ßenden, Geburtsnamen der Eheschlie-
ßenden  

- Tag, Ort der Geburt der Eheschließen-
den 

- Der gewählte Familienname 

 
§ 11 (1) 

- Vor- und Familiennamen der Eheschlie-
ßenden, Beruf, Wohnort, Geburtsdatum 
Ort, sowie rechtliche Zugehörigkeit / 
Nichtzugehörigkeit zu einer Kir-
che/Religionsgemeinschaft/Weltanschau
ungsgemeinschaft NUR IM FALLE ihrer 
Zustimmung 

- Vor und Familiennamen der Zeugen, Al-
ter, Beruf, Wohnort 

 

Familienbuch  
 
§12 (2) 

- Vor- und Familiennamen der Ehegatten, 
Beruf, Ort/Tag ihrer Geburt, Religionszu-
gehörigkeit (bei Einverständnis) 

- Vor- und Familiennamen, Wohnort oder 
letzter Wohnort der Eltern der Ehegatten 

- Vermerk über Staatsangehörigkeit der 
Ehegatten 

 
§ 20 
(2) Vermerk der Wahleltern bei Annahme an Kindesstatt 

eines Ehegatten 

  
§12 Randvermerke: 

- Namensänderungen 
- Familienname 
- Auflösung der Ehe 
- Erneute Entstehen der früheren Ehe 
- Nichtigkeit der Ehe 
- Bestehens Nichtbestehens der Ehe 

 
§ 21 Beendigung der Ehe 
Erneute entstehen der früheren Ehe 
Jede Änderung des Namens  
Jede Berichtigung, Ergänzung und Ungültigkeits-
erklärung der Beurkundung 

 
§ 13 Ständige Fortführung  
§14 

- Tod der Ehegatten, ihre Todeserklärung, 
bzw. gerichtliche Feststellung der Todes-
zeit 

- Aufhebung oder Scheidung der Ehe 
- Nichtigerklärung der Ehe 
- Feststellung des Nichtbestehens der Ehe 
- Wiederverheiratung 
- Jede sonstige Änderung des Personen-

stands 
- Änderung oder allgemein bindende Fest-

stellung des Namens 
- Wechsel / Nichtzugehörigkeit Zu Kirche, 

etc. 
- Änderung der Staatsangehörigkeit 
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§ 15 Eintragung von Kindern:  
(1) 

- Gemeinsame Kinder 
- Unehelichen Kinder der Frau, wenn die 

durch das Vormundschaftsgericht für 
ehelich erklärt worden sind 

- Gemeinsam an Kindes statt angenom-
mene Kinder 
 
 
 
 

- Von einem Ehegatten an Kindes Statt 
angenommen Kinder des anderen Ehe-
gatten(Vorname, Tag und Ort der Ge-
burt) 
 

(2) Ergänzung 
- Eheschließung des Kindes 
- Tod des Kindes/Todeserklärung 
- Änderung des Personenstandes 
- Namensänderung des Kindes 

 

Sterbebuch     
 
§31Beurkundung  

 
 §14 
 (1) 

- Ort und Tag der Eintragung 
- Vor- und Familienname des Verstorbe-

nen, Wohnort, ggf. Geburtsnamen 
- Tag, Stunde, Ort des Todes 
- Geburtsdatum Ort des Verstorbenen 
- Vor- und Familiennamen des Ehegat-

ten, sein Geburtsnamen, bzw. Vermerk 
des Personenstandes 

- Ruf- und Familiennamen des Anzei-
genden 

 
§ 25 

- Ort und Datum der Eintragung 
- Vor- und Familienname, Geburtsname 

des Verstorbenen 
- letzte Wohnanschrift des Verstorbenen 
- Datum und Zeit, Ort des Todes 
- Datum, Ort der Geburt 
- Familienstand, ggf. Vorname, Familien- 

und Geburtsname des Ehegatten 

 
§37 (1) 

- Vornamen und Familienname des Anzei-
genden sein Beruf und Wohnort 

- Ort und Stunde des Todes 
- Vornamen und der Familienname des 

Verstorbenen, sein Beruf und Wohnort, 
Ort und Tag seiner Geburt sowie ggf. re-
ligiöse Zugehörigkeit 

- Vornamen und Familienname des Ehe-
gatten oder ein Vermerk, dass der Ver-
storbene nicht verheiratet war 

 

 

   
Randvermerke § 27 
Jede Berichtigung und Ergänzung und Ungültig-
keitserklärung 
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Personenstandsgesetz (PStG) vom 19.02.2007xi 

 

 
Personenstandsverordnung vom 22. November 2008xii 

 
 
§ 3 Personenstandsregister 
(1) ein Eheregister (§ 15)ein Lebenspartnerschaftsregister (§ 17), ein Geburtenregister (§ 21), ein Sterberegister (§ 31). 
Die Registereinträge bestehen aus einem urkundlichen Teil (Haupteintrag und Folgebeurkundungen) und einem Hinweisteil. 
(2) Die Personenstandsregister werden elektronisch geführt. Die Beurkundungen in den Personenstandsregistern sind jähr-
lich fortlaufend zu nummerieren und mit der Angabe des Familiennamens des zugriffsberechtigten Standesbeamten abzu-
schließen. Die Identität der Person, die die Eintragung vornimmt, muss jederzeit erkennbar sein. Das Programm muss eine 
automatisierte Suche anhand der in die Personenstandsregister aufzunehmenden Angaben zulassen; die Register müssen 
jederzeit nach Jahreseinträgen ausgewertet werden können. 
 

 

Geburtsregister  
 
§ 21 Eintragung in das Geburtenregister 
(1)  

- die Vornamen und der Familienname des Kindes, 
- Ort sowie Tag, Stunde und Minute der Geburt, 
- das Geschlecht des Kindes, 
- die Vornamen und die Familiennamen der Eltern sowie auf Wunsch eines Elternteils seine rechtliche Zugehörigkeit 

zu einer Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist. 
 
(2) Ist ein Kind tot geboren, so werden nur die in Absatz 1 Nr. 2 bis 4 vorgeschriebenen Angaben mit dem Zusatz aufge-
nommen, dass das Kind tot geboren ist. Auf Wunsch einer Person, der bei Lebendgeburt des Kindes die Personensorge 
zugestanden hätte, sind auch Angaben nach Absatz 1 Nr. 1 einzutragen. Hätte die Personensorge bei Lebendgeburt des 
Kindes beiden Elternteilen zugestanden und führen sie keinen gemeinsamen Familiennamen, so kann ein Familienname für 
das Kind nur eingetragen werden, wenn sich die Eltern auf den Namen eines Elternteils einigen. 
(3) Hinweise 
 

- auf die Staatsangehörigkeit der Eltern, wenn sie nicht Deutsche sind und ihre ausländische Staatsangehörigkeit 
nachgewiesen ist, 

- bei einem Kind, dessen Eltern miteinander verheiratet sind, auf deren Eheschließung, 
- bei einem Kind, dessen Eltern nicht miteinander verheiratet sind, auf die Beurkundung der Geburt der Mutter und 

des Vaters, 
- auf den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit des Kindes nach § 4 Abs. 3 des Staatsangehörigkeitsgesetzes 

 
§ 36 Fortführung des Geburtenregisters 
(1) Die Änderung des Familiennamens eines Kindes ist nur dann als Folgebeurkundung einzutragen, wenn sie den 
Geburtsnamen betrifft. 
(2) Bei einer Namensänderung der Eltern und des Kindes ist die Namensänderung der Eltern auch dann als 
Folgebeurkundung einzutragen, wenn sie nicht zu einer übereinstimmenden Namensführung von Eltern und Kind 
geführt hat, aber durch Erklärungen nach Artikel 47 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche oder § 
94 des Bundesvertriebenengesetzes erfolgt ist. 
(3) Die Angabe der rechtlichen Zugehörigkeit des Kindes zu einer Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts ist, wird auf Wunsch des Personensorgeberechtigten, ab dem 14. Lebensjahr nur auf Wunsch des 
Kindes selbst, eingetragen. Erhält das Standesamt eine Mitteilung über den Austritt des Kindes aus dieser Religions-
gemeinschaft oder den Übertritt in eine andere Religionsgemeinschaft, so ist auch dies zu vermerken. 

 
§ 27 Feststellung und Änderung des Personenstandes, sonstige Fortführung 

(1) Wird die Vaterschaft nach der Beurkundung der Geburt des Kindes anerkannt oder gerichtlich festgestellt, so ist 
dies beim Geburtseintrag zu beurkunden. Über den Vater werden die in § 21 Abs. 1 Nr. 4 genannten Angaben ein-
getragen; auf die Beurkundung seiner Geburt wird hingewiesen. 
 

(2) Die Anerkennung der Mutterschaft zu einem Kinde wird auf mündlichen oder schriftlichen Antrag der Mutter oder 
des Kindes beim Geburtseintrag beurkundet, wenn geltend gemacht wird, dass die Mutter oder der Mann, dessen 
Vaterschaft anerkannt oder rechtskräftig festgestellt ist oder von dem das Kind nach Angabe der Mutter stammt, ei-

 
§ 31 Lebendgeburt, Totgeburt, Fehlgeburt 
(1) Eine Lebendgeburt liegt vor, wenn bei einem Kind nach der Scheidung vom Mutterleib entweder das Herz 
geschlagen oder die Nabelschnur pulsiert oder die natürliche Lungenatmung eingesetzt hat. 
(2) Hat sich keines der in Absatz 1 genannten Merkmale des Lebens gezeigt, beträgt das Gewicht der 
Leibesfrucht jedoch mindestens 500 Gramm, gilt sie im Sinne des § 21 Abs. 2 des Gesetzes als ein tot geborenes 
Kind.  
(3) Hat sich keines der in Absatz 1 genannten Merkmale des Lebens gezeigt und beträgt das Gewicht 
der Leibesfrucht weniger als 500 Gramm, handelt es sich um eine Fehlgeburt. Sie wird in den 
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ne fremde Staatsangehörigkeit besitzt und das Heimatrecht dieses Elternteils eine Anerkennung der Mutterschaft 
vorsieht. 

(3) Außerdem sind Folgebeurkundungen zum Geburtseintrag aufzunehmen über 
- jede sonstige Änderung des Personenstandes des Kindes; bei einer Annahme als Kind gilt § 21 Abs. 1 Nr. 4 ent-

sprechend, 
- die Änderung der Namensführung der Eltern oder eines Elternteils, wenn auch das Kind den geänderten Namen 

führt, 
- die Feststellung des Namens des Kindes mit allgemein verbindlicher Wirkung, 
- die Änderung des Geschlechts des Kindes, 
- die rechtliche Zugehörigkeit des Kindes zu einer Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts 

ist, sofern das Kind dies wünscht, 
- die Berichtigung des Eintrags. 

 
(4) Für die aus Anlass der Beurkundungen nach den Absätzen 1 und 3 aufzunehmenden Hinweise gilt § 21 Abs. 3 entspre-
chend. Im Übrigen wird hingewiesen 

- auf die Ehe oder die Lebenspartnerschaft des Kindes und deren Auflösung, 
- auf die Geburt eines Kindes, 
- auf den Tod des Kindes, 
- auf eine in das Testamentsverzeichnis aufgenommene Mitteilung. 

Personenstandsregistern nicht beurkundet. 
(4) Eine Fehlgeburt ist abweichend von Absatz 3 als ein tot geborenes Kind zu beurkunden, wenn sie Teil einer 
Mehrlingsgeburt ist, bei der mindestens ein Kind nach Absatz 1 oder 2 zu beurkunden ist; § 21 Abs. 2 des 
Gesetzes gilt entsprechend. 

Eheregister  
 
§ 15 Eintragung in das Eheregister 
(1) Im Eheregister werden im Anschluss an die Eheschließung beurkundet  

- Tag und Ort der Eheschließung, 
- die Vornamen und die Familiennamen der Ehegatten, Ort und Tag ihrer Geburt sowie auf Wunsch eines Ehegatten 

seine rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, 
- die nach der Eheschließung geführten Familiennamen der Ehegatten. 

In Beurkundung wird hingewiesen auf: 
- die Beurkundung der Geburt der Ehegatten, 
- die Staatsangehörigkeit der Ehegatten, wenn sie nicht Deutsche sind und ihre ausländische Staatsangehö-

rigkeit nachgewiesen ist, 
- die Bestimmung eines Ehenamens. 

 

 

 
§ 16 Fortführung 
(1) Zum Eheeintrag werden Folgebeurkundungen aufgenommen über  

- den Tod der Ehegatten, ihre Todeserklärung oder die gerichtliche Feststellung der Todeszeit und die Aufhebung 
solcher Beschlüsse, 

- die Aufhebung oder die Scheidung der Ehe, 
- die Feststellung des Nichtbestehens der Ehe, 
- jede Änderung des Namens der Ehegatten, 
- jede sonstige Änderung des Personenstandes, soweit sie Angaben im Eheeintrag betrifft, sowie die Änderung oder 

die Löschung der eingetragenen Religionszugehörigkeit, wenn der betroffene Ehegatte dies wünscht, 
Berichtigungen. 

- Auf die Wiederverheiratung oder die Begründung einer Lebenspartnerschaft wird hingewiesen. 
(2) Der Eheeintrag wird nicht mehr fortgeführt, wenn das Nichtbestehen der Ehe rechtskräftig festgestellt ist. Die Angaben 
über einen Ehegatten, der wieder geheiratet oder eine Lebenspartnerschaft begründet hat, werden nicht fortgeführt; hiervon 
ausgenommen sind Änderungen, die auf die Zeit vor der Wiederverheiratung oder Begründung der Lebenspartnerschaft 
zurückwirken. 
 

 

Lebenspartnerschaftsregister  
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§ 17 Begründung und Beurkundung der Lebenspartnerschaft 
Für die Begründung einer Lebenspartnerschaft gelten die §§ 11 und 12 Abs. 1 und 2 sowie die §§ 13 bis 16 entsprechend. 
§ 23 des Lebenspartnerschaftsgesetzes bleibt unberührt. 
 

 

Sterberegister  
 
§ 31 Eintragung in das Sterberegister 
(1) Im Sterberegister werden beurkundet  

- die Vornamen und der Familienname des Verstorbenen, Ort und Tag seiner Geburt sowie auf Wunsch des Anzei-
genden die rechtliche Zugehörigkeit des Verstorbenen zu einer Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffent-
lichen Rechts ist, 

- der letzte Wohnsitz und der Familienstand des Verstorbenen, 
- Ort sowie Tag, Stunde und Minute des Todes. 

 
 
(2) Zum Sterbeeintrag wird hingewiesen  

- auf die Beurkundung der Geburt des Verstorbenen, 
- bei verheiratet gewesenen Verstorbenen auf die Eheschließung, 
- bei Verstorbenen, die eine Lebenspartnerschaft führten, auf die Begründung der Lebenspartnerschaft. 

 
§ 39 Weitere Angaben zum Familienstand des Verstorbenen 
(1) War der Verstorbene zum Zeitpunkt des Todes verheiratet, so sind die Vornamen und der Familienname 
des Ehegatten einzutragen; bei einem verwitweten Verstorbenen sind die Angaben des letzten Ehegatten 
aufzunehmen. 
(2) War die letzte Ehe des Verstorbenen geschieden oder auf andere Weise aufgelöst, sind keine Angaben über den 
früheren Ehegatten einzutragen. 
(3) Führte der Verstorbene eine Lebenspartnerschaft, gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

 
§ 32 Fortführung 
Zum Sterbeeintrag werden Folgebeurkundungen über Berichtigungen aufgenommen. Auf die Todeserklärung und die ge-
richtliche Feststellung der Todeszeit wird hingewiesen. 
 

 

 

 

 

                                                 
ii Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschließung vom 6. Februar 1875 (Reichs-Gesetzblatt 1875 S. 23). 
ii Gesetz über den Personenstand vom 11. Juni 1920 (Reichs-Gesetzblatt 1920 S. 1209). 
iii Verordnung über standesamtliche Hinweise. Vom 14. Februar (Reichs-Gesetzblatt I 1935 S. 201). 
iv Personenstandsgesetz vom 3. November 1937 (Reichs-Gesetzblatt I 1937 S. 1146). 
v Erste Verordnung zur Ausführung des Personenstandsgesetzes vom 19. Mai 1938 (Reichs-Gesetzblatt I 1938 S. 533). 
vi Gesetz über das Personenstandswesen (Personenstandsgesetz) vom 16.November 1956 (Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik I S. 1283). 
vii Erste Durchführungsbestimmung zum Gesetz über das Personenstandswesen (Personenstandsgesetz) vom 07. Januar 1957 (Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik  I 1957, S. 77). 
viii Erste Durchführungsverordnung zum Personenstandsgesetz vom 4. Dezember 1981 (Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik I 1981 S. 421). 
ix Zweites Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Personenstandsgesetzes vom 18. Mai 1957 ((Bundesgesetzblatt I 1957 S. 518)). 
x Verordnung zum PStG 1957 (Bundesgesetzblatt I 1957 S. 1139). 
xi Personenstandsgesetz (PStG) vom 19.02.2007 (Bundesgesetzblatt I 2007 S. 122). 
xii Personenstandsverordnung vom 22. November 2008  (Bundesgesetzblatt I 2008 S. 2263). 
 
 



 

 

Anhang II: Fragebogen  
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

im Rahmen meiner Bachelorarbeit im Studiengang Archiv an der Fachhochschu-

le Potsdam, wende ich mich mit folgendem Anliegen an Sie. 

Schutzwürdige Belange Dritter in Personenstandsunterlagen – Was sind diese 

und welchen Einfluss können sie auf Arbeitsabläufe im Archiv haben? 

Ziel dieser Umfrage ist es, zu erfahren wie Sie mit dieser Thematik umgehen. 

Für Erfahrungsberichte jeder Art anhand folgender Fragen wäre ich Ihnen sehr 

dankbar.  

 

1) Halten Sie die Thematik von schutzwürdigen Belangen Dritter in Perso-
nenstandsunterlagen für  

o Sehr relevant 
o Relevant 
o Wenig relevant 
o Nicht relevant 

 
Anmerkungen 
 

 
2) Welche Arten von Daten in Personenstandsunterlagen werten Sie als 

schutzwürdig? 
 
 
 

3) Werden die Unterlagen daraufhin überprüft, wenn ja mit welcher Metho-
de? (Z.B. Systematische Durchsicht, etc. - Beispielhaft der Bericht von Dr. 
Jochen Rath (Stadtarchiv Bielefeld): „Die Offenbarung – und deren Verbot 
im Archiv: Adoptionshinweise in Registern“. In der Veranstaltung der 
Fachgruppe 2 auf dem diesjährigen Deutschen Archivtag, 23.09.2011) 
 
 
 

4) Wenden Sie diese Methode(n) auch bei Sammelakten an? 
o Ja 
o Nein 

 
Anmerkungen 
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5) Sehen Sie eine generelle Notwendigkeit von Empfehlungen zu Methoden 
und Arbeitsabläufen hinsichtlich dieser Thematik? 

o Ja  
o Nein 

 

Anmerkungen 

 

 

 

6) Die Auswertung erfolgt anonym, außer Sie sind mit einer namentlichen 
Nennung Ihres Archives einverstanden? 

o Ja        
o Nein 
 

 

Antworten können sowohl direkt per Email als auch im Anhang an mich, bis zum 

09.12.2011 zurückgesandt werden.  

Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung und bedanke mich für Ihre 

Teilnahme. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen, 

Carolin Baumann 

7. Semester Archiv, FH Potsdam 

Tschudistr. 7, 14476 Potsdam 

Tel.: 033208/217897 

carolin.baumann@fh-potsdam.de



 

 

Anhang III: Umfrageergebnisse Teil 1 
 

Nr. 
Relevanz 
(Frage 1) 

Anmerkungen Schutzwürdige Daten (Frage 2) 

1  Relevant 
 

Alle persönlichen Daten, deren öffentliche Nennung zum Nachteil der betroffenen Person führen kann (z.B. uneheliche 

Geburt, Totgeburten, Sterbefälle von Kindern, deren Eltern noch leben könnten, Adoption). Eine anonymisierte Auswer-

tung sollte aber grundsätzlich möglich sein. 

2  Relevant 
 

Adoptionshinweise, Nachträge zu Kindern, z.B. mehrfache Eheschließungen von Kindern … 

3 
Wenig 

relevant  

Tendenziell halte ich Adoptions- oder Vaterschaftsvermerke für schutzwürdig, hatte bisher aber noch keinen Fall in der 

Praxis. 

4 
Wenig 

Relevant 

wenig relevant, allerdings hauptsächlich, da ich von einem kleinen Archiv und einem kleinen Standesamt aus-

gehe 
Adoption, Todesursachen, Noch lebende Personen 

5  Relevant 
 

Daten, die in Form von Randvermerken nachträglich in die Register eingetragen wurden und möglicherweise geschützte 

Daten enthalten 

6 
Sehr Rele-

vant 

Ich habe in meinem Kreisarchiv zwar bislang keine einzige Nachfrage nach den hier verwahrten Zweitschriften 

der Personenstandsregister, würde aber diese nicht ungeprüft vorlegen. 

Grundsätzlich alle, die den Regelungen des Landesarchivgesetzes zufolge schützenswert sind, v.a. Adoptionshinweise 

etc. 

7  Relevant Rechtliche Rahmenbedingungen sind immer zu beachten 
Adoptionsvermerke,  Im Ausnahmefall enthaltene Daten von Personen, die (wahrscheinlich) noch leben: z.B. Sterbefall 

eines Kindes, bei dem die Eltern genannt sind 

8 
Sehr Rele-

vant 

Die Beachtung von schutzwürdigen Belangen Dritter ist eine gesetzliche Pflicht, deren Missachtung zumindest 

für das Archiv eines staatlichen Trägers nicht riskiert werden darf. 

a) die Einträge generell, sofern die im Personenstandsgesetz genannten Fristen nicht abgelaufen sind,  b) eventuelle 

Nachträge, die weitere Personen ,  c) den Sonderfall der gesetzlich besonders geschützten Adoptionseinträge  

9 
Sehr Rele-

vant  

 

Alle Daten von noch lebenden Personen (bzw. die noch leben könnten), wenn nicht die Person selbst Auskunft will, z. B. 

einschließlich Namen der Tauf- und Trauzeugen 

10 
Sehr Rele-

vant  
Jegliche Daten in Personenstandsunterlagen sind ohne Prüfung schutzwürdig. 

11 
Sehr Rele-

vant  
Alle personenbezogenen Daten. 

12 
 

bedingt durch sehr umfangreiche Bau- und Sanierungsmaßnahmen in unserem Haus konnten die Personen-

standsbücher und Sammelakten des Standesamts von uns bislang noch nicht übernommen werden. Somit feh-

len uns momentan noch die nötigen Erfahrungswerte, um Ihre Fragen detailliert beantworten zu können. Die 

schutzwürdigen Belange Dritter sind für uns von erheblicher Bedeutung, zweifellos werden wir uns noch sehr 

intensiv mit diesem Thema auseinandersetzen müssen. 
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13 
 

das Stadtarchiv hat bislang noch keine Personenstandsunterlagen übernommen, so dass wir auch noch nicht 

über entsprechende Erfahrungen berichten können.  

14  Relevant 
 

Alle darin enthaltenen personenbezogenen Daten Betroffener und Dritter soweit die archivrechtlichen Fristen noch nicht 

abgelaufen sind oder sie besonderer Geheimhaltung unterliegen (z.B. Adoptionsvermerke) 

15  Relevant 
Abgabefristen der PStU ist ja in etwa identisch mit den Schutzfristen für personenbezogene Unterlagen gem. 

der Landesarchivgesetze. Relevanz teilweise gegeben 

Relevant kann das Thema nach unseren bisherigen Erfahrungen v.a. bei Sterberegistern bzw. deren Sammelakten sein 

(Todesursachen; persönliche Daten von Angehörigen bzw. Nachfahren, für die die Schutzfristen noch laufen), ferner bei 

der Suche von Kindern nach ihren leiblichen Eltern. 

16  Relevant 

Schutzwürdige Belange in Personenstandsunterlagen sehen wir als relevant an. Dazu sind die Randvermerke 

und die beigeschriebenen Hinweise zu zählen. Es könnten auch die Todesursachen, die in einigen Jahrgängen 

in den Sterbebüchern vermerkt sind dazu zählen. Wir geben in der Regel nur Auskünfte aus den Unterlagen und 

schränken die private Benutzung ein. Wenn Benutzung, dann zu wissenschaftlichen Zwecken. Arbeitsorganisa-

torisch sind wir nicht in der Lage vor Benutzungen die Unterlagen zu überprüfen, das Kreisarchiv ist nur mit zwei 

Mitarbeitern besetzt und wir neben dem Endarchiv auch das Zwischenarchiv des Landkreises betreuen 

 

17 
Sehr Rele-

vant 

Die Thematik schutzwürdiger Belange in Personenstandsunterlagen ist für unsere Arbeit insofern sehr relevant, 

da wir mit den Kirchenbüchern über vergleichbare Unterlagen verfügen. Insofern sind auch unsere rechtlichen 

Regelungen weitestgehend identisch mit den rechtlichen Regelungen zum Personenstandsrecht 

Im Prinzip sind alle Daten der Kirchenbücher schutzwürdig. Allerdings ist die Bemessung zusätzlicher Sperrfristen über 

die allgemeine 30-Jahresfrist nach dem kirchlichen Archivrecht von der Dokumentation der spezifischen Amtshandlung 

abhängig. Beerdigungsregister sind 30Jahre nach Abschluss einsehbar, die Taufregister 90 Jahre nach Geburt. Bei den 

Trauregistern richten wir uns nach dem möglichst früheren Trautermin. Damit sind diese Register in der Regel 75 Jahre 

gesperrt. Unsere Fristen weichen damit von den derzeit geltenden Regelungen des Landes Nordrhein-Westfalen ab, 

dass etwas längere Schutzfristenvorsieht. 

19 
Wenig 

relevant  
Adoptionen Geschlechtsumwandlungen (Transsexualität) Totgeburten (?) Namensverzeichnisse 

20  relevant Durch die im PStG neu formulierten Fristen (110-80-30 Jahre) werden die Belange Dritter geschützt. 
ich kenne nur die Zweitbücher, also weder Sammelakten noch Erstbücher. Meiner Meinung nach enthalten die nach 

Ablauf der Fristen geschlossenen Zweitbücher (also Archivgut) kaum schutzwürdigen Daten. 

21 
Sehr Rele-

vant  
Erbkrankheiten 

22 
Sehr Rele-

vant  

Das XXX archiviert die Nebenregister/Zweitbücher der Personenstandsregister. Hier finden sich im Gegensatz zu den 

Erstregistern nicht die sog. „Hinweise“, sondern nur die für den Rechtsstatus des Eintrags relevanten „Randvermerke“, 

die sich in erster Linie auf den Eingetragenen selbst, dessen Schutzfristen mit den Fortführungsfristen abgelaufen sind, 

beziehen. Die „Hinweise“ hingegen können sich auch auf Personen beziehen, deren Schutzfristen noch nicht abgelau-

fen sind, etwa Hinweise zu den Kindern in einem Heiratseintrag. In den Nebenregistern können m.E. in den Einträgen 

selbst  Angaben zu Dritten problematisch werden, z.B. wenn bei einem Sterbeeintrag als Anzeigende die deutlich jünge-

re Ehefrau angegeben ist oder beim Tod von jungen Menschen, Kindern oder bei Totgeburten, die bis 1998 nur in das 

Sterbebuch, nicht in das Geburtenbuch eingetragen wurden, ein Elternteil das Ereignis anzeigt. 
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23 
  

In diesem Zusammenhang stellt sich jedoch die Frage nach den schutzwürdigen Belangen dieser Dritten. Deren Beein-

trächtigung sehe ich im Fall eines den Sterbefall anzeigenden Arztes oder jüngeren Ehepartners nicht gegeben. Bei den 

Sterbefällen junger Menschen bin ich der Meinung, dass mit den Angaben zu den Eltern sensibler umgegangen werden 

muss. In diesem Zusammenhang stellt sich jedoch die Frage nach den schutzwürdigen Belangen dieser Dritten. Bei den 

Sterbefällen junger Menschen bin ich der Meinung, dass mit den Angaben zu den Eltern sensibler umgegangen werden 

muss. 

24  relevant 
Ich halte die Thematik für relevant, ohne Erfahrungen in der Beantwortung von Anfragen zu haben, bei denen 

Personenstandsunterlagen verwendet werden. 

Aufgrund meiner ersten Antwort bin ich in der Thematik nicht so bewandert. Möglicherweisen handelt es sich um Daten, 

die das Verhältnis von Kindern zu Eltern und umgekehrt betreffen, z.B. ob ein Kind „leiblich“ ist. Alle Angaben, die gege-

benenfalls rechtliche Folgen haben. Andererseits könnte eine Person, die um eine Auskunft bittet allerdings auch ein 

berechtigtes Interesse, bzw. einen Anspruch oder ein Recht auf Auskunft haben. 

25  relevant 
 

Adoptionsvermerke, Hinweise auf Kinder (personenbezogene Sperrfrist noch nicht abgelaufen), Todesursache 

26 
Sehr Rele-

vant  
Hinweise auf Erbkrankheiten 

27  relevant 
 

Informationen und Daten von Dritten – aus Sammelakten 

28  relevant 
 

Adoptionshinweise und Hinrichtungen 

29 
Wenig 

relevant 

wenn die Unterlagen in Archiv kommen, sind die Schutzfristen für die Betroffenen abgelaufen; es können nur in 

Ausnahmefälle schutzwürdige Belange Dritter auftreten, z.B. Erbkrankheiten, für meine Begriffe auch Suizide, 

wenn Nachkommen noch in der Stadt leben 

Als schutzwürdig halte ich Todesursachen, die in den Sammelakten vermerkt sind, oder Adoptionshinweise in Gebur-

tenbüchern. 

30 
Sehr Rele-

vant 

Bei Personenstandsregistern und den zugehörigen Sammelakten handelt es sich um Unterlagen, die in hohem 

Maße dem Bereich des Schutzes der eigenen Persönlichkeit zuzurechnen sind, der nur durch gesetzliche Be-

stimmungen geregelt werden kann. 

Hinweise in Sterberegistern über Sterbeursache (Erbkrankheiten); Adoptionshinweise in Geburtsregistern 

31 
Sehr Rele-

vant  

Bei Personenstandsregistern in Geburts- oder Heiratsregistern eingetragene Hinweise mit Angaben zur Adoption noch 

lebender Personen; bei Sammelakten über die im Registereintrag oder zugehörigen Randvermer-

ken/Folgebeurkundungen und Hinweisen genannten Angaben hinausgehende Daten zu Dritten. 

32 
Sehr Rele-

vant  

Generelle Schutzwürdigkeit lt. Archivgesetz, besondere Achtsamkeit selbstverständlich bei allen Daten, die noch leben-

de Personen betreffen. Bei den Registern sind beispielweise Eintragungen über Adoptionen stark zu beachten. 

33  relevant 
 

Randvermerke und Hinweise, deren Schutzfristen noch nicht abgelaufen sind. (in den Registern) 

34  relevant 
 

35 
Sehr Rele-

vant 

Sehr relevant, da es sich bei den Personenstandsunterlagen um die reine Erfassung von personenbezogenen 

Daten handelt. 

Das […]-Archiv schließt sich der Meinung von Herrn Dr. Rath vom Stadtarchiv Bielefeld an: Adoptionsvermerke in Hei-

ratsregistern gelten als schutzwürdig. Grundlage ist § 5 Absatz 2 des Niedersächsischen Archivgesetzes  
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Anhang IV: Umfrageergebnisse Teil 2  
Nr.  Überprüfung der Unterlagen (Frage 3) Umgang mit Sammelakten (Frage 4) Notwendigkeit von Empfehlungen (Frage 5) Anmerkungen 

1 
Komplette Durchsicht, wobei auf bestimmte Kriterien ge-

achtet wird (v.a. Adoptionsangaben) 

Bisher wurden aus organisatorischen Grün-

den noch keine Sammelakten an das Stadtar-

chiv abgegeben. Nach Abgabe muss erneut 

entschieden werden. Daher kann diese Frage 

noch nicht beantwortet werden. 

Ja- Keine verbindlichen Normen, aber Arbeitshilfen sind wünschens-

wert, v.a. mit einer genauen Darlegung der rechtlichen Situation  

2 
Nein nicht systematisch. Überprüfung erfolgt nur bei An-

fragen. Der Aufwand einer vollst. Durchsicht auf diese 

Betreffe steht in keinem Verhältnis zur Nutzung. 

Ja -Auch hier Überprüfung erfolgt nur bei An-

fragen und ausdrücklichem Wunsch, die 

Sammelakte zu befragen. 

Nein -Personenstands- und Archivgesetzgebung ist ausreichend. 

Natürlich sind Beiträge wie die von Herrn Dr. Rath. Sinnvoll, aber 

Diskussion in Fachorganen reicht aus. 

Abhängig von Nutzerkreis: Direkt Betroffene haben m. E. Anrecht 

auf umfassende Information aus dem Archivgut, Dritte (z.B. Fami-

lienforscher) eher eingeschränkt. Insgesamt sollten die Regeln der 

Archivgesetzgebung eingehalten werden. In der Praxis sind Anfra-

gen, die schutzwürdige Belange betreffen eher gering. 

3 
Im jeweiligen Fall, wird der Eintrag angeschaut bzw. „ge-

prüft“. 

Nein - Sammelakten wurden noch nicht vom 

Standesamt abgegeben genauso wie die Fa-

milienbücher. 

JA -Besonders notwendig scheint es mir nicht, aber wenn es solche 

Empfehlungen gäbe und sie praxisnah wären, würde ich sie berück-

sichtigen bzw. anwenden. 
 

4 
Nein, sondern nur von Fall zu Fall, Wäre natürlich bei 

vielen Anfragen nur noch schwer möglich 
JA  

Nein, es gibt ja das Archivgesetz und die jeweilige Archivsatzung, 

Hilfen sind gut, arten aber leicht in Regelungswut aus, Gerade Kom-

munalarchivare sollten sich nicht bevormunden lassen 
 

5 

Die Standesamtsregister werden nicht systematisch 

durchgesehen, die Vorlage erfolgt jedoch mit besonderer 

Aufmerksamkeit. Bei der Vorlage von Archivgut, insbe-

sondere von personenbezogenem Schriftgut, erfolgt im-

mer ein Beratungsgespräch. Darüber hinaus verpflichten 

sich die Benutzer selbst die schutzwürdigen Belange Drit-

ter zu berücksichtigen, sobald sie den Antrag auf Benut-

zungsgenehmigung unterschreiben und werden bei Be-

nutzung personenbezogenen Schriftguts nochmals aus-

drücklich auf die Problematik hingewiesen. Falls im Zuge 

der Vorlage der Standesamtsregister durch das Archiv-

personal auffällt, dass sich darin Informationen befinden, 

die schutzwürdige Belange Dritter tangieren, würde im 

Zweifelsfall die Einsicht verwehrt werden. 

JA 

Möglicherweise wäre das hilfreich! Eine generelle Notwendigkeit kann 

ich nicht abschätzen, das könnten Sie vielleicht besser nach Auswer-

tung der Umfrage beurteilen! 

Mit der Unterzeichnung eines „Antrags auf Benutzungsgenehmi-

gung“ sind auch die Benutzer des Stadtarchivs verpflichtet, „die 

Persönlichkeits- und Urheberrechte sowie andere berechtigte Inte-

ressen Dritter“ zu beachten. 
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6 
  

JA -Ich finde es erstrebenswert, wen hier eine einheitliche Vorge-

hensweise erzielt werden könnte.   

7 

Erst im Oktober 2011 wurde als Reaktion auf den Dt. 

Archivtag/Vortrag Rath eine Durchsicht der Heiratsregis-

ter auf Adoptionsvermerke vorgenommen. Seit 2009 wird 

eine vom XXX empfohlene Zusatzerklärung von Nutzern 

verlangt, die bis zur weiteren Klärung der Rechtslage 

gültig bleibt. Die Rechtslage für Adoptionshinweise wird 

aufmerksam verfolgt, um hier gegebenenfalls, wie im 

Stadtarchiv Bielefeld schon praktiziert, einzelne Seiten für 

die Nutzung sperren zu können. Dazu wurden bereits alle 

Heiratsregister auf Adoptionshinweise durchgesehen und 

die entsprechenden Registernummern in der Archivsoft-

ware vermerkt. 

Nein - Sammelakten wurden bislang nicht 

vorgelegt, sondern im konkreten Einzelfall 

durch die Archivare durchgesehen, um Fra-

gen der Nutzer beantworten zu können. Dies 

waren Ausnahmen. 

Ja - Es ist nötig, die Personenstandsregister auf rechtlich gesicherter 

Grundlage vorlegen zu können. Verlässliche Gutachten und Ein-

schätzungen, die von allen betroffenen Archiven genutzt werden kön-

nen, sind bzw. wären daher wichtig. 

 

8  

Systematische Durchsicht der Bände mit dem Problem, 

dass die Urkunden mit Adoptionseinträgen nicht aus den 

Bänden entfernt werden können. Ein Band, in dem Adop-

tionseinträge vorkommen, wird in der Benutzung nicht 

vorgelegt, sondern es werden Kopien gefertigt. 

Nein - Bei den meist verwendeten 

Aufgebotsakten sind uns bislang keine nach-

träglichen Adoptionseinträge bekannt. 

JA - Eine in allen Archiven einheitlich befolgte Linie erscheint uns als 

sehr sinnvoll, da wir immer wieder von Benutzern hören: „Aber im 

Archiv xy durfte ich ...“ – dies gilt nicht nur für den Zugang, sondern 

auch für die Gebühren!  

 

9 
Persönliche Einsicht nur bis 1910 möglich, danach schrift-

liche Auskunftserteilung unter Beachtung der Schutzfris-

ten 

JA 
  

10 
Diese Unterlagen werden immer auf schutzwürdige Be-

lange Dritter untersucht. Eine Methode wenden wir dabei 

nicht an. Es ist ehr eine Durchsicht von vorn nach hinten. 

Wir überprüfen auch Sammelakten, oft Stich-

probenartig 
JA 

 

11  Ja, vor allem Geburts- und Sterbedatum, Heirat etc. JA JA 
 

12 
Für eine systematische Durchsicht fehlt mangels Personal 

die Zeit, ebenso wie für Besuch des Archivtags oder das 

gründliche Studium der juristischen Literatur dazu 

JA 

Ja -Erforderlich ist eine übersichtliche Darstellung der für den Nichtju-

risten recht unübersichtlichen Rechtslage und noch wichtiger eine 

verbindliche Richtlinie o.ä. an denen sich alle Archive orientieren 

können u.a. zu folgenden Punkten:- Handhabung von Fristen von 

Hinweisen und Vermerken, die ja durchaus sehr viel später als die 

Beurkundung (auf die sich die Fortführungsfrist bezieht) stattgefun-

den haben können- Sonderfall Württembergische Familienregister 

(enthalten weit mehr Information als die Eheregister (bis zur Genera-

tion der Kinder des Ehepaars)- Geltung der Fristen auch für Auskünf-
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te an amtliche Stellen (Notariate) und amtlich bestellte Erbenermittler 

(z.B. bzgl. Adoptionsvermerk) 

13 
Eine archivische Erschließung der seit 2010 übergebenen 

Unterlagen steht noch aus. In deren Rahmen wird die 

Methode zu erörtern sein. 

Vgl. 3. Bislang Einzelfallprüfung bei Anfrage. JA 
 

14 
  

Ja, die Landesfachstelle sollte Weiterbildungen zur dem Thema or-

ganisieren.  

15 

Eine besondere Überprüfung besteht (noch) nicht, da die 

(jüngeren) Kirchenbücher in der Regel bei den Kirchen-

gemeinden verwahrt wird. Bei uns befindet sich eine Si-

cherungsverfilmung, bei denen alle  Kirchenbücher, die 

bis zum Jahr 1875 geführt wurden, aufgenommen wur-

den. Insofern stellt sich die Frage für uns als Archiv noch 

nicht 

 

Da im Falle der Adoption vor einer Taufte Hinweise auf die leiblichen 

Eltern im Taufeintrag nur mit Zustimmung der Adoptiveltern erfolgt, 

sehe ich keine Notwendigkeit für besondere Methoden der Durchsicht 

(auch wenn man sich fragen kann, ob bei Volljährigkeit nicht da Kind 

alleine  entscheiden müsste). Bei einer Adoption nach der Taufe kann 

auf amtliche Veranlassung oder auf Antrag der gesetzlichen Vertreter 

bzw. des Jugendamts ein entsprechender Sperrvermerk eingetragen 

werden, der dann auch beachtet werden müsste. Nach unseren bis-

herigen Erfahrungen kommt dieses aber in den Kirchenbüchern so 

gut wie nicht vor. 

 

16 
In XXX ist eine Überprüfung angesichts der Masse nicht 

möglich 

Sammelakten wurden noch nicht übernom-

men.   

17 
Nein. Es gelten die Laufzeiten des Registers, und nicht 

irgendwelcher HW/Randvermerke, die darin enthalten 

sind. 

Nein- keine Randvermerke vorhanden 
Ja, es sollten für alle Stellen, die Auskünfte aus Personenstandsun-

terlagen geben können, die gleichen Richtlinien gelten.  

18  bei Benutzung Ja Ja 
 

19 

Für die Vorlage im Benutzersaal werden die Bände nicht 

systematisch überprüft, da wir davon ausgehen, dass 

aufgrund der fehlenden Hinweise nur in Ausnahmefällen 

sensible Daten genannt werden. Auch bewahren wir weit 

mehr Unterlagen auf als ein Stadtarchiv, was uns eine 

Komplettdurchsicht erheblich erschweren würde. Die Be-

nutzer unterschreiben im Rahmen des Benutzungsantra-

ges auch eine Erklärung zur Wahrung des Persönlich-

keitsschutzes Für die Digitalisierung und Online-Stellung 

jedoch werden die Sterbenebenregister ab 1930 zunächst 

einer Durchsicht unterzogen, um Angaben zu Dritten, 

Nein- Zu den Nebenregistern werden keine 

Sammelakten geführt, die wir hätten über-

nehmen können 

Es wäre hilfreich, wenn typische kritische Fälle einmal identifiziert und 

diskutiert werden könnten, man gleichsam einen „Katalog“ hätte, wo 

nun schutzwürdige Belange Dritter beeinträchtigt sein könnten und 

wo nicht. Dann könnte man gegenüber der Öffentlichkeit auch Benut-

zungseinschränkungen etc. transparenter begründen, aber auch um-

gekehrt selbstbewusst vertreten, warum man generell die Bücher zur 

freien Einsicht vorlegen kann. Dies als Argumente etwa gegenüber 

den Standesbeamten, die oftmals –auch Angaben, die aus Sicht des 

Archivars unbedenklich sind, nicht der Öffentlichkeit preisgeben wol-

len, etwa dass ein in den vierziger Jahren verstorbener Mann SS-

Obersturmbannführer war oder dass in Sterbeeinträgen zwischen 
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deren schutzwürdige Belange tangiert sein könnten, 

schwärzen zu können. 

1938 und 1957 als Todesursache (in diesem Zeitraum wurde dies mit 

erfasst) der Suizid angegeben ist. Hier bestehen oft noch Skrupel, 

aus Rücksicht auf die Nachfahren solche Informationen offenzulegen. 

20  Nein. Der erwähnte Bericht ist mir nicht bekannt. Nein Ja 

Ich habe Ihre Fragen so gut es ging beantwortet, auch wenn ich 

keine Erfahrungen in der Beantwortung von Anfragen habe, die 

schutzwürdige Belange in Personenstandsunterlagen betreffen. Bei 

der Beantwortung von Anfragen würden mich gegebenenfalls mei-

ne Kolleginnen vom Standesamt unterstützen, da die Personen-

standsregister nach wie vor dort untergebracht sind weil im Stadtar-

chiv XXX  kein Platz dafür vorhanden ist. 

21 

Personenstandsregister werden aus konservatorischen 

Gründen für die Kernstadt nicht vorgelegt, da im Zweiten 

Weltkrieg das Erstregister zerstört wurde. Kopien werden 

angefertigt, und schutzwürdige Daten geschwärzt oder 

wegkopiert. 

Ja, Aufgrund der Kriegszerstörung sind auch 

hier nur Unterlagen nach 1945 (Kernstadt) 

erhalten geblieben. 

JA 
 

22 

Unterlagen werden nicht systematisch überprüft - bei der 

Archivrecherche für private und rechtliche Belange wird 

von Fall zu Fall   entschieden, wobei noch keine Ein-

schränkungen notwendig waren 

JA  
Nein da laut der Archivgesetzgebung immer die schutzwürdigen Be-

lange Dritter beachtet werden müssen  

23 
Sammelakten werden nach Durchsicht herausgegeben – 

auf das Verbot des Fotografierens bzw. erstellen von 

Kopien wird explizit hingewiesen. 

JA Empfehlungen sind sinnvoll 
 

24 

Keine systematische Durchsicht:  Anfragen werden nur 

schriftlich entgegengenommen und nur schriftlich durch 

das Archiv beantwortet (Einsicht bekommen die Benutzer 

nur in die Namensregister)  -       die Prüfung erfolgt bei 

der Bearbeitung 

JA Nein 
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25 

Es ist uns aus Zeit- und Personalgründen nicht möglich, 

eine systematische Durchsicht der Personenstandsunter-

lagen durchzuführen. Sterbebücher können unseres Er-

achtens bedenkenlos vorlegt werden. Die Sammelakten 

(soweit vorhanden) schauen wir uns vor der Benutzung 

an. Es darf nur der entsprechende Eintrag eingesehen 

werden. 

JA- gerade bei den Sammelakten 

Nein -Die Bedingungen (materielle und personelle) sind in jedem 

Archiv anders. Die Einführung in diese Thematik durch die Landes-

fachstelle fand ich allerdings sehr gut und wichtig 
 

26 

Eine Prüfung ist grundsätzlich erforderlich, wenn ganze 

Bände zur Durchsicht vorgelegt werden. Bei der Vorlage 

von Einzelfällen (Kopie o.ä.) ist die Zweckbestimmung der 

Forschung zu berücksichtigen. Offen bleibt, inwieweit bei 

Verfilmung/Digitalisierung durch Dritte ein Schutz erreicht 

werden kann. Eine prophylaktische Überprüfung der Re-

gister und Sammelakten dürfte angesichts des Umfangs 

nicht möglich und angebracht sein. 

JA Nein 

Die Landesarchivgesetze und die kommunalen Satzungen sehen 

hier unterschiedliche Fristen und Verfahren vor, so dass ein einheit-

liches Vorgehen kaum möglich sein dürfte 

27 

Nach Absprache mit der Dienst- und Fachaufsicht ist kei-

ne systematische Durchsicht der Registerbände auf 

Adoptionsvermerke für eine Vorlage im Lesesaal nicht 

erforderlich. Inwieweit Vorkehrungen bei einer Bereitstel-

lung von Digitalisaten im Lesesaal – insbesondere im 

Hinblick auf die Möglichkeit einer späteren Online-

Präsentation – erforderlich sind, wird noch geprüft. Hinter-

legte Sammelakten (vgl. Punkt 4) werden nicht im Lese-

saal vorgelegt, so dass im Rahmen der schriftlichen 

Beauskunftung eine Prüfung durch den Bearbeiter durch-

geführt wird. 

XXX  werden lediglich von den Standesäm-

tern hinterlegte Sammelakten verwahrt 

JA, Abgesehen davon, dass bereits die Erarbeitung solcher Empfeh-

lungen förderlich für die fachliche Diskussion sein wird, glaube ich, 

dass diese gerade bei der großen Bandbreite des kommunalen Ar-

chivwesens eine wertvolle Entscheidungshilfe vor Ort darstellen kön-

nen; zugleich könnte eine Annäherung der Nutzungsbedingungen in 

den einzelnen Archiven den Kommunikationsbedarf gegenüber den 

Nutzern reduzieren. 

 

28  Bei Vorlage bzw. Vorlageersuchen 

Generell ja, bislang jedoch wenig Erfahrungen 

mit Sammelakten, da diese erst vor Kurzem 

übernommen wurden. 

Ja 
 

29 
systematische Durchsicht in Verbindung mit Digitalisation 

und Einarbeitung in Archiv-Software 

bisher noch keine Erfahrungen, da noch keine 

Einsichtnahme in Sammelakten erfolgte 
Nein, es liegen Empfehlungen vor.  
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30 
Überprüfung bei Vorlage. Schematische Darstellungen 

nicht möglich, auch da der Zweck der Benutzung beachtet 

werden muss 
   

31 

In einem ersten Schritt wurden alle Heiratsregister ab 

1900 auf dem Signaturschild mit einem roten Ausrufezei-

chen gekennzeichnet. Vor jeder Benutzung werden sie 

einem Archivar vorgelegt, der diese dann gemäß einer 

Checkliste für die Ermittlungen nach XXX prüft. Im Falle 

eines Randvermerks über eine Adoption wird die entspre-

chende Registernummer des Heiratsregistereintrages und 

das Geburtsjahr des Kindes auf der Checkliste vermerkt. 

Anhand des jüngsten Geburtsjahres wird die Schutzfrist 

für das gesamte Heiratsregister ermittelt. Falls keine 

Adoptionsvermerke vorhanden sind, so ist gegen die Vor-

lage im Lesesaal nichts einzuwenden. Falls jedoch solche 

Beischreibungen vorhanden sind müssen diese vor der 

Benutzung abgedeckt werden. Dies geschieht einmalig 

durch eine Papierabdeckung auf dem Vermerk, welche 

am Rand mit wasserlöslichem Leim in der Restaurie-

rungswerkstatt fixiert wird. Benutzer müssen sich daher 

auf längere Wartezeiten bei der Bestellung von Heiratsre-

gistern einstellen. Ist das Register abschließend überprüft 

wird das Ausrufezeichen wegradiert und das Register ist 

für die Benutzung ohne Einschränkungen zugänglich.  Bei 

genauer Kenntnis der relevanten Registernummer, kann 

jedoch direkt ein Kopierauftrag gestellt bzw. eine Einsicht 

bei der Lesesaalaufsicht in diesen einen Eintrag ermög-

licht werden. Dazu ist es notwendig, dass ggf. vorhande-

ne Namensverzeichnisse zu den Heiratsregistern für die 

Benutzung bereitgestellt werden. 

Nein, da Sammelakten grundsätzlich nur auf 

Anfrage in die Benutzung gegeben werden 

(bisher noch nicht eingetreten) bzw. bisher nur 

Auskunft daraus erteilt wurde (häufig an Er-

benermittlungen, die die kompletten Vermerke 

sehen dürfen).  

Ja 

Grundsätze zum einheitlichen Umgang mit schutzwürdigen Belan-

gen in Personenstandsregistern und eine Beschreibung in groben 

Zügen zu Methodik und Arbeitsabläufen sind wünschenswert. 



 

 

Eidesstattliche Erklärung 
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anderen als die angegebenen Hilfsmittel verwendet habe. Alle Stellen der Arbeit, 

die wörtlich oder sinngemäß aus fremden Quellen entnommen wurden, sind als 

solche kenntlich gemacht. Die Arbeit wurde bisher in gleicher oder ähnlicher 

Form an keiner Schule oder in keinem anderen Studiengang als Leistungsnach-

weis oder Prüfungsleistung vorgelegt oder an anderer Stelle veröffentlicht. Ich bin 

mir bewusst, dass eine falsche Erklärung rechtliche Folgen haben wird.  
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